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Zehn Jahre sind vergangen, seit die Staats- und Regierungs-
chefs aus mehr als 150 Ländern im Jahr 2000 in New York die
Millenniumerklärung der Vereinten Nationen verabschiede-
ten. Sie enthält unter anderem ein Set von international ver-
einbarten Entwicklungszielen, die in der Folge als Millenni-
umsentwicklungsziele (Millennium Development Goals,
MDGs) zum Leitmotiv der internationalen Entwicklungspolitik
avancierten. Mit ihnen richtete sich der entwicklungspolitische
Diskurs von Regierungen und internationalen Organisationen
auf die Bekämpfung der extremsten Formen von Armut und
Hunger sowie die soziale Grundversorgung der Bevölkerung,
insbesondere in den Bereichen Grundbildung, Gesundheit und
Wasserversorgung. Die meisten MDGs sind mit klaren quanti-
tativen, und damit überprüfbaren Zielvorgaben verbunden, die
überwiegend bis zum Jahr 2015 erreicht werden sollen.

Die acht MDGs mit den mittlerweile 21 Unterzielen und 60 In-
dikatoren bilden einen Referenzrahmen für Armutsbekämp-
fung und Entwicklung, der als bislang einzigartiger gesell-
schaftlicher Konsens kommuniziert wird. Die Regierungen und
alle wichtigen internationalen Organisationen, insbesondere
die Vereinten Nationen (UN), die Weltbank, der Internationale
Währungsfonds (IWF) und die Organisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) wirken an der Ge-
staltung und Umsetzung der MDGs mit. Zivilgesellschaftliche
Kampagnen von der lokalen bis zur globalen Ebene beziehen
sich auf die MDGs.

Fünf Jahre vor dem Zieljahr 2015 steht eine letzte große Zwi-
schenbilanz an. Was wurde bei der Verwirklichung der Ziele
bisher erreicht, wo gab es Fehlschläge und Rückschritte? Wel-
che Auswirkungen hat die globale Wirtschafts- und Finanzkri-
se auf die Verwirklichung der MDGs? Was müssen Regierun-
gen und internationale Organisationen tun, um den Zielen bis
zum Jahr 2015 möglichst nahe zu kommen? Und wie geht es
nach dem Jahr 2015 mit den MDGs weiter?

Diese Fragen stehen im Zentrum der entwicklungspolitischen
Agenda des Jahres 2010. Staats- und Regierungschefs aus al-
ler Welt diskutieren sie unter anderem beim Gipfeltreffen der
UN-Generalversammlung zu den MDGs im September 2010.
Das Global Policy Forum nimmt dies gemeinsam mit terre des
hommes zum Anlass, um sich in dem vorliegenden Report um-
fassend mit Geschichte, Gegenwart und Zukunft der MDGs
und der mit ihnen verbundenen entwicklungspolitischen Stra-
tegien zu befassen.

Im ersten Teil gibt der Report einen kurzen Überblick über die
Geschichte der MDGs und ordnet sie in den entwicklungspoli-
tischen Diskurs der vergangenen Jahrzehnte ein.

Im zweiten Teil zieht der Report auf Grundlage der aktuellsten
Zahlen und Fakten eine differenzierte Zwischenbilanz der
MDG-Umsetzung. Wo gab es Fortschritte bei der Armutsbe-
kämpfung und welche politischen Strategien haben sie beför-
dert, in welchen Ländern und bei welchen Zielen bestehen die
größten Umsetzungsdefizite, wie wirkt sich die globale Wirt-
schafts- und Finanzkrise auf die Verwirklichung der MDGs
aus? Aus der Analyse der Fortschritte und Defizite leitet der
Report Schlussfolgerungen und Empfehlungen für die ent-
wicklungspolitische Agenda der Jahre bis 2015 ab. Ein
Schwerpunkt liegt dabei auf dem Ziel 8, das unter dem Titel
„Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft“ auf die
Rahmenbedingungen eingeht, die die reichen Länder des Nor-
dens erfüllen müssen, damit die MDGs verwirklicht werden
können. Dabei dokumentiert der Report in erster Linie die Po-
sitionen und Forderungen, die Vertreter1 von über 300 zivilge-
sellschaftlichen Organisationen bei Hearings der UN-General-
versammlung im Juni 2010 zur Vorbereitung auf den MDG-
Gipfel präsentiert haben.2

Mitverantwortlich für die mangelnden Fortschritte bei der Ver-
wirklichung der MDGs sind auch die Schwächen und „blinden
Flecke“ des MDG-Konzepts selbst und der darauf basierenden
Umsetzungsstrategien. Im dritten Teil blickt der Report daher
auch über die MDGs hinaus. Er diskutiert Optionen für die Wei-
terentwicklung der MDGs und beschreibt aktuelle Vorschläge
für alternative Entwicklungsmodelle und Wohlstandsindikato-
ren, die dazu beitragen, den engen Fokus der MDGs auf Ar-
mutsbekämpfung und soziale Entwicklung zu erweitern sowie
Umwelt- und Verteilungsaspekte systematischer zu berück-
sichtigen. Er plädiert dafür, sich in der Entwicklungspolitik auf
ganzheitlichere Ansätze nachhaltiger Entwicklung (zurück-) zu
besinnen. Der Report schlägt damit auch die Brücke zwischen
dem MDG-Prozess und dem Diskurs über nachhaltige Ent-
wicklung, der im Vorfeld des „Rio+20“-Gipfels 2012 an neuer
Dynamik gewinnen wird.
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1 Aus Gründen der Lesbarkeit wird in diesem Report auf die Verwendung 
des Gender-I’s verzichtet.Wenn hier die grammatikalisch maskuline Version 
eines Begriffes verwendet wird, ist die semantisch feminine Form immer 
eingeschlossen.

2 Vgl. UN General Assembly (2010).
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Entwicklungsdekaden der Vereinten Nationen

Bereits 1961 riefen die Regierungen in der Generalversamm-
lung die erste Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen
aus. Ihr folgten drei weitere in den 1970er, 1980er und 1990er
Jahren. Flankiert wurden die entsprechenden Resolutionen
von Internationalen Entwicklungsstrategien für die jeweilige
Dekade.3 Für die erste Entwicklungsdekade konzentrierten
sich die Regierungen darauf, Wachstumsziele für die Ökono-
mien der Entwicklungsländer zu definieren. Um mindestens
fünf Prozent sollten die Nationaleinkommen dieser Länder
jährlich wachsen. Zur Unterstützung der Entwicklungsprozes-
se sollte mindestens ein Prozent des Nationaleinkommens der
Industrieländer in Form von öffentlichen (0,7 Prozent) und pri-
vaten (0,3 Prozent) Kapitaltransfers in den Süden fließen. Da-
mals dominierten modernisierungstheoretische Konzepte
nachholender Entwicklung. Notwendig sei ein „big push“ aus-
ländischen Kapitals, um in den Entwicklungsländern den „take
off“ hin zu dauerhaftem Wirtschaftswachstum zu ermögli-
chen. Übrig geblieben ist aus dieser Zeit bis heute das 0,7-Pro-
zentziel für die öffentliche Entwicklungshilfe.

Im Laufe der Jahre wurde immer deutlicher, dass für die Ent-
wicklungsprobleme nicht allein der Mangel an Kapital verant-
wortlich war, sondern die internen Gesellschaftsstrukturen
und die ungerechten Weltwirtschaftsbeziehungen wesentliche
Entwicklungshindernisse darstellten. Durch die lateinamerika-
nisch geprägte Dependenztheorie wurde diese Erkenntnis in
den 1960er und 1970er Jahren theoretisch unterfüttert. Die
Folge waren Forderungen der Entwicklungsländer nach einer
neuen Weltwirtschaftsordnung und nach globaler Umver-
teilung der Ressourcen (redistribution with growth). Die Aus-
einandersetzungen zwischen Nord und Süd verschärften sich.
Hauptschauplatz erbitterter Konflikte war in den 1970er Jah-
ren neben der UN-Generalversammlung die UN-Konferenz für
Handel und Entwicklung (UNCTAD). Gegen die Stimmen der
Industrieländer setzten die Entwicklungsländer damals eine
Reihe internationaler Deklarationen durch, in denen radikale
Veränderungen der weltwirtschaftlichen Strukturen „be-
schlossen“ wurden.4 Am Ende scheiterten sie mit ihren Forde-

rungen, denn realisieren ließen sich diese Deklarationen ge-
gen den Widerstand der Industrieländer nicht.

Durch die sich verschärfende Schuldenkrise gerieten die Län-
der des Südens in den 1980er Jahren immer weiter in die poli-
tische Defensive und in wachsende Abhängigkeit zu ihren
Gläubigern. Der dominierende Entwicklungsdiskurs verlagerte
sich in diesen Jahren zur Weltbank und dem Internationalen
Währungsfonds (IWF), die im globalen Schuldenmanagement
die zentrale Rolle spielten. Die Entwicklungsstrategien und 
-ziele wurden seitdem bestimmt von Konzepten neoliberaler
Strukturanpassungspolitik. Die Vereinten Nationen verloren
dagegen im Wirtschafts- und Sozialbereich zunehmend an
Einfluss und Bedeutung. Aus der Defensive heraus gelang es
UNICEF 1987 lediglich noch zu fordern, der Strukturanpas-
sung ein „menschliches Antlitz“ zu verleihen (Adjustment with
a Human Face) 5.

Washington Consensus vs.
rechtsbasierte Entwicklungsstrategien

In den 1990er Jahren gewannen neoliberale Entwicklungsan-
sätze, wie sie von den Bretton-Woods-Institutionen propagiert
wurden, weiter an Bedeutung. Leitmotiv dieses Trends war der
„Washington Consensus“, ein Begriff, den der US-Ökonom
John Williamson 1990 prägte. Er setzte auf das Primat von
wirtschaftlicher Stabilität und Wachstum, die Öffnung der
Märkte, Deregulierung und Privatisierung. Damit stand er zum
Teil in offenem Gegensatz zu den Politikrezepten der UN.

Der Entwicklungsdiskurs auf UN-Ebene wurde in den 1990er
Jahren bestimmt von der Kette sektoraler Weltkonferenzen,
die 1990 mit der Konferenz „Bildung für Alle“ in Jomtien be-
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3 Vgl. ausführlicher Martens (2007), S. 7 (Kasten 1).
4 Ebd. S. 8 (Kasten 2).
5 Vgl. Cornia et al. (1987).

I. Was bisher geschah:
Eine kurze Geschichte der MDGs

Internationale Entwicklungsziele zu formulieren, ist den Regierungen nicht erst beim Millenniumsgipfel der Vereinten Natio-
nen im Jahr 2000 eingefallen. Der internationale Diskurs über Entwicklungspolitik ist vielmehr seit seinen Anfängen geprägt
von der Proklamation immer neuer Ziele und Strategien.



gann und 1996 mit dem Welternährungsgipfel in Rom endete.
Diese Weltkonferenzen unterstützten einen auf Rechtsansprü-
chen basierenden Entwicklungsansatz (rights based ap-
proach). Die Rio-Konferenz über Umwelt und Entwicklung be-
gründete 1992 erstmals das Recht der Entwicklungsländer auf
Kompensationsleistungen zur Erhaltung des globalen Ökosys-
tems. Die Wiener Menschenrechtskonferenz betonte 1993 das
Recht auf Entwicklung und die Bedeutung der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschenrechte, der Weltsozi-
algipfel von Kopenhagen unterstrich 1995 die sozialen Rechte
der Arbeitnehmer, die Pekinger Weltfrauenkonferenz bekräf-
tigte im selben Jahr die Ziele der Nichtdiskriminierung und
Gleichstellung der Geschlechter als Menschenrechte, und der
Welternährungsgipfel 1996 unterstrich das Recht aller Men-
schen auf Nahrung und ein Leben frei von Hunger.

Aus diesen Ansätzen folgte die unmittelbare Verantwortung
der Staaten zu handeln und die Verpflichtungen der Regierun-
gen zu einer aktiven Wirtschafts-, Sozial-, Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik. Die Aktionsprogramme der Weltkonferenzen
spiegeln dies wider. Sie enthalten für ihre jeweiligen Bereiche
erstmals konkrete quantitative und zeitgebundene Ziele, zu
deren Verwirklichung sich die Regierungen politisch verpflich-
teten.

Sie bildeten Mitte der 1990er Jahre die Grundlage für gemein-
same Bemühungen von OECD, Weltbank, IWF und Vereinten
Nationen, ein Set von entwicklungspolitischen Kernzielen zu
definieren, über die ein umfassender politischer Konsens her-
gestellt werden sollte. Damit einher gingen seitdem Bestre-
bungen auf der institutionellen Ebene, unter dem Motto grö-
ßerer Politikkohärenz die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und den Bretton-Woods-Institutionen zu ver-
bessern. Armut und Armutsbekämpfung wurden dabei zu
Schlüsselbegriffen des Diskurses.

MDGs als Kompromissprojekt

Eine Schlüsselrolle in den Bemühungen um Konsens spielte
der Entwicklungsausschuss (Development Assistance Com-
mittee – DAC) der OECD mit seinem 1996 veröffentlichten
Strategiepapier „Shaping the 21st Century“.6 Die westlichen
Geberländer listeten darin sieben „Internationale Entwick-
lungsziele“ aus den Bereichen „wirtschaftliches Wohlerge-

hen“, „soziale Entwicklung“ und „ökologische Nachhaltig-
keit“ auf, die sie aus den Abschlussdokumenten der vorausge-
gangenen Weltkonferenzen herausdestilliert hatten.7

Im Juni 2000 veröffentlichte die OECD gemeinsam mit dem
UN-Sekretariat, dem IWF und der Weltbank die Broschüre „A
Better World for All“. In ihr definierten sie diese sieben Ent-
wicklungsziele erstmals gegenüber der Öffentlichkeit als ge-
meinsame Prioritäten.8

Beim Millenniumsgipfel der Vereinten Nationen übernahmen
die Staats- und Regierungschefs drei Monate später diese Zie-
le weitgehend unverändert in ihrer Millenniumserklärung.9 Le-
diglich das Ziel, allen Menschen Zugang zu reproduktiven Ge-
sundheitsdienstleistungen zu verschaffen, wurde auf Druck
der US-Regierung aus der Erklärung gestrichen. Dagegen ent-
hält sie zusätzliche Ziele zur Bekämpfung von HIV und AIDS,
zur Wasserversorgung und zur Verbesserung der Lebensbedin-
gungen von Slumbewohnern.

Mit der Millenniumserklärung vollzogen die Regierungen den
endgültigen Bruch zu den UN-Entwicklungsstrategien der vor-
ausgegangenen Dekaden mit ihren hauptsächlich makroöko-
nomischen Wachstumszielen. Statt im Jahr 2000 die fünfte
Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen auszurufen, kon-
zentrierten sie sich darauf, einige „ambitionierte aber realisier-
bare Ziele“ (OECD) im Bereich von Armutsbekämpfung und
sozialer Entwicklung zu formulieren, und sie verlängerten den
Zeitraum für die Umsetzung von einer auf anderthalb Deka-
den.

Die in der Gruppe der 77 (G-77) zusammengeschlossenen
Länder des Südens trugen die Millenniumserklärung zwar mit,
sie standen der selektiven Konzentration auf einige wenige
Entwicklungsziele aber zunächst abweisend gegenüber. Sie
kritisierten, dass diese „DAC-Ziele“ vom Entwicklungsaus-
schuss der OECD, dem „Club der reichen Industrieländer“, de-
finiert wurden, aber von den Entwicklungsländern umgesetzt
werden sollten. Die spiegelbildlichen Ziele für den Norden
fehlten dagegen.

Als Reaktion auf diese Kritik am einseitigen Fokus des Zielka-
taloges fügte der UN-Generalsekretär in seiner „Road Map“
zur Umsetzung der Millenniumserklärung 200110 den ur-
sprünglich sieben Entwicklungszielen ein achtes Ziel hinzu,
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6 Vgl. OECD (1996).
7 Ebd., S. 2. Eine detaillierte Chronologie der Entwicklung von den DAC-Zielen zu

den MDGs aus der „Insider”-Perspektive enthält Manning (2009),Annex 2.

8 Vgl. IMF/OECD/World Bank/UN (2000).
9 Vgl. UN General Assembly (2000).
10 Vgl. UN Secretary-General (2001).



das sich an die Adresse der Industrieländer richtet. Es enthält
unter dem Titel „Aufbau einer globalen Entwicklungspartner-
schaft“ sieben Unterziele u.a. zu den Themen Handel und Fi-
nanzsystem, Verschuldung, Technologietransfer sowie zur be-
sonderen Situation der ärmsten Länder (LDCs). Diese Ziele
sind jedoch so allgemein und unpräzise formuliert, dass sich
aus ihnen keine unmittelbaren Verpflichtungen ableiten las-
sen. Erstmals spricht der UN-Generalsekretär in diesem Doku-
ment aber ausdrücklich von den vereinbarten Entwicklungs-
zielen als den „Millennium Development Goals“ (MDGs).

Unter dem Kürzel „MDG“ fasst die „Road Map“ des UN-Ge-
neralsekretärs acht generelle Entwicklungsziele, 18 Unterziele
(Zielvorgaben) und 48 Indikatoren zusammen, auf die sich Ex-
perten von UN, Weltbank, IWF und OECD in einem langwieri-
gen Aushandlungsprozess geeinigt hatten.

Seitdem wurde der MDG-Katalog mehrmals erweitert. Nach
dem Johannesburg-Gipfel über nachhaltige Entwicklung im
Jahr 2002 wurde das „Umwelt-MDG“ (MDG 7) um ein Unter-
ziel ergänzt. Es kam das Ziel hinzu, bis 2015 den Anteil der
Menschen um die Hälfte zu senken, die keinen Zugang zu Sa-
nitärversorgung haben.

Als Ergebnis der Beschlüsse des Weltgipfels 200511 wurde das
Themenspektrum der MDGs 2007 nochmals substantiell er-
weitert: Hinzu kamen als Unterziele das Ziel produktiver Voll-
beschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für alle, das Ziel
des universellen Zugangs zu Leistungen der Reproduktions-
medizin bis 2015, das Ziel, bis 2010 den allgemeinen Zugang
zu HIV/AIDS-Behandlung zu gewährleisten sowie das Ziel, bis
2010 die gegenwärtige Verlustrate der biologischen Vielfalt si-
gnifikant zu reduzieren.12

Acht Ziele – 21 Unterziele – 60 Indikatoren

Der seitdem gültige MDG-Katalog umfasst 2010 acht Ziele, 21
Unterziele und 60 Indikatoren (siehe die vollständige Liste im
Anhang).Trotz der Erweiterungen bilden diese MDGs aber nur
die Spitze des Eisbergs internationaler Entwicklungsziele. In
den offiziellen Dokumenten der UN ist daher meist nicht allein

von den MDGs die Rede, sondern von den „international ver-
einbarten Entwicklungszielen, einschließlich der MDGs“. Die-
se Formulierung, auf die sowohl die G-77 als auch Regierun-
gen des Nordens bestehen, soll darauf hinweisen, dass bei den
Weltkonferenzen und anderen internationalen Anlässen der
vergangenen zwei Jahrzehnte zahlreiche Entwicklungsziele
formuliert wurden, die zwar nicht im MDG-Katalog enthalten
sind, zu deren Verwirklichung sich die Regierungen aber glei-
chermaßen verpflichtet haben.Während die G-77 dabei in ers-
ter Linie die Ziele im Blick hat, die sich an die Adresse der rei-
chen Länder richten, betonen die Bundesregierung und ande-
re Regierungen des Nordens vor allem die Verpflichtungen im
Bereich von Demokratie, Menschenrechten und Good Gover-
nance.13

So erwähnen beispielsweise CDU/CSU und FDP in ihrem Koali-
tionsvertrag 2009 die MDGs mit keinem Wort sondern bezie-
hen sich stattdessen auf die Millenniumserklärung im weite-
ren Sinne:

„Ziel der Entwicklungspolitik ist eine nachhaltige Bekämpfung
von Armut und Strukturdefiziten im Sinne der Millenniumserklä-
rung der Vereinten Nationen. Die Stärkung guter Regierungs-
führung, der Eigenverantwortung und der Selbsthilfekräfte in
den Entwicklungsländern werden zentrale Bestimmungsele-
mente für unsere Entwicklungspolitik sein.“ 14

Aber trotz variierender politischer Interpretation haben sich
die MDGs als weltweit akzeptierter Zielkatalog der Entwick-
lungspolitik durchgesetzt. Das Spektrum derer, die sich auf
diese Ziele als dem faktisch kleinsten gemeinsamen entwick-
lungspolitischen Nenner beziehen, reicht vom IWF bis zu Teil-
nehmern des Weltsozialforums. Kaum eine entwicklungspoliti-
sche Erklärung der letzten zehn Jahre kam ohne einen Verweis
auf die Millenniumsentwicklungsziele aus. Die Ziele sind öf-
fentlichkeitswirksam und medientauglich – und sie machen es
aufgrund ihrer Messbarkeit (Ausnahme: MDG 8) möglich, ihre
Verwirklichung zu überprüfen. Damit können sie auf interna-
tionaler wie nationaler Ebene als Bezugsrahmen dienen, um
die Prioritätensetzung der Regierungen mit den tatsächlichen
Wirkungen ihrer Politik zu vergleichen und Umsetzungsdefizi-
te offen zu legen.
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11 Vgl. UN General Assembly (2005).
12 Vgl. UN Dok. E/CN.3/2008/29 vom 12. Dezember 2007.

13 Die MDG Gap Task Force der UN hat die diversen Verpflichtungen, die allein im
Themenbereich des MDG 8 (Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartner-
schaft) bestehen, in einer „Matrix of Global Commitments“ zusammengestellt,
vgl. www.un.org/esa/policy/mdggap/.

14 CDU/CSU/FDP (2009), S. 127.



Fünf Jahre sind es noch bis zum Schlüsseljahr 2015. Bis dahin
sollen die MDGs weltweit erreicht sein. Die jüngsten Berichte
der UN, der Weltbank, wissenschaftlicher Einrichtungen und
zivilgesellschaftlicher Organisationen zeigen jedoch, dass die
Welt von der Verwirklichung vieler der Ziele noch weit entfernt
ist.

Zwar gab es in den Jahren seit 1990 – dem Basisjahr der
MDGs – in zahlreichen Ländern durchaus Fortschritte: In Mala-
wi konnten durch die staatliche Unterstützung von Kleinbau-
ern die Produktivität der Landwirtschaft gesteigert und Nah-
rungsmittelüberschüsse erzielt werden; in Brasilien führten die
„Zero Hunger“-Programme zu einem massiven Rückgang der
Unterernährung bei Kindern; in Namibia zeigen Pilotbeispiele
die armutsreduzierenden Wirkungen eines öffentlich finan-
zierten Grundeinkommens (s. Kasten 1); in China führte das
rasante Wirtschaftswachstum der letzten zwei Jahrzehnte zu
einem erheblichen Rückgang des Anteils der Menschen, die in
extremer Einkommensarmut leben müssen; in den Ländern
des Südens hat sich insgesamt die Zahl der HIV-Infizierten, die
eine antiretrovirale Therapie erhalten, in den letzten fünf Jah-
ren verzehnfacht; und auch der Anteil der Kinder, die eine
Grundschule besuchen können, ist weltweit gestiegen. Dies
alles sind Beispiele dafür, dass Erfolge bei der Verwirklichung
der MDGs durchaus möglich sind, wenn die Regierungen über
den politischen Willen und die finanziellen Möglichkeiten ver-
fügen und förderliche politische und ökonomische Rahmenbe-
dingungen gegeben sind.

Dies war jedoch in den vergangenen zehn Jahren seit der Ver-
abschiedung der Millenniumserklärung zu selten der Fall. Die
Folge: In vielen Ländern reicht die Geschwindigkeit der Fort-
schritte nicht aus, um die MDGs bis 2015 vollständig zu ver-
wirklichen. In manchen Bereichen kommt die Verwirklichung
der Ziele nur schleppend voran, in manchen Ländern sind so-
gar Rückschritte zu verzeichnen – nicht zuletzt als Folge der
globalen Wirtschafts- und Finanzkrise. Mitverantwortlich da-
für sind auch die mangelnden Fortschritte bei der Verwirkli-
chung von MDG 8, in dem unter der Überschrift „Aufbau einer
weltweiten Entwicklungspartnerschaften“ die Verantwortlich-
keiten des Nordens in den Bereichen Handel, Entschuldung
und Entwicklungsfinanzierung definiert werden.

Benachteiligte Bevölkerungsgruppen sind von den mangeln-
den Fortschritten bei der Verwirklichung der MDGs besonders
betroffen. Dazu zählen vor allem Kinder, Jugendliche und alte
Menschen. Für sie wie für allen anderen bedeutet die Nichter-
füllung der MDGs eine kontinuierliche Verletzung ihrer grund-
legenden Menschenrechte. Denn die MDGs können auch in-
terpretiert werden als die in Zahlen und Zeitpläne übersetzten
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte.

Die Verwirklichung der MDGs bis zum Jahr 2015 ist für die Re-
gierungen somit nicht nur eine politische Herausforderung
sondern auch eine menschenrechtliche Verpflichtung. Die fol-
genden Ausführungen beschreiben, wie weit die Regierungen
noch von der Erfüllung dieser Verpflichtung entfernt sind, wo
es beispielhafte Fortschritte gab, und was aus Sicht zivilgesell-
schaftlicher Organisationen, vor allem aus den betroffenen
Ländern selbst, getan werden muss, um im Rahmen einer „Ak-
tionsagenda 2015“ den Zielen in den kommenden fünf Jahren
möglichst nahe zu kommen.

MDG 1: Einkommensarmut, menschenunwürdige
Arbeit und Hunger bekämpfen 

Über eine Milliarde Menschen in extremer Armut

Im Global Monitoring Report 2010 schätzt die Weltbank, dass
infolge der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise bis Ende
2010 zusätzlich 64 Millionen Menschen in extremer Armut le-
ben müssen.15

Im Zeitraum von 1990 bis 2005 war der Anteil der Menschen
in extremer Armut, das heißt mit einem Einkommen von weni-
ger als 1,25 US-Dollar pro Tag16, von 41,7 Prozent auf 25,2
Prozent gesunken (vgl. Grafik 1). Bis 2015 soll er weiter auf
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15 Vgl.Word Bank (2010c), S. viii und S. 101. Die Gesamtanzahl der Armen wird
von der Weltbank für die Jahre nach 2005 allerdings nicht angegeben. Progno-
sen gibt es lediglich für die Jahre 2015 und 2020.

16 Gemessen in Kaufkraftparitäten.
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18,5 Prozent zurückgehen.17 Mit diesem Trend sei es laut Welt-
bank realistisch, die Halbierung des Anteils der extrem Armen
bis 2015 zu erreichen.18 Dieses Teilziel von MDG 1 wären da-
mit auf Weltebene erfüllt.

In absoluten Zahlen wirken die Fortschritte allerdings weniger
eindrucksvoll. Selbst wenn das Ziel erreicht wird, den Anteil
der Menschen zu halbieren, die von weniger als 1,25 US-Dol-
lar pro Tag leben, sind 2015 immer noch über eine Milliarde
Menschen von extremer Armut betroffen. Im Jahr 2005 waren
es nach Schätzungen der Weltbank 1,37 Milliarden Men-
schen, 2015 soll ihre Zahl bei 1,13 Milliarden liegen (vgl. Gra-
fik 2).19

Betrachtet man als Armutsmaß den Schwellenwert von zwei
US-Dollar pro Tag20, ist die Situation noch in vielen Ländern be-
sorgniserregend (vgl. Tabelle 1). Zwar ist der weltweite Anteil
der Menschen, die unterhalb dieser Armutsschwelle leben,
zwischen 1990 und 2005 von 63 Prozent auf 47,7 Prozent ge-

sunken. Ihre Zahl betrug 2005 aber noch immer 2,56 Milliar-
den Menschen: 21 Demnach lebt fast die Hälfte der Weltbe-
völkerung in Armut und sozialer Unsicherheit. In manchen
Ländern leben über 80 Prozent der Bevölkerung von weniger
als zwei US-Dollar am Tag. Am größten ist der Anteil armer
Menschen in Liberia, Burundi, Malawi und Mosambik (vgl. Ta-
belle 1).

Blickt man auf einzelne afrikanische Länder, gibt es besonders
wenig Anlass zu Optimismus. In Subsahara Afrika lebten 2005
mit 51 Prozent immer noch über die Hälfte aller Menschen in
extremer Armut, 1990 traf dies für 58 Prozent zu. Ihre Zahl
stieg im gleichen Zeitraum von 296 auf 388 Millionen Men-
schen (vgl. Grafik 2).22

In vielen asiatischen Ländern hat sich zwar der Anteil der ex-
trem Armen deutlich verringert, insgesamt ist die Zahl der Ar-
men aber noch immer sehr hoch. So weist Indonesien zwar ei-
nen vergleichsweise niedrigen Anteil von Menschen auf, die in
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17 Vgl.World Bank (2010c), S. 102.
18 Vgl.World Bank (2010c), S. 14.
19 Vgl.World Bank (2010c), S. 102.
20 Seit einigen Jahren verwendet die Weltbank als exakten Wert 2,15 US-Dollar 

in Kaufkraftparitäten.

21 Vgl.World Bank (2010d), S. 92.
22 Vgl.World Bank (2010c), S. 15.
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extremer Armut leben (2007: 29,4 Prozent). Betrachtet man
allerdings die Menschen, die von weniger als zwei US-Dollar
leben, liegt die Quote mit rund 60 Prozent doppelt so hoch.23

In Indien lag die Armutsquote 1990 bei 51 Prozent und ist bis
2005 auf 42 Prozent gesunken.24 Das bedeutete für das Jahr
2005 noch immer 456 Millionen extrem Armer (gegenüber
436 Millionen im Jahr 1990).25 Dass gerade in Indien als wirt-
schaftlich erfolgreichem Schwellenland mit einem starken
Wirtschaftswachstum der Anteil der Armen weiterhin derart
hoch ist, deutet darauf hin, dass die Armutsbekämpfungsstra-
tegien dort bislang offensichtlich nicht wirkungsvoll genug
waren.

In China gab es seit 1990 eine erhebliche Reduzierung des An-
teils der extrem Armen: 1990 waren es noch 60 Prozent der
Bevölkerung 2005 dagegen nur noch 16 Prozent.26 Damit le-
ben aber immer noch 208 Millionen dieses bevölkerungsrei-
chen Landes in extremer Armut. Da in China bereits in den
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23 Vgl.World Bank (2010d), Tabelle 2.8, S. 89.
24 Vgl.World Bank (2010c), S. 15.
25 Vgl.World Bank (2010c), S. 15.
26 Vgl.World Bank (2010d), S. 15.

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

1600

1800

2000 Weltweit

Ostasien und Pazifik

Europa und
Zentralasien

Lateinamerika
und Karibik

Mittlerer Osten
und Nord Afrika

Südasien

Subsahara Afrika

2015*200520021999199619931990

GRAFIK 2

Zahl der Menschen, die von weniger als 1,25 US-Dollar am Tag leben
Anzahl in Millionen

Quelle: World Bank (2010d), Tabelle 2.8c, S. 92.
*World Bank (2010c), Tabelle 4A.1 (Low-growth scenario) , S. 115

TABELLE 1

Die 10 Länder mit dem höchsten Armutsanteil
Bevölkerungsanteil in %

Quelle: World Bank (2010d), Tabelle 2.8, S. 89, 
jeweils aktuellste verfügbare Werte.

Land Einkommen unter Einkommen unter 

2,00 US-Dollar/Tag 1,25 US-Dollar/Tag

Liberia 94,8 83,7

Burundi 93,4 81,3

Malawi 90,4 73,9

Mosambik 90,0 74,4

Madagaskar 89,6 67,8

Niger 85,6 65,9

Nigeria 83,9 64,4

Sambia 81,5 64,3

Bangladesch 81,3 49,6

Äthiopien 77,6 39,0



1990er Jahren der Anteil der extrem Armen rapide gesunken
war, hatte die Region „Ostasien und Pazifik“ bereits im Jahr
2000 das erste Millenniumsziel erreicht – in dem Jahr, in dem
die Regierungen es in der Millenniumserklärung beschlossen
hatten.

In Lateinamerika und der Karibik ist eine leichte Abnahme des
Anteils der Menschen in extremer Armut festzustellen: 2005
lag er bei 8,2 Prozent,27 1990 waren es noch elf Prozent.28 Die-
se Zahl muss aber im Kontext der starken sozialen Ungleich-
heit auf diesem Kontinent gesehen werden. Die Kluft zwischen
Arm und Reich ist in Mittel- und Lateinamerika historisch be-
sonders groß. Massenhafter Armut steht der extreme Reich-
tum einer kleinen Minderheit gegenüber. In den Statistiken
bessert ihr Reichtum das durchschnittliche Prokopfeinkommen
auf und lässt diese Länder im weltweiten Entwicklungsranking
positiv hervorstechen.29

Menschenwürdige Arbeit als neues Ziel

In das MDG 1 wurde 2008 das Ziel der menschenwürdigen 
Arbeit integriert.30 Das von der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) entwickelte Konzept der produktiven und men-
schenwürdigen Arbeit (decent work) bildet eine Antwort auf
den gegenwärtigen Trend der weltweiten Informalisierung
und Prekarisierung der Arbeit sowie der Zunahme des Anteils
der arbeitenden Armen (working poor). Menschenwürdige
und produktive Arbeit bilden die Voraussetzungen, um der Ar-
mut auf längere Sicht zu entkommen.

Folgende vier Indikatoren dienen dazu, die Erfüllung dieses
Ziels zu überwachen:
» Das Wachstum des Prokopfeinkommens pro Beschäftigtem
» Die Beschäftigungszahl im Verhältnis zur Bevölkerungszahl
» Der Anteil der Erwerbstätigen, die von weniger als 1,25 US-

Dollar pro Tag leben
» Der Anteil der Selbstständigen ohne Angstellte und der Fa-

milienarbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung.

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

10

27 Vgl. http://data.worldbank.org.
28 Vgl. UN (2010b).
29 Infolge gezielter Sozialpolitik konnte in einigen lateinamerikanischen Ländern

die Einkommensungleichheit, gemessen am Gini-Koeffizienten, in den letzten
Jahren leicht reduziert werden, vgl. Lopez-Calva, Luis/Lustig, Nora (2010).

30 Dieses Unterziel wurde 2005 auf UN-Ebene beschlossen und 2008 als Teilziel
1B in die MDGs eingebunden.
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Die Zahl der registrierten Arbeitslosen ist 2009 auf den histori-
schen Höchststand von 212 Millionen gestiegen und lag damit
weltweit um 34 Millionen höher als vor der Krise 2007.31 Auch
die Zahl der Beschäftigten, deren Einkommen unter der Schwel-
le extremer Armut liegt, hat infolge der Krise erheblich zuge-
nommen. Bereits 2008 mussten nach Angaben der ILO 633 
Millionen Arbeiter und ihre Familien von weniger als 1,25 US-
Dollar pro Tag leben, für zusätzliche 215 Millionen bestand das 
Risiko, im Jahr 2009 in extreme Armut zu fallen (s. Grafik 4).

Der Anteil der arbeitenden Armen ist nach Einschätzung der
ILO aufgrund der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise insbe-
sondere in Subsahara Afrika und in Südasien angewachsen
und wird weiter steigen (vgl. Grafik 3). Die Zahl der working
poor stieg in Subsahara Afrika von 146 auf 172 Millionen
(2008). Für 2009 wurde im schlimmsten Fall ein Anstieg auf
204 Million angenommen: Dies entspräche einem Anteil von
68 Prozent der Beschäftigten in Subsahara Afrika.32

Der Anteil der Menschen, die als Selbstständige in ungesicher-
ten Beschäftigungsverhältnissen leben, ist vor allem in Subsa-
hara Afrika und in Südasien extrem hoch. Dabei handelt es
sich zumeist um nicht registrierte Kleinhändler im informellen
Sektor, wie Tee- oder Straßenhändler, Familien mit kleinen Re-
paraturbetrieben und ähnliches. Für 2009 berechnete die ILO
einen Anteil der ungesicherten (vulnerable) Arbeitsverhältnisse
an sämtlichen Arbeitsverhältnissen von jeweils 80 Prozent für
diese beiden Regionen.33 Weltweit wurden für 2009 Werte
zwischen 49,4 und 52,8 Prozent prognostiziert.34 Das heißt,
nur jeder zweite Beschäftigte kann sich eines sicheren und for-
mellen Arbeitsplatzes erfreuen, von dem er auch gut leben
kann, für 1,48 bis 1,59 Milliarden Menschen gilt das nicht.
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31 Vgl. ILO (2010), S. 9.
32 Vgl. ILO (2010), S. 54.

33 Vgl. ILO (2010),Tabelle A11.
34 Vgl. ILO (2010), S. 19.
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35 Altenkamp (2010), S. 1.
36 Vgl. Basis Income Grant Coalition (2010), 19 ff.
37 Vgl. UN Non-Governmental Liaison Service (2010b), S. 6.

KASTEN 1

Das Grundeinkommen als Möglichkeit zur Bekämpfung von Hunger und Armut? 
Namibia macht den Versuch

75 Prozent der Bevölkerung in Armut, eine Arbeitslosenquote von 30–40 Prozent, so zeigte sich die Situation Namibias
nach dem Erreichen der Unabhängigkeit im Jahre 1990. Das Land im südlichen Afrika verzeichnet mit 0,74 den höchsten
Gini-Koeffizienten der Welt. In keinem anderen Land sind Einkommen und Wohlstand so ungleich verteilt wie in Namibia.

Um die Probleme der Bevölkerung des Landes zu lindern, diskutiert die Regierung seit einigen Jahren verschiedene Strate-
gien, die helfen sollen, den Menschen ein gewisses Maß an sozialer Sicherheit zu verschaffen.35 Dafür rief die Regierung
unter anderem eine Steuerkommission ins Leben, die die Steuergesetze überprüfen und Verbesserungsvorschläge erarbei-
ten sollte. Der wohl revolutionärste Vorschlag dieser Kommission war die Einführung eines Grundeinkommens für jeden
namibischen Bürger.

Nach vielfältigen Debatten auf dem entwicklungspolitischen Parkett ergriffen zivilgesellschaftliche Gruppen, angeführt
von der Evangelisch-Lutherischen Kirche Namibias, die Initiative und implementierten mit Hilfe von Spenden ein zweijäh-
riges Pilotprojekt. Die rund 1.000 Einwohner eines Dorfes in der Nähe von Windhoeck sollten unabhängig von ihrem be-
ruflichen Status monatlich 100 N$ (ca. 13 Euro) erhalten.36 Dieser so genannte Basic Income Grant zeigte schnell positive
Wirkungen. Kinder gingen vermehrt in die Schule, Renovierungsarbeiten wurden getätigt und kleinere Existenzgründun-
gen wurden sichtbar. Studien nach dem Ende des Projektes zeigten, dass sich die Gesundheitssituation in dem Dorf ver-
bessert hatte und die Mangelernährung von Kindern von 42 auf 10 Prozent gefallen war. Das Pro-Kopf Einkommen hatte
sich nahezu verdoppelt und der Anteil der Menschen, die unter der Armutsgrenze leben, war von 76 auf 37 Prozent gefal-
len.37 Trotz der Erfolge ist die namibische Regierung bislang nicht bereit, dem zivilgesellschaftlich initiierten Beispiel zu fol-
gen – trotz gegenteiliger Empfehlungen der nationalen Steuerkommission. Zu teuer erscheint eine derartige Unterstüt-
zung, und der moralische sowie finanzielle Rückhalt internationaler Geldgeber fehlt. Gewerkschaften, NGOs und Kirchen
setzen sich weiterhin für eine Ausweitung des Projektes auf die nationale Ebene ein. Finanzielle Schwierigkeiten in der
Durchführung eines solchen Projekts sehen sie nicht.38

Der Basic Income Grant in Namibia ist ein beeindruckendes Beispiel für die langfristigen Auswirkungen kleiner Einkom-
mensverbesserungen. Die positiven Erfahrungen sind eine gute Vorlage für weitere Diskussionen über den möglichen Bei-
trag öffentlich garantierter Grundeinkommen zur Armutsbekämpfung.



Zahl der Hungernden auf historischem Höchststand 

Die Bilanz für die Reduzierung des Hungers39 fällt nach zehn
Jahren ernüchternd aus. Die Zahl der Menschen, die unter
chronischem Hunger leiden, stieg 2009 auf den historischen
Höchststand von 1,02 Milliarden.40 Nachdem die Zahl der
Hungernden 1990–92 leicht gesunken war (s. Grafik 5), stieg
sie seitdem in allen Regionen an – mit Ausnahme von Latein-
amerika und der Karibik.41

Der Anteil der Hungernden sank zwar zwischen 1990 und
2007 von 20 auf 16 Prozent,42 infolge der globalen Ernäh-
rungskrise im Jahr 2008 stieg er aber wieder an (s. Grafik 6).43

Der massive Anstieg der Lebensmittelpreise im Zusammen-
hang mit der Ernährungskrise war vor allem für die ärmeren
Bevölkerungsgruppen in den nahrungsmittelimportierenden
Ländern problematisch (vgl. dazu auch Kasten 2). Für Viele
wurde der Kauf von Lebensmitteln durch die Preissteigerun-
gen unerschwinglich.44 Zu den sogenannten Low-Income
Food-Deficit Countries (LIFDC) zählen mittlerweile 77 Länder.45

Diese könnenden Bedarf an Nahrungsmitteln nicht aus der ei-
genen landwirtschaftlichen Produktion decken und sind auf
den Zukauf von Nahrungsmitteln aus dem Ausland angewie-
sen.
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38 Vgl. Paternoga/Blaschke (2010).
39 Hunger umfasst mehrere Aspekte: erstens unzureichende Kalorienaufnahme,

zweitens Nahrungsmittelunsicherheit, also keinen beständigen Zugang zu 
Lebensmitteln, drittens Mangelernährung mit Folgen für die körperliche Ent-
wicklung, viertens Untergewicht, fünftens ein beeinträchtigtes Körperwachstum
bei Kindern unter 5 Jahren und letztlich Auszehrung, bei der das Gewicht im
Verhältnis zur Körpergröße mehr als 2 Punkte vom Referenzwert abweicht.
Diese Faktoren müssen nicht alle gleichzeitig zutreffen, verdeutlichen aber,
dass es nicht nur um ein temporäres Hungergefühl geht, sondern um einen
chronischen Mangelzustand verbunden mit einer sozialen und wirtschaftlichen
Benachteiligung beim Zugang zu Lebensmitteln. Für Kinder bedeutet Mangel-
ernährung neben gravierenden körperlichen Folgen oftmals auch eine 
Verschlechterung ihres kognitiven Potenzials; vgl. FAO (2009c), S. 26.

40 Vgl. FAO (2009b), S. 11.
41 Vgl. FAO (2009b), S. 8.

42 Vgl. UN (2010b), S. 11.
43 Vgl. FAO (2009b), S. 11;Abb. 6.
44 2008 sind die Lebensmittelpreise, v.a. von Grundnahrungsmitteln wie Reis dras-

tisch gestiegen; vgl. www.fao.org/worldfoodsituation/FoodPricesIndex/en.
45 Vgl. http://www.fao.org/countryprofiles/lifdc.asp?lang=en; Zahlen für 2010.
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Verschärft wird die Situation durch das Phänomen der Land-
nahme (land grabbing) durch ausländische Regierungen und
Investoren. In wachsendem Maße sind institutionelle Investo-
ren wie Hedgefonds nach den Turbulenzen auf den Finanz-
märkten auf der Suche nach gleichermaßen stabilen wie profi-
tablen Anlagemöglichkeiten. Angesichts von Bevölkerungs-
wachstum, Klimawandel und Nahrungsmittelknappheit ver-
sprechen sie sich von Investitionen in Agrarland langfristig si-
chere Gewinne.46 Die amerikanische Organisation GRAIN zählt
über 120 spezialisierte Investmentfirmen und Fonds, die über-
wiegend in den letzten zwei Jahren auf diesem Gebiet tätig
wurden.47 Beliebtes Ziel sind afrikanische Länder, wie der Su-
dan, Kenia und Mosambik. Wenn in diesen Ländern die Land-
nahme durch ausländische Investoren voranschreitet, wird die
landwirtschaftliche Produktion für den Eigenbedarf noch wei-
ter erschwert und die Abhängigkeit von Nahrungsmittelimpor-
ten steigt.

Ein Anstieg der Unternährung aufgrund der Krisen wird vor al-
lem für Asien prognostiziert. Nach Schätzungen der FAO und
des amerikanischen Landwirtschaftsministeriums (USDA)
steigt die Zahl der Hungernden dort um 13 Prozent, in Latein-
amerika und der Karibik sind es acht Prozent und in Subsaha-
ra Afrika sechs Prozent.48
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46 Vgl. dazu Grain (2008).
47 Eine detaillierte Liste der Firmen und Fonds findet sich unter

www.grain.org/m/?id=266. 48 Vgl. FAO (2009b), S. 13.
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KASTEN 2

Armuts- und Hungerbekämpfung am Beispiel von Äthiopien

Äthiopien zählt zu den ärmsten Ländern Afrikas. Rund 85 Prozent der Bevölkerung sind von der Landwirtschaft abhängig,
und ein großer Teil der Äthiopier leidet unter Ernährungsunsicherheit.49 Um die Situation in dem Land langfristig zu verbes-
sern, entwickelte das Binnenland im Jahr 2001 einen eigenen nationalen Plan der Armutsbekämpfung.50 Von 2003 bis
2007 wuchs unter anderem hierdurch das nationale BIP im Durchschnitt um 11,8 Prozent.51 Auch zeigten sich beachtens-
werte Erfolge in der Armuts- und Hungerbekämpfung. Im Jahr 1990/91 lebten ca. 48 Prozent unter der nationalen Ar-
mutsgrenze. Dieser Anteil sank im Jahr 2006/07 auf 34,6 Prozent. Auch der Anteil der Hungernden verringerte sich um
13,8 Prozentpunkte auf 30,8 Prozent im Jahr 2009.52

Doch trotz der Erfolge wird der Anteil der Hungernden und extrem armen Menschen vorerst wohl nicht halbiert werden
können. Selbst bei einem andauernden wirtschaftlichen Wachstum würde sich die Armut bis 2015 nur um ca. 30 Prozent
verringern.53 Der Welthungerindex schätzt die Ernährungssituation in Äthiopien als weiterhin gravierend ein. In einer
Rangfolge der 84 ernährungsunsichersten Länder der Welt nimmt Äthiopien 2009 den fünfschlechtesten Platz 79 ein.54

Die ärmsten Teile der Bevölkerung konnten durch die Strategien der Armutsbekämpfung nur schlecht erreicht werden. Die
Schere zwischen Arm und Reich hat sich nicht wesentlich verringert und vergrößerte sich zeitweise sogar. Der Gini-Koeffi-
zient stieg von 0,34 im Jahr 1999/2000 auf 0,44 im Jahr 2004/05.55 Im Jahr 2009 sank er wieder auf 0,29.56

Insbesondere in ländlichen Gebieten lebt ein großer Teil der Bevölkerung ohne Zugang zu Märkten, Einkommensmöglich-
keiten und staatlicher Unterstützung, sodass die Ernährungsunsicherheit hier besonders gravierend ist. Regelmäßig sind 
5–6 Millionen Menschen in ihrem Überleben abhängig von Nahrungsmittelhilfe.57 Das Tiefland ist von den nationalen Ent-
wicklungsanstrengungen weitestgehend ausgeschlossen. Zum einen sind diese Gebiete häufig gekennzeichnet durch lo-
kale Konflikte, zum anderen besteht seitens der Regierung wenig Interesse, in diese Gebiete verstärkt zu investieren.58

Die Probleme bei der Armutsbekämpfung verstärken sich zudem durch den Klimawandel. Die Weltbank stuft das Land als
eines der weltweit zwölf verwundbarsten Länder gegenüber dem Klimawandel ein.59 Äthiopien wurde in der Vergangen-
heit immer wieder von Dürren heimgesucht. Durch den Klimawandel treten diese nun immer häufiger und in geringeren
Abständen auf. Dies erhöht das Risiko von Hunger und erschwert die Armutsbekämpfung.60 Der Klimawandel stellt die
Menschen vor neue Herausforderungen. Eine Anpassung an verstärkte Trockenheit und veränderte Regenzeiten ist unab-
dinglich. Um das MDG 1 zu erreichen, müssten in Äthiopien Partizipationsmöglichkeiten für alle Teile der Bevölkerung ge-
schaffen werden. Grundsätzliche strukturelle Probleme wie beispielsweise die unsichere Landrechtslage sollten verstärkt
auf die entwicklungspolitische Agenda rücken, um zum einen die landwirtschaftliche Produktion zu verbessern aber auch
die Verwirklichungschancen des Einzelnen zu erweitern.

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

15

49 Vgl. Hellmuth et al. (2007), FEWS NET (2009).
50 Vgl. MOFED (2006).
51 Vgl. MOFED (2008), S. 69.
52 Vgl.Welthungerhilfe et al. (2009), S. 13.
53 Vgl. MOFED (2004), 14.
54 Vgl.Welthungerhilfe et al. (2009), et al. S. 13.

55 Vgl. MOFED (2008), S. 6.
56 Vgl. UNDP (2009), S. 197.
57 Vgl. FEWS NET (2010).
58 vgl. Lautze/Maxwell (2007).
59 Vgl.World Bank (2009).
60 Vgl. OXFAM (2010), S. 16ff; Ulsrud et al. (2008), S. 9ff.



Kinder sind in besonderem Maße von Hunger und Unterernäh-
rung betroffen. Insgesamt ist seit 1990 ein Rückgang des An-
teils der Kinder, die hungern, festzustellen. Er fiel mit fünf Pro-
zent allerdings spärlich aus und wird durch die Folgen der glo-
balen Krisen weitgehend aufgezehrt. In vielen Ländern ist je-
des dritte Kind unter fünf Jahren unterernährt. Kinder in Süd-
asien sind davon am stärksten betroffen: Allein in Indien lebt
ein Drittel der unterernährten Kinder. In ganz Südasien sind
insgesamt 46 Prozent der Kinder untergewichtig – mehr als in
Subsahara Afrika (vgl. Tabelle 2). 1990 betrug der Anteil in
Südasien allerdings noch 51 Prozent.61 Es gibt Fortschritte,
aber für viele Kinder kommen diese Fortschritte nicht schnell
genug.

Jedes zweite Kind, das vor Erreichen des fünften Lebensjahrs
an Hunger stirbt, war schon bei oder kurz nach der Geburt un-
tergewichtig, da seine Mutter an Hunger litt.62 Insgesamt sind
weiterhin 26 Prozent aller Kinder in Entwicklungsländern un-
terernährt oder in ihrer Entwicklung durch Fehlernährung ge-
hemmt.63 Aber auch die Situation für die älteren Kinder und Ju-
gendlichen unter 18 Jahren ist besorgniserregend. Allein in
Südasien leiden 615 Millionen der unter 18-jährigen unter ei-
ner schlechten Ernährungssituation.64

Hunger und Unterernährung haben auch negative Folgen für
die Verwirklichung anderer MDGs. Denn eine mangelhafte Er-
nährung trägt nicht nur zur grundsätzlichen Beeinträchtigung
der persönlichen Entwicklung bei, sondern ist auch eine zen-
trale Ursache für mehr als die Hälfte aller Todesfälle bei Kin-
dern (s. MDG 4).
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61 Vgl. UN (2010d), S. 13.
62 Vgl. Seitz (2010), S. 4.
63 Vgl. UN (2010d), S. 13.
64 Vgl. UNICEF (2010), S. 43.
65 Unter der Fragestellung „Was ist zu tun?“ dokumentiert dieser Report weitge-

hend Empfehlungen, die bei den Hearings der UN-Generalversammlung mit der
Zivilgesellschaft im Juni 2010 präsentiert wurden. Sie formulieren zumeist keine
spezifischen Politikmaßnahmen, aber spiegeln die Themen wider, die für die
mehr als 300 beteiligten Gruppen und Organisationen, insbesondere aus den
Ländern des Südens, prioritär sind.Vgl. für MDG 1 UN General Assembly (2010),
Pkt. 13f.

TABELLE 2

Anteil der Kinder unter 5 Jahren,
die an Unterernährung leiden
Anteil an der relevanten Bevölkerungsgruppe in %

Quelle: UN (2010d), S. 13

1990 2008

Latein Amerika 
und Karibik 11 6

Subsahara Afrika 31 27

Südasien 51 46

Südostasien 37 25

Westasien 14 14

Nordafrika 11 7

Ostasien 17 7

Entwicklungsländer 
insgesamt 31 26



Was ist zu tun? 

Fortschritte bei der Verwirklichung von MDG 1 sind nicht nur
erforderlich, um Armut und Hunger zu reduzieren. Sie sind
auch eine notwendige Voraussetzung dafür, alle anderen Ziele
umzusetzen. Bereits bevor die globale Wirtschafts- und Ernäh-
rungskrise Rückschritte bei MDG 1 verursachte, ist die absolu-
te Zahl der Menschen, die in Armut leben, in einigen Ländern
und Regionen der Welt angestiegen. Deshalb müssen zukünf-
tige Strategien der Armutsbekämpfung in alternative Entwick-
lungsstrategien integriert werden. Von zentraler Bedeutung
sind dabei zum einen die Schaffung produktiver Beschäftigung
bei höheren Löhnen, zum anderen umfangreiche Investitionen
in die kleinbäuerliche Landwirtschaft, um die lokalen Märkte
mit Grundnahrungsmitteln zu versorgen und sie vor Billigim-
porten, Preisverfällen und Naturkatastrophen zu schützen.

Empfehlungen zur Verwirklichung von MDG 1: 65

» Entwicklungsländern muss ausreichender politischer Hand-
lungsspielraum (policy space) eingeräumt werden, der es
ihnen ermöglicht, eigenständige, demokratisch bestimmte
Entwicklungsprioritäten festzulegen und umzusetzen.

» Entwicklungsländer sollten „MDG 1-Rettungspläne“ for-
mulieren, die Kostenkalkulationen und Zeitpläne zur Ver-
wirklichung des Ziels der Armutshalbierung enthalten. Ge-
berländer sollten als Teil ihrer Verpflichtungen eindeutig zu-
sagen, die Finanzierungslücke zu schließen.

» Um die Stärkung der Armen rechtsverbindlich zu unterstüt-
zen, sollten die Regierungen menschenrechtliche Zielvor-
gaben in ihre Wirtschaftspolitik aufnehmen.

» Der Globale Beschäftigungspakt (Global Jobs Pact) sollte
zügig umgesetzt werden, um sowohl den wirtschaftlichen
Aufschwung als auch notwendige sozioökonomische Ver-
änderungen zu gewährleisten und damit dem Problem des
„jobless growth“ zu begegnen. Ein System der sozialen
Grundsicherung sollte in jedem Land eingeführt werden.
Zugleich sollten die Rechte der Akteure im informellen Sek-
tor, insbesondere der Frauen, verbessert werden. Die Politik
sollte gezielt Klein- und Mikrounternehmen im informellen
Sektor fördern, wo die Mehrheit der Arbeiter von weniger
als 1,25 US-Dollar am Tag leben.

» Konjunkturpakete müssen als Reaktion auf die anhaltende
Krise aufrechterhalten werden. Sie sollten sich aber auf ar-
beitsintensive Investitionen in soziale Infrastruktur und
qualitativ hochwertige öffentliche Dienstleistungen kon-
zentrieren.

» Bankdienstleistungen, Mikroversicherungen und anderen
finanziellen Dienstleistungen sollten gefördert werden, die
vor allem einkommensschwache und abgelegene Gemein-

den sowie Klein- und Mikrounternehmen in Anspruch neh-
men können. Kreditgarantien für Mikrokreditinstitute und
dezentralisierte Zugänge zum Finanzsektor sollten geför-
dert werden.

» Regierungen sollten insbesondere in von Frauen betriebene
kleinbäuerliche Landwirtschaft investieren, da diese Inves-
titionen besonders produktiv sind und effektiv zur Reduzie-
rung des Hungers beitragen. Regierungen sollten rechtliche
und administrative Hürden beseitigen, denen Unternehme-
rinnen gegenüber stehen, besonders beim Zugang zu Land
und Krediten. Entwicklungshilfe für den Agrarsektor sollte
sich auf den Anbau von Grundnahrungsmitteln konzentrie-
ren, die lokale Produktion für den einheimischen Verbrauch
fördern sowie die Bewahrung von biologischer Vielfalt und
traditionellem Wissen unterstützen.

» Die weltweiten Ausgaben zur Unterstützung der Ernäh-
rungssicherheit sollten um mindestens 40 Milliarden US-
Dollar pro Jahr erhöht werden, um die drängendsten Hun-
gerprobleme zu bewältigen.

» Der Dialog zwischen Kleinbauern, Wissenschaftlern, Agrar-
unternehmen, Nichtregierungsorganisationen, think tanks
und öffentlichen Einrichtungen sollte gefördert werden, um
nachhaltige landwirtschaftliche Praktiken zu erforschen,
die die Produktivität steigern, auf indigenem Wissen auf-
bauen und zugleich den Boden und die  natürliche Umwelt
bewahren.

» Die Organisierung von Kleinbauern sollte unterstützt wer-
den, damit sie gegenüber anderen Akteuren in der Wert-
schöpfungskette gestärkt werden und dadurch auch ihr
Einkommen steigern können.

» Ein universelles System der sozialen Grundsicherung sollte
geschaffen werden, das Elemente wie Beschäftigungsga-
rantien, cash transfers, Nahrungsmittelpakete, öffentliche
Arbeitsvermittlung, kostenlose Schulmahlzeiten, Arbeitslo-
sengeld und andere Sozialleistungen umfasst. Bei der Aus-
arbeitung dieses Systems muss darauf geachtet werden,
eine geschlechtspezifische Arbeitsteilung bei der Erbrin-
gung von Dienstleistungen zu vermeiden.

» Besondere Maßnahmen sollten ergriffen werden um si-
cherzustellen, dass in extremer Armut lebende Menschen,
einschließlich Frauen, Kinder und andere gefährdete sowie
ausgeschlossene Gruppen, wie beispielsweise die indige-
nen Völker und Behinderte, in sozialen Sicherungssystemen
nicht übergangen werden. Das System der sozialen Grund-
sicherung sollte explizit auf den grundlegenden Menschen-
rechten basieren.
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KASTEN 3
MDG 2: Verwirklichung der 

allgemeinen Grundschulbildung

Das Ziel, bis 2015 die Grundschulbildung für alle Mädchen
und Jungen66 sicherzustellen, wird mit einer Politik des busi-
ness as usual nicht zu erreichen sein. 2015 würde es dann
noch immer ungefähr 56 Millionen Kinder geben, die keine
Schule besuchen.67 Dennoch konnte aufgrund breit angelegter
Kampagnen (z.B. Education for All) und international abge-
stimmter Anstrengungen zwischen Regierungen, Gewerk-
schaften und NGOs der Anteil der Kinder, die eine Grundschu-
le besuchen, signifikant gesteigert werden. Die Alphabetisie-
rungsquote der Erwachsenen hat sich zwischen den Zeiträu-
men 1985–1994 und 2000–2007 um zehn Prozent auf jetzt
84 Prozent erhöht.68

Zwischen 1999 und 2007 sank die Zahl der Kinder, die nicht
zur Schule gehen, weltweit um 33 Millionen auf 72 Millionen.
Die Fortschritte sind in vielen Ländern aber weiterhin zu ge-
ring, in einigen gab es sogar Rückschritte. Dazu zählen Tune-
sien,Algerien, Togo, Eritrea und Malawi.

In Subsahara Afrika besteht das größte Defizit. 2007 gingen
dort 32 Millionen Mädchen und Jungen nicht zur Schule – ca.
ein Viertel der Schulberechtigten.69 Subsahara Afrika hat somit
den größten Anteil an „children out of school“. Aber auch dort
gab es in manchen Ländern erhebliche Fortschritte. So konnte
in Äthiopien und Tansania die Zahl der Kinder, die nicht zur
Schule gehen, zwischen 1999 und 2007 um jeweils mehr als
drei Millionen reduziert werden.70

Die Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise sind aber auch dort
unübersehbar (vgl. dazu auch Kasten 3). Insgesamt stehen den
Regierungen der Entwicklungsländer nach Schätzungen der
UNESCO infolge der Krise 2009 und 2010 4,6 Milliarden US-
Dollar weniger für ihre Bildungsausgaben zur Verfügung.71 Das
entspricht einer Kürzung der Mittel pro Schüler um rund 10
Prozent. Die Entwicklungsfinanzierung für diesen Bereich ist
bereits vor der Krise erheblich gesunken. 2007 lag sie bei welt-
weit 4,3 Milliarden US-Dollar. Selbst wenn die betroffenen Län-
der selbst ihre Mittel um sieben Milliarden US-Dollar pro Jahr
erhöhen würden, bliebe zur Verwirklichung von MDG 2 eine Fi-
nanzierungslücke von jährlichen 16 Milliarden US-Dollar.72

Folgen der Finanzkrise 
für die Schulsituation von Kindern – 
ein lokales Beispiel aus Indien

Als Folge der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise hat
es in zahlreichen Ländern Rückschritte bei den Schul-
besuchen gegeben – so auch in Indien. Ein Beispiel ist
die indischen Region Kanataka. Dort sind Arbeiter we-
gen des boomenden Bergbaus mit ihren Familien zu
den Minen gezogen und lebten dort in provisorischen
Lumpen- und Wellblechhütten.

In einem von terre des hommes unterstützten Projekt
haben die lokalen Partnerorganisationen SEEDS und
VIKAASA/READS dort begonnen, die Kinder in Zelt-
schulen aufzunehmen und an den Schulbesuch zu ge-
wöhnen. Von dort sollten sie in ein „Bridge School“-
Programm und danach in die normalen Schulen inte-
griert werden.

Mit der Finanzkrise ging es dem Bergbau schlecht, die
meisten der Arbeiter wurden entlassen. Die Zeltschu-
len wurden aufgelöst, ohne Alternativen zu schaffen.
Inzwischen beginnt sich die Konjunktur wieder zu er-
holen, die Arbeiter ziehen zurück in die Minen und das
Programm der Zeltschulen wird wieder aufgenommen.
Die Kinder haben durch die Krise aber viel wertvolle
(Schul-)Zeit verloren.
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66 Dabei geht es nicht nur darum, dass Mädchen und Jungen eine Schulaus-
bildung beginnen, sondern dass sie die Grundschule vollständig abschließen.
Das kann je nach Land nach der vierten, fünften oder sechsten Klasse sein.

67 Vgl. UNESCO (2010a), S. 6.
68 Vgl. UNESCO (2010a), S.1.

69 Vgl. UNESCO (2010a), S. 56.
70 Ebd.
71 Ebd., S. 1.
72 Ebd., S. 2.



Nicht nur zwischen den verschiedenen Ländern, sondern auch
zwischen sozialen Gruppen, bestehen erhebliche Unterschie-
de in der Grundschulbildung. Ob Kinder in die Schule gehen
können, hängt nach wie vor auch von ihrem Geschlecht, der fi-
nanziellen Situation ihrer Familie und der ethnischen Herkunft
ab. Besonders betroffen sind doppelt benachteiligte Gruppen,
wie etwa Mädchen indigener Herkunft. Die Weltbank schätzt,
dass von den 60 Millionen Mädchen, die 2002 keinen Zugang
zu Primärschulbildung hatten, 70 Prozent aus besonders be-
nachteiligten Gruppen stammten.

Betrachtet man die Zahlen derjenigen, die eine Grundschulbil-
dung abschließen konnten, nach Einkommensgruppen, so
zeigt sich deutlich, dass die reichste Gruppe auch in einem ar-
men Land über sehr gute Bildungszugänge verfügt, während
die Ärmsten eine dramatisch schlechtere Schulabschlussquote

verzeichnen. Insofern sind Hochrechnungen für ein ganzes
Land problematisch: In Kamerun lag die Abschlussrate bei
Mädchen des ärmsten Fünftels der Bevölkerung 2004 bei 23,4
Prozent, während die Mädchen aus den reichsten Familien zu
92,5 Prozent die Grundschule abschlossen. Bei den Jungen lag
die Abschlussquote im ärmsten Fünftel bei 44,4 Prozent ge-
genüber 94,2 Prozent im reichsten Fünftel. In Burkina Faso ist
die Situation für die Kinder aus den ärmsten Familien noch
schlimmer: Nur 2,8 Prozent der Mädchen aus dem ärmsten
Fünftel konnten 2003 die Grundschule abschließen gegen-
über 46,3 Prozent des reichsten Fünftels.73

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

19

73 Vgl. Gwatkin et al. (2007), S. 209f.

TABELLE 3

Alphabetisierungsrate und Grundschulabschlussquote in ausgewählten Ländern
Anteil an der relevanten Bevölkerungsgruppe in %

Quelle: UNESCO (2010): Institute for Statistics. http://stats.uis.unesco.org und 
*Datenbank der Weltbank http://data.worldbank.org

Alphabetisierungsrate Alphabetisierungsrate bei Grundschul-
Kindern und Jugendlichen abschlussquote

Land (unter 25 Jahren)

Tschad 32,7 45,4 21

Äthiopien 35,9 49,9 43

Guinea 38 58,7 47

Sierra Leone 39,8 55,7 87,7*

Benin 40,8 53,3 44

Gambia 45,3 64,1 79,1*

Guinea-Bissau 51 69,6 nicht verfügbar

Pakistan 53,7 68,9 46

Mozambik 54 69,9 46

Zentralafrikanische Republik 54,6 64,2 32,6*

Elfenbeinküste 54,6 66,1 47,7*

Bangladesch 55 74,4 50

Marokko 56,4 76,6 82

Mauretanien 56,8 67 12

Nepal 57,9 80,8 65

Liberia 58,1 74,8 57,6*

Papua-Neuguinea 59,6 66,5 nicht verfügbar

Nigeria 60,1 71,5 86

Eritrea 65,3 87,8 48

Ghana 65,8 79,3 88

Burundi 65,9 75,9 22

Kongo 66,6 65,3 33



Es bestehen beim Schulbesuch zudem große Unterschiede
zwischen ländlichen Regionen und urbanen Räumen. 2008
gingen insgesamt 27 Prozent der Kinder in ländlichen Regio-
nen nicht zur Schule, in urbanen Räumen lag der Anteil bei 14
Prozent.74

Der Blick auf die Einschulungs- und Abschlussquoten allein
sagt allerdings noch wenig über die Qualität der Ausbildung
und den tatsächlichen Bildungsstand der Bevölkerung aus.
Klassengrößen bis zu 90 Schülern pro Lehrer (s. Tabelle 4) füh-
ren bei vielen Schülern zu mangelhaften Lernerfolgen. Eine
hohe Alphabetisierung ist oftmals auch nach Absolvierung der
Grundschule nicht gegeben (s. Tabelle 3). Auch bei hohen Ab-
schlussraten von 87,7 Prozent lag die Alphabetisierungsrate in

Ländern wie Sierra Leone nur bei 55,7 Prozent. Um bis 2015
allen Kindern eine kostenlose und qualitativ hochwertige
Grundbildung bei einem Schüler/Lehrer-Verhältnis von 40:1 zu
ermöglichen, müssten allein in Subsahara Afrika vier Millionen
zusätzliche Lehrer eingestellt werden.75

Erschwerend kommt hinzu, dass laut UNECSO viele der einge-
schulten Kinder die Schule nicht regelmäßig besuchen. Dies
kann an fehlenden finanziellen Mitteln für die Schulkleidung
oder das Schulgeld liegen. Zudem müssen viele Kinder – nun
auch verstärkt in Folge der Finanzkrise – ihre Familien im
Haushalt, bei der Betreuung der Geschwister oder beim Geld-
erwerb unterstützen und können deshalb nicht zur Schule ge-
hen. Die Fehlzeiten tragen zu der Diskrepanz zwischen Ein-

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

20

74 Vgl. UN (2010b), S. 18. 75 Vgl. Kühn/Caprio/von Buttlar (2007), S. 32.

TABELLE 4

Zahl der Schüler pro Lehrer und Anteil der ausgebildeten Lehrer

Quelle: http://data.worldbank.org

Zahl der Schüler pro Lehrer Anteil der ausgebildeten
(Grundschule) Lehrer (Grundschule)

in %

Land 2005 2008 2008

Malawi 85 93 nicht verfügbar

Zentralafrikanische Republik 89 90 nicht verfügbar

Mosambik 66 68 67

Ruanda 66 68 94

Tschad 63 62 35

Sambia 66 61 nicht verfügbar

Äthiopien nicht verfügbar 59 89,7

Kongo 83 52 93,3

Tansania 56 52 100

Mali 54 51 50,1

Uganda 50 50 89,4

Burkina Faso 47 49 87,7

Kambodscha 53 49 98,2

Eritrea 48 47 89,3

Kenia 45 47 98,4

Madagaskar 54 47 52,1

Kamerun 48 46 61,8

Benin 47 45 71,8

Bangladesch 47 44 54,4

Guinea 45 44 82,1



MDG 2schulungs- und Alphabetisierungsquote in vielen Entwick-
lungsländern bei. Die mangelnde Qualität der Bildung ist eine
weitere Ursache, denn die Ausbildung der Lehrer ist oftmals
mangelhaft, so dass diesen die adäquaten pädagogischen
Vermittlungsfähigkeiten für tatsächliche Lernerfolge fehlen.
Hohe Einschulungsquoten bedeuten also noch lange kein ho-
hes Bildungsniveau der Kinder. Die großen Klassengrößen von
bis zu 93 Schülern pro Lehrer erschweren zusätzlich den Lern-
erfolg. Seit 2005 ist hier ein deutlicher Anstieg der Schülerzah-
len pro Lehrer festzustellen (s. Tabelle 4).

Problematisch ist schließlich, dass sich MDG 2 auf die Grund-
schulbildung beschränkt. Weitergehende Ziele, wie sie in der
UNESCO-Initiative „Bildung für Alle“ und zuletzt beim Welt-
bildungsforum 2000 in Dakar formuliert wurden, kommen in
den MDGs bisher nicht vor. Die Folge ist eine Konzentration fi-
nanzieller Mittel und politischer Aufmerksamkeit auf den
Grundschulsektor, während die weiterführenden Schulen und
die Aus- und Fortbildung von Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen stark vernachlässigt werden. Die Folge: Während
die weltweite Einschulungsquote inzwischen von 80 (1999)
auf 86 Prozent (2007) gestiegen ist, lag der Anteil der Kinder,
die nach der Grundschule eine weiterführende Schule besu-
chen, in den Entwicklungsländern lediglich bei 61 Prozent – in
Industrieländern dagegen bei 100 Prozent. Es bedarf daher ei-
ner Neu- und Rückbesinnung auf ein ganzheitliches und um-
fassendes Konzept der Bildungszusammenarbeit, das alle Pha-
sen von der Vorschulerziehung bis zur Erwachsenenbildung
umfasst und auch die Qualität der Bildung berücksichtigt.

Was ist zu tun? 

Die Realisierung des zweiten Entwicklungszieles hat spür-
bare Fortschritte gemacht. Dies ist unter anderem auf die
Abschaffung der Schulgebühren in vielen Ländern zurück-
zuführen. So konnten Kinder aus den ärmsten Familien
ebenfalls am Schulunterricht teilnehmen. Insgesamt konn-
ten seit dem Jahr 2000 40 Millionen Kinder mehr zur Schu-
le gehen.

Die Weltgemeinschaft besitzt die Ressourcen, um jedem
Menschen Bildung zu ermöglichen. Dennoch ist das Tempo
des Fortschritts nicht hoch genug – bei der gegenwärtigen
Geschwindigkeit würde das Bildungsziel in den nächsten
hundert Jahren nicht erreicht, geschweige dann bis zum
Jahr 2015.

Empfehlungen zur Verwirklichung von MDG 2: 76

» Bildungshindernisse wie Krankheiten, Fehlernährung,
unzureichende Planung und oder schlechte Infrastruk-
tur beeinflussen zu oft die Bildungssituation von Kin-
dern und Jugendlichen. Das Erreichen anderer Entwick-
lungsziele hat direkten Einfluss auf das Resultat der Bil-
dungsziele.

» Während Investitionen in die Grundschulbildung essen-
tiell sind, sind Investitionen in die weiterführende Bil-
dung nicht weniger relevant, besonders für Mädchen.
Der Übergang von der Grundschule zu weiterführenden
Schulen muss die Regel und nicht die Ausnahme wer-
den. Um in Zukunft Erfolge im Bildungswesen erzielen
zu können, sollten Regierungen dem Ausbau des Bil-
dungssystems absolute Priorität einräumen.

» Das Erreichen aller Entwicklungsziele hängt entschei-
den davon ab, ob Jugendliche nach der Schulbildung
menschenwürdige Arbeit finden. Die Möglichkeiten
hierzu müssen gezielt ausgebaut und gefördert wer-
den. Besonderes Augenmerk sollte dabei auf die Situa-
tion von Mädchen gelegt werden. Ihnen müssen früh-
zeitig die Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt aufge-
zeigt werden, um sie zu ermutigen, arbeitsmarktrele-
vantes Wissen zu erlangen.
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76 Vgl. UN General Assembly (2010), Pkt. 15f.



MDG 3: Gleichstellung der Geschlechter fördern

Die Instrumente, Strategien und Indikatoren, die sich mit der
Gleichstellung der Geschlechter sowie der Bekämpfung von
Frauenarmut, Gewalt und Diskriminierung befassen, sind nach
wie vor meist unzureichend.

Ein Grundproblem liegt in der Ausgestaltung des entsprechen-
den Millenniumsziels. MDG 3 fällt weit hinter die Beschlüsse
der Weltfrauenkonferenz von Beijing 1995 zurück und be-
schränkt sich in seinem einzigen Unterziel darauf, das Ge-
schlechtergefälle im Bildungsbereich zu beseitigen. Die Fort-
schritte bei der Gleichstellung der Geschlechter werden an-
hand von nur drei Indikatoren gemessen, nämlich 

1. dem Verhältnis Mädchen/Jungen in der Primar-, Sekundär-
und Tertiärausbildung,

2. dem Anteil der Frauen an den Beschäftigten außerhalb des
Agrarsektors,

3. dem Anteil weiblicher Abgeordneter in nationalen Parla-
menten.

Diese Auswahl sagt nicht viel über die komplexen Probleme
von Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung von Frauen
aus. Der Alltag der Frauen ist vielfach erschwert durch den ein-
geschränkten Zugang zu Ressourcen und damit zu ökonomi-
scher Eigenständigkeit. Sie verfügen über weniger Möglichkei-
ten, ihre Bedürfnisse zu artikulieren und politisch durchzuset-
zen.Außerdem unterliegen Frauen in vielen Ländern weiterhin
einer benachteiligenden Rechtsprechung. Gleichzeitig gelten
gerade die Frauen als tragende Säulen gesellschaftlicher und
wirtschaftlicher Entwicklung.

Orientiert man sich zur Erfolgsmessung zunächst an den offi-
ziellen MDG-Indikatoren, so lassen sich in den letzten Jahren
graduelle Fortschritte feststellen. Knapp zwei Drittel der Ent-
wicklungsländer haben das bis 2005 gesteckte Ziel der Ge-
schlechtergleichstellung bei der Einschulung erreicht.77 Daten
von 2007 zeigen, dass – bei Fortsetzung des aktuellen Trends
– die meisten afrikanischen Länder die Geschlechter-Gleich-
stellung in der Grundschulbildung erreichen werden. Gleich-
zeitig sind aber zwei Drittel der über 750 Millionen Analpha-
beten Frauen und Mädchen.78

Bei der Sekundärbildung zeichnet sich ein anderes Bild ab:
Insbesondere in Westasien, Südasien und Subsahara Afrika
haben weitaus weniger Mädchen als Jungen Zugang zur 

Sekundärbildung. In Lateinamerika, Ostasien und Südostasien
hat sich der Trend hingegen verbessert, sodass mitunter sogar
mehr Mädchen als Jungen nach der Primarbildung weiter zur
Schule gehen.79

Der Anteil der Frauen an den Beschäftigten außerhalb des
Agrarsektors lag 2005 weltweit bei 36,9 Prozent. Zum Ver-
gleich: in Ländern mit hohem Einkommen liegt der Prozentsatz
bei 46,2 Prozent, im Nahen Osten und Nordafrika hingegen
nur bei 17,3 Prozent (2005). In Lateinamerika und der Karibik
sind 41,3 Prozent der Beschäftigten außerhalb des Agrarsek-
tors Frauen, in Südasien sind es lediglich 18,1 Prozent.80

Insgesamt arbeiten Frauen häufiger in menschenunwürdigen
Beschäftigungsverhältnissen.81 Der Anteil der Frauen, die im
informellen Sektor arbeiten, ist im Vergleich zu den Männern
außerordentlich hoch: In Mali beträgt ihr Anteil an den weibli-
chen Beschäftigten außerhalb des Agrarsektors 89 Prozent, in
Indien liegt er bei 88 Prozent.82

Der Anteil der Frauen, die in Führungspositionen arbeiten, ist
dagegen weiterhin gering. Weltweit liegt er bei 25 Prozent, in
Südasien und Nordafrika sind es nur neun Prozent.83

Der Anteil weiblicher Abgeordneter in Parlamenten ist zwar in
den vergangenen zehn Jahren gestiegen, liegt aber noch im-
mer weit unter dem der männlichen Kollegen. Im Jahr 2000
waren elf Prozent der Abgeordneten in Entwicklungsländern
Frauen, für 2010 wird ihr Anteil auf 18 Prozent geschätzt. Im
Vergleich dazu sind in den Ländern des Nordens derzeit etwa
24 Prozent der Abgeordneten Frauen.84

Die Gleichstellung von Frauen hängt keineswegs automatisch
vom ökonomischen Entwicklungsstand eines Landes ab. Auch
in ärmeren Ländern können eine gezielte Politik und Verände-
rungen im gesellschaftlichen Diskurs die Gleichstellung der
Geschlechter fördern. Um diesen Diskurs zu beeinflussen hat
das zivilgesellschaftliche Bündnis Social Watch im Jahr 2004
den Gender Equity Index (GEI) entwickelt. Er soll Trends bei der
Gleichstellung der Geschlechter auf Grundlage eines umfas-
senden Sets von Indikatoren sichtbar machen. Der Index kom-
biniert drei Dimensionen:
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77 Vgl.World Bank (2010c), S. 16.
78 Vgl. Seim (2010).

79 Vgl. UN (2010b), S. 21.
80 Vgl.World Bank (2010d), für Subsahara Afrika stehen keine Daten 

zu Verfügung.
81 Vgl. UN (2010b), S. 23.
82 Vgl. UN (2010b), S. 24.
83 Vgl. UN (2010b), S. 24.
84 Vgl. UN (2010b), S. 25.



MDG 3

1. Gleichberechtigung (Prozent der Frauen in technischen Po-
sitionen, Prozent der Frauen in Management- und Regie-
rungspositionen, Prozent der Frauen in Parlamenten, Pro-
zent der Frauen auf Ministerposten).

2. Wirtschaftliche Aktivität (Einkommensunterschiede, Pro-
zent der wirtschaftlich aktiven Frauen (außerhalb des
Agrarsektors).

3. Bildung (Unterschiede in der Alphabetisierung, Unterschie-
de in der Einschulungsrate in Grund- und weiterführenden
Schulen).85

Ruanda kann als Beispiel dafür gelten, wie in einem der ärms-
ten Länder der Welt durch eine gezielte Gleichstellungspolitik
in den letzten Jahren die gesellschaftliche Situation der Frauen
gestärkt wurde. Im Jahr 2009 steht Ruanda auf der Liste des
GEI auf Rang 2, hinter Schweden, neben Finnland und vor
Norwegen (vgl. Tabelle 5).86

Was ist zu tun? 

Die Stärkung von Macht und Einfluss der Frau kann nicht
allein auf das dritte Entwicklungsziel beschränkt werden.
Vielmehr muss die geschlechtliche Gleichbehandlung als
Grundelement aller MDGs angesehen werden. Da es sich
bei zwei Drittel der extrem Armen um Frauen handelt,
muss der Genderaspekt auch in MDG 1 berücksichtigt
werden. Stärker beachtet werden muss das Problem der
Gewalt gegen Frauen. Jegliche Form der Gewalt gegen
Frauen verhindert ihre Teilnahme am Entwicklungsprozess
nachhaltig und schränkt sie in der Ausübung ihrer Men-
schenrechte ein.

Empfehlungen zur Verwirklichung von MDG 3:87

» Die aktive Teilnahme von Frauen an Entscheidungspro-
zessen auf allen Ebenen muss maßgeblich verbessert
werden. Insbesondere sollte die Möglichkeit für Frauen,
gewählte Ämter zu besetzten, erhöht werden.

» Die Überwindung genderbasierter Gewalt sollte als Ziel
in die MDGs aufgenommen werden.

» Eine systematischere Erhebung disaggregierter Daten
unter Berücksichtigung von Geschlecht und Alter ist er-
forderlich, um Fortschritte bei der Stärkung von Macht
und Einfluss von Frauen überwachen zu können.

» Die neue Organisation der Vereinten Nationen zur
Gleichstellung der Geschlechter und zur Stärkung von
Macht und Einfluss der Frauen (UN Entity for Gender
Equality and the Empowerment of Women, kurz UN Wo-
men) sollte politisch unterstützt und finanziell ausrei-
chend ausgestattet werden. UN Women kann auch als
Katalysator für das Genderziel auf Landesebene fungie-
ren.
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85 Für genauere Informationen zur Konzeption des GEI s. Social Watch (2010a).
86 Vgl. Social Watch (2010a).
87 Vgl. UN General Assembly (2010), Pkt. 17f.

TABELLE 5

Gender Equity Index:
Spitzenreiter und Schlusslichter

Quelle: Social Watch (2010a)

GEI 2009 Trend

Schweden 88 S

Finnland 84 A

Ruanda 84 A

Norwegen 83 A

Bahamas 79 A

Dänemark 79 F

Deutschland 78 D

Island 78 S

Neuseeland 78 S

Niederlande 77 A

Ägypten 44 G

Äquatorialguinea 44 A

Tschad 43 D

Pakistan 43 S

Saudi Arabien 43 S

Sudan 43 G

Benin 42 G

Indien 41 D

Elfenbeinküste 39 F

Jemen 30 A



MDG 4: Senkung der Kindersterblichkeit

„Alle sechs Sekunden 
stirbt ein Kind aufgrund von Unterernährung.“ 88

Das Ziel, die Kindersterblichkeit um zwei Drittel zu senken, ge-
hört zu den drei Gesundheitszielen, die eng miteinander ver-
knüpft sind. Die Umsetzung dieser Ziele wies seit 1990 nur ge-
ringe Erfolge auf, und ihre Verwirklichung bis zum Jahr 2015
ist beim bisherigen Tempo unwahrscheinlich.89

Die Reduzierung der Kindersterblichkeit kann nicht als isolier-
tes Ziel betrachtet werden. Sie korreliert stark mit anderen
MDGs, insbesondere der Alphabetisierungsrate bei Frauen
(MDG 2 und 3), der Verbreitung von HIV und AIDS und ande-
ren ansteckenden Krankheiten (MDG 6), mit Hunger und Un-
terernährung (MDG 1), dem Zugang zu sauberem Trinkwasser
und sanitären Anlagen (MDG 7), dem Zugang zu Medikamen-
ten sowie der Gesundheitsversorgung von Müttern (MDG 5).
Fortschritte bei der Verwirklichung all dieser MDGs haben
auch positive Auswirkungen auf die Gesundheit von Kindern.

Die Kindersterblichkeit ist in den letzten 20 Jahren zwar welt-
weit gesunken, aber nicht schnell genug, um MDG 4 bis 2015
zu verwirklichen.90 Nach Schätzungen der WHO gab es im Jahr
2008 im globalen Durchschnitt 65 Todesfälle je 1000 Kinder.
Dies bedeutet einen Rückgang von 27 Prozent im Vergleich zu
1990, als noch 90 von 1000 Kindern vor ihrem fünften Ge-
burtstag starben.91 In den ärmsten Ländern (Least Developed
Countries, LDCs), ging die Rate von 179 (1990) auf 128 To-
desfälle je 1000 Kinder (2008) zurück.92

Jährlich sterben derzeit neun Millionen Kinder unter fünf Jah-
ren – zumeist an Unterernährung oder an Krankheiten, die
größtenteils vermeidbar wären.93 Die häufigsten Todesursa-
chen wie Durchfall, Lungenentzündung, Malaria oder Masern
könnten durch einfache und kostengünstige Maßnahmen be-
kämpft werden. 43 Prozent aller Todesfälle bei Kindern unter
fünf Jahren waren 2008 auf vier Krankheiten zurückzuführen
– Lungenentzündung, Durchfall, Malaria und AIDS.94

Besonders schwierig ist die Lage weiterhin im südlichen Asien
und in Subsahara Afrika.95 Dort sterben im Durchschnitt 144

von 1000 Kindern vor ihrem fünften Geburtstag. 1990 waren
es allerdings noch 185 (vgl. Grafik 7).

Die Entwicklung der Kindersterblichkeit ist von Land zu Land
und selbst innerhalb der Länder sehr unterschiedlich. In sechs
afrikanischen Ländern stieg die Kindersterblichkeit im Zeit-
raum von 1990 bis 2008 sogar an: In Kamerun um 6,5 Pro-
zent, in der Zentralafrikanische Republik um 0,6 Prozent, im
Tschad um vier Prozent, in Sambia um 4,3 Prozent, in der Re-
publik Kongo um 20,2 Prozent und in Kenia sogar um 24,7
Prozent.96 Die Kriege in Afghanistan und dem Irak sowie die
Konflikte in einigen Ländern Afrikas hatten dort auch für die
Kinder verheerende Folgen und steigerten die Sterblichkeitsra-
te zum Teil um 150 Prozent.

Auf der anderen Seite wurde das Ziel, die Kindersterblichkeit
um zwei Drittel zu reduzieren, in 13 afrikanischen Ländern
frühzeitig erreicht. Eritrea, Gambia, Malawi und Sierra Leone
gehören zu den „early achievern“.97

Auch innerhalb der Länder gibt es erhebliche Unterschiede bei
der Kindersterblichkeit, je nachdem zu welcher sozialen
Schicht die Kinder gehören. Im Durchschnitt haben die Kinder
in den reichsten 20 Prozent der Haushalte eine doppelt so
hohe Überlebenschance wie die Kinder in den ärmsten 20 Pro-
zent.98

Wenn in Folge der globalen Finanzkrise die Sozialausgaben
stagnieren oder reduziert werden, sind eine deutliche Ver-
schlechterung der sozialen Lage der Kinder und eine Erhöhung
der Kindersterblichkeitsrate zu befürchten.99

Als Reaktion auf die mangelnden Fortschritte bei der Verwirk-
lichung von MDG 4 und 5 kündigten die Staats- und Regie-
rungschefs der G8 bei ihrem Gipfel im Juni 2010 im kanadi-
schen Muskoka an, innerhalb der kommenden fünf Jahre fünf
Milliarden US-Dollar für Maßnahmen zur Senkung der Kinder-
und Müttersterblichkeit auszugeben. Bundeskanzlerin Angela
Merkel sagte zu, dass Deutschland davon einen Anteil von 500
Millionen US-Dollar, d.h. 100 Millionen US-Dollar (80 Millio-
nen Euro) pro Jahr für den Zeitraum 2011 bis 2015 überneh-
men wird.100

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

24

88 DFID (2010), S. 7.
89 Vgl. z. B.World Bank (2010c), S. 18 und Bähr (2010).
90 Vgl. UN (2010b), S. 26.
91 Vgl.WHO (2010), S. 12.
92 Vgl. UNICEF (2010), S.132.
93 Nach Schätzungen der WHO waren es 2008 8,8 Millionen Kinder, 1990 waren

es noch 12,4 Millionen, ein Rückgang um 30 Prozent; vgl.WHO (2010), S. 12.
94 Vgl. UN (2010b), S. 27.
95 Vgl. Bähr (2010), S. 2.

96 Vgl. OECD/African Development Bank (2010).
97 Vgl. Ebd.
98 Vgl. European Commission (2010b), S. 22.
99 Vgl. UNICEF (2010), S. 17 und S.120 Tabelle zu Kindersterblichkeit.
100 Vgl. die Pressekonferenz der Bundeskanzlerin am 26. Juni 2010 zum 

Abschluss des G8-Gipfels
(www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/
2010/06/2010-06-26-g8-bk-abschluss,layoutVariant=Druckansicht.html).
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GRAFIK 7

Entwicklung der Kindersterblichkeit in ausgewählten Ländern und Regionen
Todesfälle je 1000 Kinder unter 5 Jahren

Quelle für 1990: United Nations Statistical Division (http://mdgs.un.org/unsd/mdg/Data.aspx).
Quelle für 2008: Datenbank der Weltbank (http://data.worldbank.org).



MDG 5:Verbesserung der Gesundheit von Müttern

„Jede Minute stirbt eine Frau aufgrund von Komplikationen 
bei der Schwangerschaft oder der Entbindung“ 101

MDG 5 sieht vor, bis 2015 die Müttersterblichkeit um drei Vier-
tel zu senken.102 Laut WHO ist dies das Millenniumsziel, dessen
Umsetzung am stärksten gefährdet ist.103 Fortschritte zeichnen
sich zwar in Einzelfällen ab, die notwendige Verbesserungsra-
te von 5,5 Prozent pro Jahr wird aber nicht überall erreicht.104

Weltweit starben 2008 immer noch 342.900 Frauen während
der Schwangerschaft oder der Entbindung. Das bedeutet ei-
nen Rückgang um 35 Prozent gegenüber dem Jahr 1980, als
die Zahl der Todesfälle noch bei 526.300 lag.105 In Sierra Leone
stirbt statistisch gesehen eine von acht Frauen während der
Schwangerschaft oder der Geburt ihres Kindes. Zum Vergleich:
in den Industrieländern liegt die Quote bei 1 zu 8000.106 In Af-
ghanistan sind 1.575 Todesfälle auf 100 000 Geburten zu ver-
zeichnen, in der Zentralafrikanischen Republik 1.570 (s. Tabel-
le 6).107

45 Länder werden MDG 5 nach Weltbankprognosen voraus-
sichtlich nicht erreichen können, 23 Länder sind „auf Kurs“.108

Vor allem in Subsahara Afrika und im Südlichen Asien sind die

Todesfälle unter Schwangeren und Müttern noch besonders
hoch (s. Tabelle 7).

In ländlichen Gegenden hat nur eine von drei Frauen während
ihrer Schwangerschaft Zugang zu ärztlicher Versorgung (vgl.
dazu auch Tabelle 8).109 Die meisten Todesursachen, wie Infek-
tionen, Blutungen oder unsachgemäß durchgeführte Abtrei-
bungen, ließen sich durch fachkundige medizinische Betreu-
ung vermeiden. Dadurch könnten nicht nur die Risiken einer
Schwangerschaft reduziert, sondern auch chronische Be-
schwerden nach einer Schwangerschaft vermieden werden.

Ob Frauen Zugang zu medizinischer Versorgung haben, hängt
in erheblichem Maße von ihrem Familieneinkommen ab.Wohl-
habende Frauen genießen beispielsweise in Südasien mit einer
Versorgungsquote von 94 Prozent (2008) eine fast so gute
medizinische Betreuung wie Frauen im reichen Norden. Je we-
niger Geld, desto schlechter wird die Versorgungsrate. Beim
ärmsten Fünftel der Frauen in Südasien lag die Quote 2008
nur bei 47 Prozent.110 Denn sowohl der Besuch einer Gesund-
heitsstation als auch der Weg in die Stadt ist oft eine Frage des
Geldes bzw. des Zugangs zu Geld innerhalb der Familie. In
ländlichen Gegenden erschweren zudem die desolaten oder in
Regenzeiten überschwemmten und nicht befahrbaren Straßen
den Zugang zu medizinischen Einrichtungen.
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101 DFID (2010), S. 8.
102 Vgl. www.mdgs.un.org
103 Vgl.WHO (2010).
104 Vgl. UN (2010b), S. 30.
105 Vgl.World Bank (2010c), S. 16.

Für 1990 liegen keine flächendeckenden Zahlen vor.
106 Vgl. ODI (2008), S. 3.
107 Vgl. Hogan et al. (2010).
108 Vgl.World Bank (2010c), S. 17.

109 Vgl. UN (2010b), S. 34.
110 Vgl. UN (2010b), S. 33.

TABELLE 6

Die 10 Länder mit der höchsten Müttersterblichkeit
Todesfälle je 100.000 Geburten

Quelle: Hogan et al. (2010).

Land 1990 2000 2008

Afghanistan 1261 1957 1575

Zentralafrikanische Republik 1757 1988 1570

Malawi 743 1662 1140

Tschad 891 1205 1065

Sierra Leone 1044 1200 1033

Lesotho 363 1021 964

Elfenbeinküste 580 1116 944

Timor-Leste 1016 953 929

Guinea 965 976 860

Liberia 729 1055 859



Verhindert werden Fortschritte bei der Verwirklichung von
MDG 5 auch durch geschlechtsspezifische Diskriminierungen
hinsichtlich der sexuellen Selbstbestimmung und der Familien-
planung. Diese hindern viele Frauen daran, medizinische Hilfe
und Beratung in Anspruch zu nehmen, und verschärfen somit
das Problem der hohen Müttersterblichkeit. Denn jede Minute
werden 190 Frauen und Mädchen ungewollt schwanger.111

Die Nutzung von empfängnisverhütenden Mitteln sowie ent-
sprechende familienplanerische Beratungen sind insbesonde-
re für die Vermeidung von Schwangerschaften bei Minderjäh-
rigen von großer Bedeutung.Auch hier zeigt sich die Korrelati-
on zwischen Bildungsstand, Armut und der Vermeidung früh-
zeitiger Schwangerschaften.Während in 24 Ländern Subsaha-
ra Afrikas beim reichsten Fünftel der Bevölkerung nur 5,8 Pro-
zent aller Mädchen frühzeitig Mutter wurden, belief sich der
Anteil bei den ärmsten 20 Prozent auf 18,4 Prozent.112
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111 Vgl. Bähr (2010), S. 3.
112 Vgl. UN (2010b), S. 35. Untersuchungszeitraum 1998–2008.

TABELLE 7

Entwicklung der Müttersterblichkeit in den Regionen
Todesfälle je 100.000 Geburten

Quelle: Hogan et al. (2010).
*Regionale Abgrenzungen nach der dort verwendeten „Global Burden of Disease Study“.

Regionen* 1990 2000 2008

Asien, östlich 86 55 40

Asien, südlich 560 402 323

Asien, südöstlich 248 212 152

Asien, zentral 72 60 48

Karibik 348 323 254

Zentraleuropa 34 18 13

Osteuropa 43 41 32

Westeuropa 10 8 7

Lateinamerika,Anden 229 156 103

Lateinamerika, Zentral 85 70 57

Lateinamerika, Süd 54 44 41

Lateinamerika,Tropen 113 71 57

Nordafrika und Mittlerer Osten 183 111 76

Nordamerika 11 13 16

Ozeanien 416 329 279

Subsahara Afrika, Zentral 732 770 586

Subsahara Afrika, Ost 690 776 508

Subsahara Afrika, Süd 171 373 381

Subsahara Afrika,West 582 742 629

TABELLE 8

Länder mit der niedrigsten 
medizinischen Betreuung von Geburten
Anteil an der relevanten Bevölkerungsgruppe in %

Quelle: WHO (2010).

Land Anteil der von medizinischem 
Fachpersonal betreuten Geburten

Äthiopien 6

Tschad 14

Afghanistan 14

Niger 18

Bangladesch 18

Nepal 19

Timor-Leste 19

Demokratische 
Volksrepublik Laos 20

Haiti 26

Eritrea 28



Auch hier wären zusätzliche Mittel der Entwicklungsfinanzie-
rung dringend erforderlich. Bei einer Verdopplung der jährli-
chen Investitionen in Familienplanungsprogramme und die Ge-
sundheitsfürsorge von Schwangeren von derzeit zwölf auf 24
Milliarden US-Dollar könnte die Müttersterblichkeit um 70 Pro-
zent und die Säuglingssterblichkeit um rund die Hälfte vermin-
dert werden.113 Die von der G8 beim Gipfel im kanadischen
Muskoka 2010 angekündigte eine Milliarde US-Dollar pro Jahr
für Maßnahmen zur Senkung der Kinder- und Müttersterblich-
keit macht nur einen Bruchteil der benötigten Summe aus.

MDG 6: Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und
anderen Krankheiten

Bei der Bekämpfung von HIV und AIDS, Malaria und Tuberku-
lose ist die Bilanz der letzten zehn Jahre besonders ambiva-
lent. Auf der einen Seite wurden in vielen Ländern bei der Be-
handlung von HIV, der Prävention von Malaria und der Redu-
zierung der Zahl von Tuberkulose-Toten Fortschritte erzielt; auf
der anderen Seite ist die Verbreitung von HIV und AIDS noch
lange nicht gestoppt, infizieren sich mehr als zweihundert Mil-
lionen Menschen jährlich neu an Malaria und steigt die Zahl
der Tuberkuloseinfektionen.

Zwei Millionen AIDS-Tote pro Jahr

Die positive Nachricht bei der Bekämpfung von HIV und AIDS
ist, dass die Zahl der jährlichen Neuinfektionen auf globaler
Ebene sinkt.114 2008 gab es ca. 2,7 Millionen Neuinfektionen.
2,3 Millionen davon waren Erwachsene, 430.000 waren Kin-
der unter 15 Jahren.115 2001 lag die Zahl der Neuinfektionen
noch bei 3,2 Millionen. Dies ist nicht nur ein Erfolg von Ge-
sundheitskampagnen, sondern auch Folge verbesserter Bil-
dung. Die Global Campaign for Education schätzt, das auf-
grund der Fortschritte bei der Grundschulbildung rund
700.000 Neuansteckungen vermieden werden konnten.116

Auch die Behandlung von HIV-Infizierten hat sich verbessert.
Der Anteil von Infizierten, die antiretrovirale Therapien erhal-
ten, stieg weltweit von sieben Prozent (2003) auf 42 Prozent
(2008),117 im östlichen und südlichen Afrika sogar auf 48 Pro-
zent.118 Dadurch konnten nach Aussage von WHO und UNAIDS
etliche Lebensjahre „gewonnen“ werden.119

Die negative Nachricht ist, dass die Gesamtzahl der Men-
schen, die mit dem HI-Virus leben, weiter ansteigt und pro Jahr
immer noch zwei Millionen Menschen an den Folgen von AIDS
sterben.120 Weltweit lebten 2008 33,4 Millionen Menschen
mit HIV, darunter 2,1 Millionen Kinder unter 15 Jahren (vgl.
Grafik 8).121

Dramatisch ist die hohe Anzahl von 17,5 Millionen Kindern,
die einen oder beide Elternteile durch AIDS verloren haben.
Der Großteil von ihnen lebt in Subsahara Afrika – 14,1 Millio-
nen.122 90 Prozent der 2,1 Millionen Kinder, die mit HIV leben,
wurden entweder im Mutterleib, während der Geburt oder
durch Stillen infiziert.123 Viele von Ihnen werden in absehbarer
Zeit zu Halb- oder Vollwaisen.Auch hier werden die engen Zu-
sammenhänge zwischen den MDGs sichtbar: Die Müttersterb-
lichkeit würde ohne die hohe HIV-Rate um ein Drittel geringer
ausfallen.124

Subsahara Afrika bleibt die Region mit den meisten HIV-infi-
zierten Menschen. 67 Prozent aller weltweiten Infektionen
und 72 Prozent aller mit AIDS in Verbindung stehenden Todes-
fälle treten hier auf.125 Rund 60 Prozent aller HIV-Infizierten in
Subsahara Afrika sind Frauen.126

Tuberkulose weit verbreitet

Die WHO schätzt die Verbreitung von Tuberkulose auf ca. elf
Millionen Menschen weltweit.127 Die Zahl der Neuinfektionen
ist 2008 um 100 000 gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Die
meisten Infektionen traten in Asien (55 Prozent) und Afrika (30
Prozent) auf. Länderbezogen liegt Indien mit ca. zwei Millionen
vor China (1,3 Millionen) und Südafrika (0,43 Millionen).128

2008 starben ca. 1,3 Millionen Menschen, darunter 500.000
Frauen an Tuberkulose. Die meisten Todesfälle mussten in In-
dien (276.512), China (160.086) und Nigeria (94.826) be-
klagt werden. Insgesamt starben in Afrika 385.055 Menschen,
in Südostasien 477.701 Menschen an Tuberkulose.129
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113 Guttmacher Institut / UNFPA (2009).
114 Vgl. UNAIDS/WHO (2009), S. 9.
115 Ebd., S. 6.
116 Vgl. Global Campaign for Education (2004).
117 Vgl. UN (2010b), S. 45.
118 Vgl. UNAIDS/WHO (2009), S. 9.
119 Ebd., S. 18.

120 Ebd., S. 6 und 8.
121 Ebd., S. 6.
122 Vgl. UN (2010b), S. 44.
123 Ebd., S. 46.
124 Vgl. Hogan et. al. (2010).
125 Vgl. UNAIDS/WHO (2009), S. 21.
126 Ebd., S. 22.
127 Vgl.WHO (2009a), S. 5.
128 Ebd., S. 4.
129 Ebd., S. 5.



In allen Regionen mit Ausnahme von Subsahara Afrika ging
die Zahl der Todesfälle durch Tuberkulose zurück. In Südost-
asien sank ihr Anteil von 56 auf 37 Todesfälle je 100.000 Men-
schen. Subsahara Afrika erfuhr dagegen einen Anstieg von 33
auf 52 Todesfälle je 100.000 Menschen.130 Dies ist nicht er-
staunlich, da es einen engen Zusammenhang von Tuberkulose
und AIDS gibt: Tuberkulose ist eine der häufigsten Todesursa-
chen bei AIDS-Kranken.

Besonders problematisch ist, dass es rund 500.000 Fälle von
multiresistenter Tuberkulose gibt. Die Erreger sind gegen meh-
rere Medikamente resistent und benötigen eine aufwendige,
teure und nebenwirkungsreiche Behandlungsweise.131

Moskitonetze allein reichen nicht

Durch eine flächendeckende Verteilung und Verwendung von
Moskitonetzen konnten in jüngster Zeit einige Erfolge in der
Prävention von Malaria erzielt werden. Die Nutzung von mit
Insektiziden behandelten Moskitonetzen hat sich seit dem
Jahr 2000 verdreifacht.132 In Afrika hat sich der Anteil von Kin-
dern, die unter Moskitonetzen schlafen, im Zeitraum von 2000
bis 2008 deutlich gesteigert: So beispielsweise in Ruanda (von
vier auf 56 Prozent), Gambia (von 15 auf 49 Prozent), Kenia
(von drei auf 46 Prozent) und Madagaskar (von 0 auf 46 Pro-
zent).133 Der Einsatz von neueren Kombinationspräparaten zur
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130 Vgl. UN (2010b), S. 51.
131 Vgl. Bähr (2010), S. 6.

132 Vgl. European Commission (2010b), S. 5.
133 Vgl. UN (2010b), S. 47.
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Behandlung von Malaria senkte die Todesfälle in Ländern wie
Ruanda, Sambia und Eritrea um 50 Prozent.134

Dennoch sind die jährlichen Neuerkrankungen an Malaria
noch immer hoch: Weltweit erkranken jährlich 247 Millionen
Menschen an Malaria, allein 212 Millionen in Afrika. Die jähr-
lichen Todesfälle liegen noch immer bei fast einer Millionen
Menschen, 91 Prozent davon in Afrika. Bei 85 Prozent der To-
desfälle handelt es sich um Kinder unter fünf Jahren, die sich
oft nicht gut allein schützen oder ihre Beschwerden artikulie-
ren können.135

Meist fehlt es nur an dem nötigen Geld, um Malariaprävention
oder Medikamente zur vergleichsweise unaufwändigen Be-
handlung dieser Fiebererkrankung bezahlen zu können.

Zu den Ländern, mit den meisten malariabedingten Todesfäl-
len gehören Nigeria (225.424 Menschen), die Demokratische
Republik Kongo (96.113), Uganda (43.490) und Äthiopien
(40.963). Bei den Infektionen mit Malaria bildet wiederum Ni-
geria mit 57,5 Millionen Malariainfektionen den traurigen
Spitzenreiter.136

Die Auswirkungen auf die gesellschaftliche und wirtschaftliche
Entwicklung eines Landes bei solch hohem Malariaaufkom-
men sind immens. Für das gesamte Afrika werden die wirt-
schaftlichen Einnahmeausfälle auf neun Milliarden Euro pro
Jahr geschätzt.137

Für alle Krankheitsbehandlungen gilt, dass die Kosten der me-
dizinischen Versorgung für viele Patienten ein großes finan-
zielles Problem darstellen, da gesetzliche Krankenversicherun-
gen meist nicht existieren und die Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsdiensten in der Regel direkt bezahlt werden muss.
Dies treibt jedes Jahr mehr als 100 Millionen Menschen in die
Armut.138

Was ist zu tun? 

Es gibt zahlreiche Wechselwirkungen zwischen den drei
Gesundheits-MDGs (4,5 und 6)  und den übrigen Millenni-
umszielen. Bei einigen der gesundheitsbezogenen Ziele
sind signifikante Fortschritte erreicht worden. Dennoch be-
stehen weiterhin erhebliche Hindernisse, um die Gesund-
heits-MDGs bis 2015 vollständig zu verwirklichen. Beson-
ders alarmierend ist die Situation im Bereich der Mütterge-
sundheit.Auch bei der Bekämpfung von HIV und AIDS und
der Reduzierung der Kindersterblichkeit besteht das Risiko
von Rückschlägen. Um weiterhin Fortschritte im Gesund-
heitsbereich zu erzielen, sollten die Bedürfnisse und Per-
spektiven der besonders gefährdeten und marginalisierten
Gruppen mehr Beachtung finden.

Empfehlungen zur Verwirklichung von 
MDG 4, 5 und 6: 139

» Der Mangel und die ungleichmäßige regionale Vertei-
lung von medizinischen Fachkräften innerhalb der Län-
der ist eine der größten Hürden bei der Verwirklichung
der Gesundheitsziele. Um sie zu überwinden, sollten
Regierungen das Gesundheitssystem überprüfen und
ausbauen sowie ihr Personal im Gesundheitsbereich
aufstocken und besser ausbilden. Sie sollten eine ge-
rechtere Verteilung der Mittel sicherstellen, nationale
Gesundheitspläne vollständig finanzieren sowie bere-
chenbare und nachhaltige Finanzierungsmechanismen
für den Gesundheitssektor entwickeln.

» Zusätzliche internationale Entwicklungszusammenar-
beit ist erforderlich, um nationale Gesundheitssysteme
auszubauen.

» Barrieren beim Zugang zum Gesundheitssystem sind
immer noch zahlreich vorhanden, insbesondere gegen-
über Randgruppen. Dazu zählen: Nutzungsgebühren,
informelle Gebühren, unangemessener und unbezahl-
barer Krankentransport, schlechte Kommunikation und
große Entfernung zu Gesundheitseinrichtungen.

» Gesundheitssysteme müssen rechenschaftspflichtig ge-
genüber der Bevölkerung sein, einschließlich den am
meisten Benachteiligten und Ausgegrenzten. Regierun-
gen sollten Mechanismen der Rechenschaftspflicht ent-
wickeln, um über die Gesundheitsversorgung zu berich-
ten und sie zu überwachen. Sie sollten detaillierte Infor-
mationen über die Aktivitäten von Regierungen und
Gebern im Gesundheitsbereich sowie damit verbunde-
ne Leistungsindikatoren veröffentlichen.
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134 Vgl.WHO (2009b), Executive Summary.
135 Vgl. Roll Back Malaria (2008) und Bähr (2010), S. 5.
136 Vgl. Roll Back Malaria (2008).
137 Vgl. Bähr, (2010), S. 5.
138 Vgl. Bähr, (2010), S. 7.



» Die Forschung und Entwicklung innovativer Medika-
mente und Impfstoffe muss weiterentwickelt und ver-
stärkt werden. Größere Bemühungen müssen bei der
Suche nach der richtigen Balance zwischen dem Schutz
geistigen Eigentums zur Förderung von Innovationen
und dem Zugang zu bezahlbaren lebenswichtigen Me-
dikamenten geleistet werden. Gleichzeitig sollten die
traditionelle Medizin und die Heilverfahren von indige-
nen Bevölkerungsgruppen anerkannt und respektiert
werden.

» Dienstleistungen der Reproduktionsmedizin müssen
zugänglich, bezahlbar und kulturell sensibel sein. Ge-
sundheitsdienstleistungen sollten die Empfängnisver-
hütung, Mütterbetreuung, sichere Abtreibungsmöglich-
keiten, Vorsorge, Diagnose, Beratung und Behandlung
umfassen. Flächendeckende sexuelle Aufklärung für
Kinder und Jugendliche, sowohl in als auch außerhalb
von Schulen, sollte gefördert werden.

» HIV und AIDS sind nicht nur ein gesundheitliches Pro-
blem. Der universelle Zugang zur HIV-Vorbeugung, Be-
handlung, Betreuung und Unterstützung ist eine zen-
trale Voraussetzung für die Erreichung aller MDGs. Das
Ziel des universellen Zugangs sollte bis 2015 verwirk-
licht werden. Die Politik sollte den universellen Zugang
der am meisten gefährdeten Gruppen besonders unter-
stützen. Menschen, die mit dem HI-Virus leben, dürfen
nicht diskriminiert werden. Regierungen sollten speziel-
le Maßnahmen unterstützen, um Frauen und Jugendli-
chen, die unverhältnismäßig stark von HIV betroffen
sind, zu helfen.

» Der Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberku-
lose und Malaria hat bisher eine wichtige Rolle bei der
Bekämpfung dieser Krankheiten gespielt. Die Verpflich-
tung zum „full funding“ des Globalen Fonds sollte er-
neuert werden.

MDG 7: Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit

Die ökologische Dimension von Entwicklung findet innerhalb
der MDGs nur wenig Raum. In Ziel 7 verpflichteten sich die Re-
gierungen lediglich in allgemeinen Worten zur Integration der
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung in Länderpolitiken und 
-programme sowie zur Umkehr des Verlustes an natürlichen
Ressourcen.

Die Zusammenhänge und Wechselwirkungen zwischen den
ökologischen und sozialen Aspekten von Entwicklung bleiben
in den MDGs unterbelichtet. Insbesondere im Klimabereich
sind die sozialen Folgen des weltweiten Klimawandels im Sü-
den und die Verantwortung des Nordens aber nicht mehr zu
ignorieren.

Ein Unterziel des MDG 7 beschäftigt sich selektiv mit der Ver-
bindung von Umweltaspekten und sozialer Lage – hier aller-
dings nur bezogen auf Slumbewohner, von denen 100 Millio-
nen bis 2020 bessere Lebensbedingungen erhalten sollen. Der
Anteil der Menschen, die keinen Zugang zu sauberem Trink-
wasser und zu sanitären Einrichtungen haben, soll bis 2015
halbiert werden. Gerade hier wäre ein ambitionierteres Ziel –
nämlich der Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser für alle
Menschen dringend erforderlich – nicht zuletzt, um auch bei
den anderen MDGs Fortschritte zu erzielen. Denn ohne saube-
res Wasser sind weder die Ernährungs- noch die Gesundheits-
ziele zu erreichen.

Politische Unterstützung erhielt diese Forderung durch die UN-
Generalversammlung, die am 28. Juli 2010 in einer Resolution
das Menschenrecht auf Wasser und sanitäre Einrichtungen für
Alle proklamierte.140 Dies kann als historischer Moment in der
völkerrechtlichen Verankerung eines MDGs als Menschenrecht
angesehen werden.

Fortgesetzte Abholzung – verstärkte Aufforstung

Gemäß MDG 7 soll die Abholzung von Waldflächen als Le-
bensgrundlage unzähliger Tierarten aber auch vieler Men-
schen im Süden reduziert werden. Bisher ist es den Regierun-
gen aber nicht gelungen, die Zerstörung der natürlichen Le-
bensgrundlagen zu stoppen. Insgesamt ist die weltweite Ab-
holzung, hauptsächlich tropische Wälder, zwar leicht zurück-
gegangen. In einigen Ländern geht die Abholzung der klimare-
levanten Wälder jedoch in hohem Ausmaß weiter. Auffällig
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139 Vgl. UN General Assembly (2010), Pkt. 19f.
140 Vgl. www.un.org/News/Press/docs/2010/ga10967.doc.htm. 122 Länder stimm-

ten der von Bolivien eingebrachten Resolution zu, darunter auch Deutschland,
41 enthielten sich, unter ihnen die USA, Großbritannien, Schweden und die 
Niederlande, aber auch Entwicklungsländer wie Kenia, Sambia und Tansania.
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sind die Länder Südamerikas und Afrikas, die weiterhin den
höchsten Netto-Rückgang an Waldflächen mit vier Millionen
bzw. 3,4 Millionen Hektar im Zeitraum 2000–2010 verzeich-
nen.141

Positiv hervor sticht Asien: Hier konnte die Waldflächen in der
vergangenen Dekade um 2,2 Millionen Hektar pro Jahr ver-
größert werden. Dies ist vor allem auf groß angelegte Auffors-
tungsprojekte in China, Indien und Vietnam zurückzuführen.142

Klimawandel trifft die Unschuldigen am härtesten

Die CO2-Emissionen müssen drastisch reduziert werden, um
die globale Erderwärmung auf das Minimum von 2 Grad Celsi-
us zu beschränken. Stattdessen steigen sie trotz der Zusagen
der 37 Vertragsländer des Kyotoprotokolls weiter an.143 Dies
hat erhebliche Auswirkungen für die Menschen in den Ländern
des Südens. Stürme und Überschwemmungen nehmen ebenso
zu wie Hitzeperioden und Dürren. Die Lebensgrundlagen vieler
Bauern in Afrika werden vernichtet; mit der Erwärmung der
Erdatmosphäre breiten sich Krankheiten wie Malaria in Regio-
nen aus, die bislang von ihnen verschont blieben; die Wasser-
knappheit wird sich in vielen Ländern verschärfen, Konflikte
um dieses knappe Gut werden zunehmen. Auch die Zahl der
Klimaflüchtlinge wird in die Höhe schnellen. Sie müssen Ge-
genden verlassen, die nicht mehr bewohnbar sind. Dazu zäh-
len nicht zuletzt viele Inseln und Küstenstreifen. Millionen von
Menschen auf den Malediven, in Bangladesch und in anderen
Küstenregionen der Welt sind durch den zu befürchtenden An-
stieg des Meersspiegels in ihrer physischen Existenz bedroht.
In Folge des fortschreitenden Klimawandels wird die Anzahl
der Menschen, die durch diese Veränderungen auf humanitäre
Hilfe angewiesen sind, auf 375 Millionen Menschen anstei-
gen.144

Weltweit stieg der CO2-Ausstoß im Jahr 2007 um 3,2 Prozent
gegenüber dem Vorjahr an. Der wirtschaftliche Abschwung in-
folge der globalen Finanzkrise brachte 2008 und 2009 allen-
falls eine kurze vorübergehende „Verschnaufpause“ für das
Klima.

Die zehn Länder mit dem höchsten Gesamt-CO2-Ausstoß sind
China, USA, Russland, Indien, Japan, Deutschland, England,
Kanada, Korea und Italien. China und USA erhöhten dabei seit
1990 ihren CO2-Ausstoß, während er in Deutschland leicht 

zurückging.145 Am wenigsten CO2-Ausstoß verzeichnen afrika-
nische Länder wie Somalia, Mali, Burkina Faso, die Zentralafri-
kanische Republik, Niger und Malawi.146 Die Menschen in die-
sen Ländern haben den Klimawandel nicht verursacht, sie wer-
den aber dennoch unter seinen Folgen erheblich zu leiden ha-
ben.

Verlust an biologischer Vielfalt nicht gestoppt

Das Artensterben geht in einem drastischen Ausmaße weiter.
Der vom WWF entwickelte „Living Planet Index” der weltwei-
ten Biodiversität hat im Zeitraum von 1970 bis 2005 um fast
30 Prozent abgenommen.147 Er wird an Beständen von 1686
Wirbeltierarten in aller Welt gemessen. Im gleichen Zeitraum
nahm auch der Artenvielfaltindex in Tropenwäldern um um 62
Prozent ab.148 Dies hat nicht nur fatale Folgen für die Ökosyste-
me der Erde sondern auch für die Ernährungssicherheit der
Menschen. Damit hat die Welt das für 2010 gesetzte Ziel, den
Verlust an biologischer Vielfalt bereits bis 2010 signifikant zu
reduzieren, deutlich verfehlt.149

Zugang zu sauberem Trinkwasser für Viele versperrt

Bis 2015 soll der Anteil der Menschen um die Hälfte gesenkt
werden, die keinen nachhaltigen Zugang zu einwandfreiem
Trinkwasser haben. 1990 hatten weltweit 23 Prozent keinen
Zugang zu sauberem Wasser, 2008 waren es nur noch 13 Pro-
zent.150 Aktuellen Prognosen zur Folge werden 2015 nur noch
zehn Prozent der Weltbevölkerung ohne einwandfreies Trink-
wasser leben.151 Damit wäre das Ziel der Halbierung des An-
teils der Menschen ohne Zugang zu sauberem Wasser erreicht.

Dennoch würde es 2015 immer noch 672 Millionen Menschen
geben, deren Menschenrecht auf sauberes Trinkwasser verletzt
würde.152 2008 waren es sogar noch 884 Millionen Menschen,
die keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser hatten. In Subsa-
hara Afrika müssen heute noch 40 Prozent der Bevölkerung,
das sind 330 Millionen Menschen, ohne Zugang zu sauberem
und bezahlbarem Trinkwasser leben.153 Dies bedeutet aller-
dings durchaus einen Fortschritt gegenüber dem Jahr 1990, als
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141 Vgl. UN (2010b), S. 52f.
142 Vgl. UN (2010b), S. 53.
143 Vgl.World Bank (2010c), S. 18.
144 Vgl.W&E Hintergrund März 2010.

145 Vgl.World Bank Open Data 2010:
http://data.worldbank.org/indicator/EN.ATM.CO2E.KT.

146 Vgl.World Bank Open Data 2010:
http://data.worldbank.org/indicator/EN.ATM.CO2E.PC.

147 Vgl.WWF (2008), S. 4.
148 Vgl.WWF (2008), S. 10f.
149 Vgl. UN (2010b), S. 55.
150 Vgl. UN (2010b), S. 58.
151 Vgl. European Commission (2010b), S. 6.
152 Vgl.WHO/UNICEF (2010b), S. 9.
153 Vgl.WHO/UNICEF (2010b), S. 7.



MDG 7noch 51 Prozent der Menschen ohne Zugang zu Trinkwasser
waren.154 Zu den Ländern, die heute noch „off track“ sind, ge-
hören u.a. Madagaskar, Somalia und Tansania.155

Zugang zu sanitärer Grundversorgung

Bei der Abwasserentsorgung hat sich die Situation in absolu-
ten Zahlen verschlechtert. Waren 1990 noch 2,4 Milliarden
Menschen ohne Zugang zu sanitären Anlagen, so sind es nach
aktuellsten Zahlen 2,6 Milliarden Menschen. Zwei Drittel da-
von leben in Asien.156

Selbst wenn das Ziel (der Reduzierung des Anteils) erreicht
werden würde, so würden immer noch 1,7 Milliarden Men-
schen ohne ausreichenden Zugang zu sanitärer Grundversor-
gung leben. Mit dem aktuellen Trend des Bevölkerungswachs-
tums werden es nach Hochrechnungen 2015 ca. 2,7 Milliar-
den Menschen sein, die keine Toiletten und Waschräume nut-
zen können.157 In Ostasien betrifft dieses Problem 623 Millio-
nen Menschen und in Subsahara Afrika über eine halbe Milli-
arde Menschen.158

Dass heute immer noch so viele Menschen ohne Zugang zu sa-
nitären Anlagen leben, beeinträchtigt in dicht besiedelten Län-
dern und Städten den Lebensalltag der Menschen und insbe-
sondere der Frauen derart, dass davon wiederum die Verwirk-
lichung anderer MDGs beeinträchtigt wird. Die fehlende Hy-
giene kann sich z.B. negativ auf die gesundheitsbezogenen
Ziele auswirken. Denn die häufig auftretenden Durchfaller-
krankungen bringen bei mangelnder Hygiene hohe Infektions-
risiken mit sich. Kinder sind ebenfalls stark davon betroffen: 60
Prozent aller Kinder in Südasien haben laut UNICEF keinen Zu-
gang zu sanitären Anlagen.159

Eine Milliarde Menschen in Slums

Die Zahl der Menschen, die in Slums leben, ist weiterhin hoch.
UN HABITAT schätzt ihre Zahl auf eine Milliarde.160 Gerade in
den ärmsten Teilen der Slums bestehen erhebliche Probleme
beim Zugang zu Wasser und sanitären Anlagen. Die Verbesse-
rung der Lebenssituation von 100 Millionen Slumbewohnern
bis 2020 steht und fällt auch mit der Verwirklichung dieser Zie-
le.

Was ist zu tun? 

Die Millenniumsentwicklungsziele sind ohne großen Fort-
schritt bei Ziel 7 nicht zu verwirklichen. Insbesondere in Be-
zug auf den Zugang zu sauberem Trinkwasser und sanitärer
Grundversorgung besteht akuter Handlungsbedarf. Jährlich
könnten so der Tod von zwei Millionen Kindern verhindert,
443 Millionen verlorene Schultage gewonnen und volks-
wirtschaftliche Verluste von bis zu fünf Prozent des BIP ver-
mieden werden. Der Klimawandel ist eine wichtiger Ein-
flussfaktor für die Erreichung der MDGs. Negative Auswir-
kungen auf die Lebensbedingungen lassen sich bereits heu-
te erkennen. Besonders betroffen sind Frauen im ländlichen
Raum, indigene Bevölkerungsgruppen und Kleinbauern.

Empfehlungen zur Verwirklichung von MDG 7: 161

» Nationale Pläne zur Verwirklichung des Ziels, sauberes
Trinkwasser und die sanitäre Grundversorgung für Alle
zur Verfügung zu stellen, sollten verstärkt unterstützt
werden. Dabei muss sichergestellt sein, dass die Ressour-
cen transparent bereitgestellt und arme und marginali-
sierte Bevölkerungsgruppen gezielt erreicht werden.

» Priorität sollte auf groß angelegte „grüne“ Infrastruk-
turprojekte gelegt werden. Die Einführung erneuerbarer
Energien, ökologische Bauvorhaben und umweltscho-
nendere Transportmöglichkeiten können die Energieeffi-
zienz eines Landes erhöhen. Dies kann sich wiederum
positiv auf den Arbeitsmarkt und die wirtschaftliche Ent-
wicklung auswirken.

» Regierungen sollten die finanziellen Mittel für den Klima-
schutz und die Anpassung an den Klimawandel massiv er-
höhen. Zugleich sollten die Industrieländer sich rechtlich
dazu verpflichten, ihre klimaschädlichen Emissionen bis
2020 um 40 Prozent zu reduzieren. Gemäß dem Verursa-
cherprinzip müssen sie die Kosten tragen, die in den Ent-
wicklungsländern auf Grund des Klimawandels entstanden
sind und weiterhin entstehen. Die besondere Verwundbar-
keit von Kleinbauern gegenüber dem Klimawandel sollte
durch Investitionen in nachhaltige Landwirtschaft und Be-
wässerungsanlagen sowie die besser Nutzung der biologi-
schen Vielfalt eines Landes reduziert werden.

» Aktivitäten, die das Ökosystem zerstören, müssen ge-
stoppt und Frühwarnsysteme für Naturkatastrophen
müssen weiter ausgebaut werden.

» Die wirksame Beteiligung der Bevölkerung, insbesonde-
re der indigenen Völker, bei der Bekämpfung des Klima-
wandels muss sichergestellt sein. Das Prinzip der freien
vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung (Prior
Informed Consent) muss gewährleistet werden.
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154 Vgl. UN (2010b), S. 58.
155 Vgl.WHO/UNICEF (2010b), S. 9.
156 Ebd., S. 52. Berechnungen für 2008.
157 Ebd., S. 8.
158 Ebd., S. 6.
159 Vgl. UNICEF (2010), S. 43.
160 Vgl. UN HABITAT (2010), S. 44.
161 Vgl. UN General Assembly (2010), Pkt. 21ff.



MDG 8: Aufbau einer weltweiten 
Entwicklungspartnerschaft

Das MDG 8 visiert eine weltweite Entwicklungspartnerschaft
an und nennt als wichtigste Unterziele den Aufbau eines offe-
nen, regelgestützten, berechenbaren und nichtdiskriminieren-
den Handels- und Finanzsystems, die Erhöhung der öffentli-
chen Entwicklungshilfe sowie umfassende Entschuldungs-
maßnahmen mit dem Ziel der dauerhaften Schuldentragfähig-
keit aller Entwicklungsländer. Hinzu kommen Strategien zur
Schaffung menschenwürdiger und produktiver Arbeit für jun-
ge Menschen, der verbesserte Zugang zu unentbehrlichen Arz-
neimitteln sowie der Ausbau von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien.

Fortschritte bei der Verwirklichung von MDG 8 zu ermitteln, ist
formal nicht möglich, denn die entsprechenden Unterziele sind
so allgemein formuliert, dass sich aus ihnen keine konkreten
zeitgebundenen Verpflichtungen für die Regierungen ableiten
lassen.

Allerdings gibt es im politischen Umfeld der MDGs zahlreiche
Beschlüsse, wie den Monterrey Konsens von 2002, die Doha-
Erklärung über Entwicklungsfinanzierung von 2008, sowie
insbesondere den EU-Stufenplan von 2005, die die Pflichten

konkretisieren, die sich für die Industrieländer aus MDG 8 er-
geben. Damit bietet die Zwischenbilanz der MDGs 2010 auch
die Gelegenheit zu überprüfen, wie die Regierungen des Nor-
dens ihre Verpflichtungen in den Bereichen Entwicklungszu-
sammenarbeit, Entschuldung und Handel bisher erfüllt haben.

Entwicklungszusammenarbeit und ODA-Quote

Obwohl die Deklarationen und politischen Verpflichtungen zur
Erhöhung der Entwicklungsfinanzierung zahlreich sind, haben
in Folge der Finanzkrise bereits einige Länder ihre Zahlungs-
flüsse oder Zusagen eingeschränkt. So reduzierte Italien 2009
seine ODA innerhalb eines Jahres um über 1,5 Milliarden US-
Dollar, die irische ODA sank von 2008 auf 2009 um mehr als
300 Millionen US-Dollar.162 Die meisten mittel- und osteuro-
päischen Länder haben ihre ODA-Zusagen reduziert, so zum
Beispiel Litauen,Tschechien und Polen.163

Insgesamt hat sich die ODA der westlichen Geber seit dem
UN-Millenniumsgipfel von 53,7 Mrd. US-Dollar (2000) auf
119,6 Mrd. US-Dollar (2009) mehr als verdoppelt (s. Grafik 9).
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162 OECD-Pressemitteilung vom 14.April 2010.
163 Vgl. Martens / Schultheis (2010), S. 27.
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Allerdings ist 2009 ein Rückgang um fast drei Mrd. US-Dollar
gegenüber 2008 (122,3 Mrd. US-Dollar) zu beobachten. Re-
flektiert man diese absoluten Zahlen vor dem Hintergrund des
0,7-Prozentziels, ist lediglich ein Anstieg der ODA-Quote von
0,22 Prozent (2000) auf 0,31 Prozent (2009) zu verzeichnen.
Die Quote der EU liegt 2009 bei 0,44 Prozent und wird nach
Prognosen der OECD 2010 auf 0,48 Prozent steigen. Das für
dieses Jahr anvisierte 0,56 Prozent-Etappen-Ziel des EU-Stu-
fenplans wird damit deutlich verfehlt.

Während zahlreiche Länder der EU im Plan sind (Schweden,
Luxemburg, Dänemark, Niederlande, Belgien, Großbritannien,
Finnland, Irland, Spanien), ist es Deutschland nicht.

Die deutsche Netto-ODA sank innerhalb eines Jahres um zwei
Milliarden US-Dollar von 13,98 Milliarden US-Dollar (2008)
auf 11,98 Milliarden US-Dollar (2009).164 Deutschland gehörte
2009 nach den USA und Frankreich damit zwar noch zu den
größten Geldgebern, setzt man diese Zahlen aber in Relation
zum BNE, so sank Deutschlands ODA-Quote 2009 von 0,38

auf 0,35 Prozent.165 Für 2010 prognostiziert die Europäische
Kommission, dass die deutschen ODA-Leistungen 0,4 Prozent
des BNE betragen werden. Deutschland wird damit das inter-
national vereinbarte Etappenziel von 0,51 Prozent 2010 deut-
lich verfehlen (vgl. Grafik 10).166 Um das 0,7-Prozentziel noch
zu erreichen, müsste die deutsche ODA bis 2015 jährlich um
fast zwei Milliarden Euro steigen.167

Ein zusätzliches Problem besteht darin, dass es sich bei den of-
fiziellen ODA-Zahlen nicht durchwegs um „fresh money“ han-
delt, das den Ländern des Südens tatsächlich zur Umsetzung ih-
rer Entwicklungsprogramme und zur Verwirklichung der MDGs
zur Verfügung steht. Ein Großteil der ODA-Erhöhungen seit dem
Jahr 2005 ist auf angerechnete Schuldenerlasse gegenüber
dem Irak, Nigeria und den hochverschuldeten armen Ländern
(Highly Indebted Poor Countries, HIPCs) zurückzuführen. Zudem
werden die kalkulatorischen Studienplatzkosten ausländischer
Studierender und die Zahlungen für Asylbewerber im ersten
Jahr ihres Aufenthaltes auf die ODA angerechnet. Mit realen Fi-
nanzflüssen ist dieser Teil der ODA nicht verbunden.
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164 Vgl. OECD (2009) Tabelle 4 und OECD Pressemitteilung vom 14.April 2010 
sowie OECD (2010), Tab. 1.

165 Vgl. OECD Pressemitteilung vom 14.April 2010.
166 Vgl. European Commission (2010c). S. 44.
167 European Commission (2010c), S. 10.
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TABELLE 9

Wirtschafts- und Freihandelsabkommen der EU 

Quelle: European Commission, Stand: 19.07.2010 176

Regionen / Land Abkommen Verhandlungsstand

SADC: Südliches Afrika Wirtschaftspartnerschafts- Unterzeichnet: Botswana, Lesotho, Swasiland
abkommen (WPA/EPA) (4. Juni 2009); Mosambik (15. Juni 2009);
Interims-EPA Namibia hat einem Interim-EPA nur unter 

Vorbehalt zugestimmt.

ESA/EAC: Ost- und Südafrika Interims-EPA Unterzeichnet: Madagaskar, Mauritius,
Seychellen, Simbabwe (29.August 2009);
Zugestimmt: Sambia, Komoren (Nov/Dez 2007);
Burundi, Kenia, Ruanda,Tansania, Uganda 
haben Verhandlungen wieder aufgenommen

Westafrika:Westafrikanische Interims-EPA Unterzeichnet: Elfenbeinküste (Nov 2008);
Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) Zugestimmt: Ghana (Dez 2007) (Unterzeich-

nung ausstehend);Verhandlungen mit übrigen 
ECOWAS-Staaten wieder aufgenommen

CEMAC: Zentralafrika Interims-EPA Unterzeichnet: Kamerun (15. Jan 2009);
7 Länder haben noch nicht unterzeichnet

CARIFORUM: Karibik vollwertiges EPA Zugestimmt:Alle CARIFORUM-Mitglieder 
(15. Okt. 2008) außer Guyana (20. Oktober 
2008); Unterzeichnet: Haiti (11. Dez. 2009);
Implementierungsphase

Pazifik Interims-EPA Unterzeichnet: Papa Neu-Guinea (30. Juli 
2009); Fidji (11. Dezember 2009);Verhandlun-
gen über ein umfassendes EPA gehen weiter.

Chile Assoziierungsabkommen In Kraft getreten 2004; Implementierung 
einschließlich Freihandels- des Freihandelsabkommen voraussichtlich
abkommen 2013.

Indien Freihandelsabkommen laufende Verhandlungen (bereits fünf 
Verhandlungsrunden)

China Wirtschafts- und Handels- Beginn der Verhandlungen im April 2008
gesprächen auf höchster Ebene

Verband Südasiatischer Nationen Interregionales Verhandlungsbeginn 04. Mai 2007
(ASEAN) Freihandelsabkommen

Singapur Freihandelsabkommen Verhandlungsbeginn März 2010;Weitere
Verhandlungsrunden für 2010 vorgesehen.

Vietnam Freihandelsabkommen Verhandlungsbeginn voraussichtlich 2012 

Gemeinsamer Markt Südamerikas interregionales Verhandlungsbeginn Oktober 2004; Stillstand wg.
(Mercosur) Assoziierungsabkommen Widerstand der Mercosurländer;Vorschlag der EC,

Wiederaufnahme der Verhandlungen im Mai 2010

Anden-Länder Assoziierungsabkommen Verhandlungen aufgeschoben im Juni 2008,
wieder aufgenommen im Januar 2009; Einigung 
mit Kolumbien und Peru (Ecuador: Beteiligung 
aufgeschoben)

Zentralamerika Assoziierungsabkommen Verhandlungsbeginn 2007; 1. Juli 2009:Verhand-
lungen aufgrund der Situation in Honduras vertagt.

Zentralasien Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen (PKA)

Golf-Region Freihandelsabkommen Verhandlungsbeginn 2001



Ein besonderes Augenmerk richten die Regierungen bei MDG
8 auf die Situation der am wenigsten entwickelten Länder
(LDCs) sowie der Binnen- und kleinen Inselstaaten. Zwischen
2001 und 2007 war ein Anstieg der ODA für die LDCs von we-
niger als 14 Milliarden auf 32 Milliarden US-Dollar zu ver-
zeichnen.168 Dennoch bleiben die ODA-Zahlungen mit 0,09
Prozent unter dem von der UN anvisierten Ziel, 0,2 Prozent
des BNE für die LDCs aufzuwenden.169

Gleichzeitig konzentriert sich ein erheblicher Teil der öffent-
lichen Entwicklungsfinanzierung auf nur eine kleine Zahl von
Empfängerländern. Auf zehn der insgesamt 150 Empfänger-
länder entfielen 2007 rund 40 Prozent der offiziellen ODA, al-
len voran der Irak, Afghanistan, Tansania, Vietnam und Äthio-
pien, gefolgt von Pakistan, dem Sudan und Nigeria.170

Die zehn Länder, die 2008 die höchsten ODA-Leistungen er-
hielten, waren der Irak, Afghanistan, Äthiopien, Sudan, Viet-
nam, Indien, Palästina, Tansania, China, Mosambik.171

Auf dem Weg zu einem gerechten Handelssystem?

Ein gerechtes und nicht-diskriminierendes Handels- und Fi-
nanzsystem scheint sich gerade im Kontext der Finanzkrise zur
unerreichbaren Utopie zu entwickeln. Die fehlende Kohärenz
zwischen den verschiedenen Politikbereichen erschwert tat-
sächliche Fortschritte. Zudem sind die meisten Entwicklungs-
länder weiterhin nicht ausreichend an der internationalen Re-
gelsetzung beteiligt.

Einem gerechteren Handelssystem und einer verbesserten Teil-
habe der Entwicklungsländer am Weltmarkt stehen weiterhin
folgende Punkte im Wege: Ein erschwerter Marktzugang u.a.
durch Agrarsubventionen der EU, eine Bedrohung der einhei-
mischen Märkte im Süden durch exportsubventionierte Pro-
dukte aus dem Norden sowie eine geringe Diversifizierung der
Produktpalette und starke einseitige Abhängigkeit von preis-
lich volatilen Rohstoffexporten.

Das Versprechen des verbesserten und zollfreien Marktzu-
gangs für LDCs bei 97 Prozent aller Waren (außer Waffen und
Munition) ist erst für 80 Prozent der Produkte der LDCs umge-
setzt.172

Die 2001 als Entwicklungsrunde angekündigte Doha-Han-
delsrunde der WTO blieb weit hinter den Erwartungen des Sü-
dens zurück.Auch nach der 7.WTO-Ministerkonferenz 2009 in
Genf ist sie zu keinem Abschluss gekommen173 und kann ange-
sichts der festgefahrenen Positionen inzwischen als vorläufig
gescheitert bezeichnet werden.174 Als Reaktion auf die wech-
selseitigen Verhandlungsblockaden in der WTO versuchen die
EU und die USA verstärkt auf bilateraler und regionaler Ebene
ihre Außenwirtschaftsinteressen durchzusetzen, und verfolgen
mit einer ambitionierten Marktzugangsstrategie (wie der Glo-
bal Europe Strategy) weitere Liberalisierungsziele im Bereich
Handel und Investitionen in Entwicklungsländern.175 Dies ge-
schieht u.a. im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaftsabkom-
men (Economic Partnership Agreements, EPAs) sowie der an-
visierten Freihandelsabkommen mit Chile, Mexiko, Südkorea
und Indien. Begründet mit dem Artikel XXIV der WTO forcierte
die EU eine weitergehende Liberalisierung der regionalen
Märkte in sechs AKP-Regionen, die zu einer globalen Liberali-
sierung beitragen soll. Die Mehrzahl der AKP-Staaten hat mitt-
lerweile ein Interim-EPA oder ein vollwertiges EPA mit der EU
unterzeichnet (s. Tabelle 9).

Der in den EPAs anvisierte Abbau von Importzöllen bedeutete
zum Teil hohe Ausfälle von Zolleinnahmen für viele AKP-Län-
der. Ohne einen erfolgreichen Umbau der Steuersysteme kön-
nen diese Länder ihre Einnahmeverluste durch die Vorteile ei-
ner Handelsliberalisierung nicht aufwiegen. In zahlreichen
Entwicklungsländern stellen die Zolleinnahmen weiterhin eine
wichtige Einnahmequelle für den Staatshaushalt – in einigen
Ländern haben sie einen Anteil von bis über 30 Prozent, z.B. in
Lesotho (57 Prozent), Namibia (44 Prozent), Côte d’Ivoire und
Madagaskar (35 Prozent).177

Handelsverzerrende Subventionen seitens der Industrieländer
und Handelsbarrieren für Entwicklungsländer behindern wei-
terhin eine nachhaltige Integration in den Weltmarkt. Insbe-
sondere das Versprechen der EU, im Rahmen der Doha-Runde
die Agrarexportsubventionen bis 2013 abzubauen, wird nur
schleppend umgesetzt und von der neuen Kommission wieder
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168 Vgl. UN (2009c), S. 8.
169 Vgl. UN (2009c), S. 8.
170 Vgl. UN (2009c), S. 11f.
171 Vgl. OECD-Datenbank:

www.oecd.org/document/33/0,2340,en_2649_34447_36661793_1_1_1_1,
00.html 

172 Vgl. European Commission (2010b), S. 7.

173 Vgl. Grammling (2009), S. 1.
174 Vgl. International Centre for Trade and Sustainable Development (2010), S.

2.:“[…] nine years into the multilateral trade talks, it remains unclear whether
the inviolable ‘red lines’ of prominent WTO members overlap enough to make a
Doha Round agreement possible.”

175 Vgl. Schultheis (2010b), S. 112f.
176 European Commission (2010d); European Commission (2010e);

http://www.acp-eu-trade.org;
http://ec.europa.eu/trade/creating-opportunities/bilateral-relations/regions/afri-
ca-caribbean-pacific/index_en.htm

177 Vgl.World Bank (2010d), Tabelle 4.12.



in Frage gestellt,178 auch wenn Landwirtschaftsministerin Ai-
gner und Entwicklungsminister Niebel in einer gemeinsamen
Presseerklärung am 9. Juni 2010 für eine Abschaffung aller
Agrarexportsubventionen – im Rahmen der Doha-Runde –
eintraten.179

Im Zeichen der Krise bauten die Industrieländer ihre protektio-
nistischen Maßnahmen sogar wieder aus, und führen in sensi-
blen Bereichen erneut Subventionen ein: So hatte die EU An-
fang 2009 die Milchexportsubventionen temporär wieder ein-
geführt. Zwischen Oktober 2008 und Oktober 2009 wurden
insgesamt 223 neue Fälle von handelsbeschränkenden Maß-
nahmen von Industrie- und Schwellenländern gezählt.180 Auch
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon kritisiert die neuen Wellen
des einseitigen Protektionismus.181 Darüber hinaus enthielten
auch viele Konjunkturpakete, die die Regierungen als Reaktion
auf die Finanzkrise einführten, umfassende Maßnahmen zum
Schutz oder zur Subventionierung der heimischen Wirtschaft
mit handelsverzerrenden Auswirkungen. Dazu zählten vor al-
lem Unterstützungen für die Stahl- und Automobilbranche.
Fünfzehn Länder führten wieder Importzölle oder Einfuhrbe-
schränkungen ein, wie z.B. China, Indien und Russland.182

Ungelöste Schuldenprobleme

Die Umsetzung des Zieles, die Schuldenprobleme der Entwick-
lungsländer „umfassend“ anzugehen und somit die Schulden
„langfristig tragbar“ werden zu lassen, weist seit dem Jahr
2000 durchwachsene Fortschritte und auch einige Rückschrit-
te auf.

Die Entschuldung der HIPC-Ländergruppe ist weiter fortge-
schritten. Bis September 2009 hatten sich 35 von 40 Ländern
für Schuldenerlasse in Höhe von 57 Milliarden US-Dollar qua-
lifiziert. Zusätzliche 24 Milliarden US-Dollar werden über die
Multilaterale Entschuldungsinitiative MDRI (Multilateral Debt
Relief Initiative) entschuldet.183

Der Anteil der Schulden am BNE und auch gegenüber den Ex-
porteinnahmen ist in den letzten Jahren in den ärmeren Ent-
wicklungsländern gesunken. Betrachtet man die Zahlen für
Subsahara Afrika von 2000 bis 2008 im Vergleich, so ist das

Verhältnis der Schulden zum BNE von 66 Prozent auf 21,2 Pro-
zent zurückgegangen. Gleichzeitig droht jedoch selbst unter
den gerade entschuldeten Ländern der HIPC-Gruppe eine er-
neute Verschärfung der Schuldensituation. 14 Entwicklungs-
länder unterliegen nach Angaben des IWF wieder einem ho-
hen Risiko und weitere 22 Länder einem mittleren Risiko der
Überschuldung. Sieben Länder sind bereits überschuldet.184

Hochverschuldete Länder jenseits der HIPC-Gruppe kamen
ohnehin nicht in den Genuss dieser Entschuldungsmaßnah-
men. Zudem handelt es sich bei den Schuldenerlassen über-
wiegend um die multilateralen und bilateralen öffentlichen
Schulden. Einen großen Teil der Kredite nahmen die Entwick-
lungsländer zu oftmals schlechteren Konditionen auf dem pri-
vaten Finanzmarkt auf.

Insbesondere zwischen 2003 und 2007 wurden außerordent-
lich hohe Anleihen auf dem privaten Finanzmarkt getätigt. Die
ab 2009 begonnenen Rückzahlungen bringen die Schuldner-
länder in Zahlungsschwierigkeiten,185 da sie aufgrund des ein-
gebrochenen Außenhandels und der zugleich hohen Anpas-
sungskosten weniger Devisen für den Schuldendienst zur Ver-
fügung haben. Währungsabwertungen gegenüber dem US-
Dollar kommen erschwerend hinzu. Nach Schätzungen der
Weltbank wurden 2009 allein in den Schwellenländern 2,5 bis
3 Billionen US-Dollar an Krediten fällig und mussten zurückge-
zahlt oder umgeschuldet werden, davon über eine Billion
Schulden von privaten Unternehmen. Insgesamt lagen 2008
die Auslandsschulden aller Entwicklungs- und Schwellenlän-
der bei 3,7 Billionen US-Dollar.186

Auch die Schulden vieler Länder gegenüber dem IWF sind in-
folge der globalen Finanzkrise wieder rapide angestiegen. Im
Oktober 2008 hatten die bewilligten Stand-by-Kredite des
IWF einen Umfang von gerade einmal 1,8 Mrd. US-Dollar.187

Bis Juli 2010 ist der Kreditrahmen für 26 Schuldnerländer
(Stand-by-Kredite, flexible Kreditlinie und erweiterte Kreditar-
rangements) auf 195 Milliarden US-Dollar angewachsen.188
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178 Ohne Abschluss der Doha-Runde gelten offiziell noch die Höchstgrenzen 
für Exportsubventionen aus der Uruguayrunde.

179 BMZ/BMELV Pressemitteilung vom 9.06.2010.
180 European Commission (2009b), S. 16.
181 Vgl. UN (2010a), S. 26.
182 Vgl. UN (2009c), S. 25f.
183 IDA/IMF (2009), S. 9.

184 IMF (2009), S. 33.
185 UN (2009c), S. 46.
186 World Bank (2010b), S. 24.
187 IMF Financial Activities, Update October 2, 2008

(www.imf.org/external/np/tre/activity/2008/100208.htm).
188 Vgl. IMF Financial Activities, Update July 15, 2010

(www.imf.org/external/np/tre/activity/2010/071510.htm).
189 Vgl. UN General Assembly (2010), Pkt. 24f.



MDG 8Was ist zu tun? 

Beim Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft
steht der entscheidende Durchbruch noch aus. Regierungen
müssen zu dieser Partnerschaft stehen und die Mobilisierung
von Ressourcen steigern, um die Verwirklichung alle MDGs zu
finanzieren. Sie müssen die notwendigen politischen und fi-
nanziellen Freiräume schaffen, um weitere Rückschritte bei
den MDGs durch systemische Schocks zu verhindern. Und sie
müssen ihre Strategien entlang gerechterer und nachhaltige-
rer Entwicklungspfade ausrichten.
Empfehlungen zur Verwirklichung von MDG 8:189

» Die Geberländer sollten sich bei der Verwirklichung des
0,7-Prozentziels zu Etappenzielen zwischen 2010 und
2015 verpflichten.

» Um das Verantwortungsbewusstsein (ownership) zu stär-
ken, sollte Budgethilfe in zunehmendem Maße zum wich-
tigsten Mittel der Unterstützung für Länder werden, die
sich der Armutsminderung und guten Systemen der Re-
chenschaftspflicht verschrieben haben.

» Alle Regierungen sollten sich auf eine signifikante Verringe-
rung der Militärausgaben verständigen. Die hierdurch frei-
werdenden Mittel sollten für die Erfüllung der MDGs ge-
nutzt werden.

» Die Notfallunterstützung für antizyklische Maßnahmen als
Reaktion auf die globale Krise sollte in Form von Zuschüs-
sen und nicht in Form von Krediten gewährt werden. Das
gilt vor allem für die ärmsten Länder (LDCs). So können
eine neue Schuldenkrise und weitere Rückschritte bei der
Verwirklichung der MDGs verhindert werden.

» Die Streichung der Schulden der ärmsten Länder (ohne dies
auf die ODA anzurechnen) sollte ein Teil Krisenbewältigung
sein. Alle illegitimen Schulden sollten überprüft und gestri-
chen werden. Ein faires und transparentes internationales
Insolvenzverfahren unter dem Dach der vereinten Nationen
sollte eingerichtet werden.

» Eine Finanztransaktionssteuer sollte eingeführt werden,
um unter anderem die Kosten wettzumachen, die den Steu-
erzahlern durch die Rettungsschirme für Banken entstan-
den sind. Dies könnte zur Stabilisierung der Finanzmärkte
beitragen und die hunderte von Milliarden Dollar pro Jahr
an Staatseinnahmen generieren, die nötig sind, um u.a. die
Entwicklungsländer auf ihrem Weg hin zu gerechteren und
nachhaltigeren Entwicklungsstrategien zu unterstützen.
Die Allokation der Mittel sollte unter dem Dach der UN ko-
ordiniert werden.

» Ein multilaterales Abkommen über den automatischen In-
formationsaustausch in Steuerfragen sollte abgeschlossen

werden. Damit könnten Kapitalflucht, schädlicher Steuer-
wettbewerb, Steuerhinterziehung und der Missbrauch von
Verrechnungspreisen (Transfer Pricing) bekämpft und Ent-
wicklungsländer in die Lage versetzt werden, mehr heimi-
sche Ressourcen zu mobilisieren.Außerdem sollte für trans-
nationale Unternehmen und Banken die Pflicht zur Rech-
nungslegung nach Ländern (country-by-country reporting)
eingeführt werden. Als erster Schritt sollte auf UN-Ebene
ein zwischenstaatlicher Ausschuss für Steuerfragen einge-
richtet werden (UN Intergovernmental Commission on Tax
Matters).

» Ein neues globales Währungsreservesystem sollte geschaf-
fen werden, das auf einer supranationalen Reservewäh-
rung und regionalen Währungen basiert. Gleichzeitig sollte
das Entwicklungspotenzial der Sonderziehungsrechte des
IWF erkundet werden.

» Regionale Initiativen zur Dezentralisierung des Finanzsys-
tems sollten unterstützt werden, um die Menschen des glo-
balen Südens besser in die Lage zu versetzen, ihre eigenen
Entwicklungspfade zu kontrollieren. Das kann zum Beispiel
durch alternative regionale Entwicklungsbanken, Wäh-
rungsfonds und Währungskooperationen geschehen.

» Die internationalen Ratingagenturen müssen reformiert
und stärker reguliert werden, um sie zu funktionsfähigen
unabhängigen Überwachungsinstitutionen zu machen. Un-
ter anderem müssen die Transparenz ihrer Bewertungen er-
höht und möglicher Interessenkonflikte durch striktere Re-
gulierung verhindert werden.

» Das Recht der Entwicklungsländer sollte anerkannt wer-
den, Kapitalverkehrskontrollen nicht nur zur Krisenpräven-
tion zu nutzen, sondern auch zur Lenkung von Direktinves-
titionen, um die MDGs und andere Entwicklungsziele zu er-
reichen.

» Die internationale Zusammenarbeit bei der (Re-)Regulie-
rung der Finanzmärkte sollte verstärkt werden, um Finanz-
spekulationen im Allgemeinen und Spekulationen an den
Börsen für Lebensmittel und Rohstoffe im Besonderen ein-
zudämmen.

» Die Agenda der Doha-Welthandelsrunde sowie alle beste-
henden und derzeit verhandelten multilateralen, regiona-
len und bilateralen Handelsvereinbarungen sollten einer
nochmaligen Prüfung unterzogen werden, um zu verhin-
dern, dass es durch übermäßige Handelsliberalisierungen
zu weiteren Rückschritten bei den MDGs kommt. Die For-
derung der LDCs nach vorzeitigen (early harvest) unilatera-
len Handelsvergünstigungen sollte unterstützt werden.
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» Sicherungsmechanismen hinsichtlich der Nahrungsmittel-
versorgung und des Schutzes der Lebensgrundlagen sollten
in alle Handelsabkommen aufgenommen werden – ohne
dafür im Gegenzug Zugeständnisse von den Entwicklungs-
ländern einzufordern.

» Das Recht der Entwicklungsländer sollte unterstützt wer-
den, die Spielräume im Abkommen über handelsbezogene
Aspekte geistiger Eigentumsrechte (TRIPs) voll auszu-
schöpfen, um an bezahlbare Medikamente zu kommen.

» Der Vorschlag für einen Weltwirtschaftsrat unter dem Dach
der Vereinten Nationen (Global Economic Council) sollte voll
und ganz unterstützt werden. Er sollte ein inklusives Forum
für Beratungen und Entscheidungen zu globalen Wirt-
schafts- und Finanzfragen bilden, das die Kohärenz zwi-
schen wirtschafts- und finanzpolitischen sowie entwick-
lungspolitischen Zielen gewährleistet.

>



UNO, IWF,Weltbank und OECD haben unter dem Leitmotiv der
MDGs Widersprüche in ihren divergierenden Entwicklungs-
konzepten und -strategien überbrückt – oder zumindest ver-
schleiert.

Durch die eindeutigen quantitativen und zeitgebundenen Ziel-
vorgaben und die damit verbundenen politischen Verpflich-
tungen bieten die MDGs ein Instrumentarium, um die Rechen-
schaftspflicht der Regierungen gegenüber der Bevölkerung zu
erhöhen und die Effektivität ihrer Politik zu überprüfen – in
Nord und Süd.
Die letzten zehn Jahre haben aber auch die Probleme deutlich
gemacht, die mit der öffentlichkeitswirksamen Konzentration
des Entwicklungsdiskurses auf die Bekämpfung der extrems-
ten Formen von Einkommensarmut und Hunger und die sozia-
le Grundversorgung der Bevölkerung verbunden sind. Die
MDGs weisen eine Reihe von Schwächen und Defiziten auf,
die sowohl mit ihrer Konzeption als auch mit ihren Umset-
zungsstrategien verbunden sind. Die Diskussionen über die
entwicklungspolitische Post-2015-Agenda, d.h. über die Fra-
ge, wie es mit den MDGs nach dem Zieljahr 2015 weitergeht,
müssen Antworten auf diese Schwächen und Defizite finden.

1. Defizite und Schwächen des MDG-Konzepts

D Selektive Zielauswahl
Die acht allgemeinen Entwicklungsziele mit ihren 21 Unterzie-
len decken nur einen Bruchteil der Themen ab, mit denen sich
die Regierungen auf den Entwicklungskonferenzen der
1990er Jahre befasst hatten. Sie spiegeln auch nicht das The-
menspektrum der Millenniumserklärung wider. Vor allem de-
ren Kapitel über Menschenrechte, Demokratie und gute Regie-
rungsführung, sowie Frieden, Sicherheit und Abrüstung wur-
den im MDG-Katalog nicht berücksichtigt.

Aber auch in den Bereichen, für die die Regierungen konkrete
Ziele definierten, erfolgte ihre Auswahl zum Teil sehr selektiv.
So wurde von den Zielen der UNESCO-Initiative „Bildung für
Alle“ und des Weltbildungsforums in Dakar 2000 in MDG 2 
lediglich das Ziel der allgemeinen Grundschulbildung berück-
sichtigt, bei der Gleichstellung der Geschlechter blieb in MDG
3 lediglich die Beseitigung des Geschlechtergefälles in Grund-
und Sekundarschulen übrig, und die breite Themenpalette der
Rio-Konferenz mit ihrer Agenda 21 reduzierte sich in MDG 7
auf eine scheinbar willkürlich zusammengewürfelte Handvoll
Unterziele.

Die selektive Zielauswahl ist auch deswegen problematisch,
weil dadurch möglicherweise andere, ebenso wichtige Aufga-
ben vernachlässigt werden. Im Bildungsbereich ist die Folge
eine Konzentration finanzieller Mittel und politischer Aufmerk-
samkeit auf den Grundschulsektor, während die weiterführen-
den Schulen und die Aus- und Fortbildung von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen sträflich vernachlässigt werden. Die
Folge: Während die weltweite Einschulungsquote inzwischen
auf 87 Prozent gestiegen ist, liegt der Anteil afrikanischer Kin-
der, die nach der Grundschule eine weiterführende Schule be-
suchen, bei gerade einmal 27 Prozent. In Süd- und Westasien
sind es 46 Prozent und in den arabischen Ländern 57 Pro-
zent.190 Statt sich auf ein selektives Entwicklungsziel zu be-
schränken, fordern Bildungsexperten daher die Rückbesin-
nung auf ein ganzheitliches und umfassendes Konzept der Bil-
dungszusammenarbeit, das alle Phasen von der Vorschulerzie-
hung bis zur Erwachsenenbildung umfasst und auch die Qua-
lität der Bildung berücksichtigt.191
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190 Vgl. UNESCO (2010a), Tab. 5 und 8.
191 Vgl. dazu Langthaler (2007).

III. Über die Ziele hinaus denken:
Entwicklungsmodelle und Wohlstands-
indikatoren jenseits der MDGs

Die MDGs haben sich in den Jahren seit dem Millenniumsgipfel als gleichermaßen öffentlichkeitswirksames wie kampagnen-
taugliches Instrument der Entwicklungspolitik erwiesen. Sie sind leicht verständlich und auch für breitere Bevölkerungsgrup-
pen plausibel nachzuvollziehen. Die Kampagnen von Zivilgesellschaft und UN zu den MDGs haben dazu beigetragen, das Be-
wusstsein vieler Menschen für die Probleme von Armut und Hunger in den Ländern des Südens zu steigern – auch außerhalb
der entwicklungspolitischen Fachöffentlichkeit.



Ein Hauptgrund für die Selektivität der MDGs liegt im fehlen-
den politischen Konsens der Regierungen, die sich in vielen
Themenfeldern zwar auf allgemeine Absichtserklärungen, nicht
aber auf messbare und mit einem konkreten Zeitrahmen ver-
bundene Ziele einigen konnten. In einigen Themenbereichen
(Beispiel Bildung) existieren jedoch solche, über die MDGs hin-
ausgehende Entwicklungsziele, die problemlos in den MDG-
Katalog aufgenommen werden könnten.192 Dass dies durchaus
möglich ist, haben die Regierungen 2007 bewiesen, als sie die
Liste u.a. um Ziele im Bereich reproduktiver Gesundheit und
der Behandlung von HIV und AIDS erweiterten.

D Zieldefinition wenig ambitioniert 
Die meisten der quantitativen Millenniumsziele sind bei wei-
tem nicht so ambitioniert wie es in manchen Verlautbarungen
von Regierungen und Vereinten Nationen scheint. Das gilt ins-
besondere für das Hauptziel, den Anteil der Menschen, deren
Einkommen weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag beträgt, bis
zum Jahr 2015 zu halbieren. Denn selbst wenn das Ziel reali-
siert wird, werden nach den Schätzungen der Weltbank im
Jahr 2015 noch immer mehr als eine Milliarde Menschen welt-
weit in extremer Einkommensarmut leben.

Viele der quantitativen Entwicklungsziele gingen in den UN-
Beschlüssen früherer Jahre weiter und sollten rascher erreicht
werden. Zudem wurde die Frist für die Umsetzung der Ziele
von 15 auf 25 Jahre verlängert, indem nicht das Jahr 2000
sondern das Jahr 1990 als Basisjahr für die Berechnungen
festgesetzt wurde. Da in China bereits in den 1990er Jahren
der Anteil der extrem Armen rapide gesunken war, hatte die
gesamte Region „Ostasien und Pazifik“ bereits im Jahr 2000
das erste Millenniumsziel erreicht – in dem Jahr, in dem die Re-
gierungen es in der Millenniumserklärung erst beschlossen.

Auch durch den subtilen Trick, im Rahmen der MDGs nicht ab-
solute Zahlen sondern Anteile zu reduzieren, haben die Regie-
rungen weitergehende Entwicklungsziele abgeschwächt. So
hatten sie sich zum Beispiel beim Welternährungsgipfel in Rom
1996 verpflichtet, die Zahl der unterernährten Menschen ge-
genüber dem damaligen Stand (823 Millionen) bis spätestens
zum Jahr 2015 zu halbieren. Das bedeutete, die Zahl der Hun-
gernden auf 412 Millionen zu reduzieren. Vier Jahre später ver-
einbarten die Regierungen in der Millenniumserklärung, nicht
die Zahl sondern den Anteil der Menschen, die Hunger leiden,
zu halbieren. Diese kleine sprachliche Änderung bedeutet in der
Praxis, dass die Regierungen im Jahr 2015 170 Millionen hun-
gernde Menschen mehr politisch in Kauf nehmen. Denn ange-
sichts des Bevölkerungswachstums bedeutet ein halbierter An-

teil von Hungernden im Jahr 2015 noch immer schätzungswei-
se 582 Millionen Menschen. Dass die Zahl der Hungernden in-
folge der globalen Wirtschafts- und Ernährungskrise auf den hi-
storischen Höchststand von über einer Milliarde Menschen ge-
stiegen ist, ändert nichts an diesem grundsätzlichen Argument.

D Eindimensionale Armutsdefinition
Die MDGs definieren Armut in erster Linie als Einkommens-
armut. Beim Weltsozialgipfel 1995 waren die Regierungen
schon einmal weiter. Nach dem Aktionsprogramm dieses Gip-
fels hat Armut 
„vielfältige Erscheinungsformen. Zu ihnen gehören das Fehlen
von ausreichenden Einkommen und produktiven Ressourcen,
um auf Dauer den Lebensunterhalt bestreiten zu können; Hun-
ger und Mangelernährung; ein schlechter Gesundheitszustand;
begrenzter oder fehlender Zugang zu Bildung und anderen
Grunddiensten; erhöhte Morbidität und Mortalität aufgrund
von Krankheiten; Obdachlosigkeit und menschenunwürdige
Unterkünfte; eine unsichere Umwelt sowie soziale Diskriminie-
rung und Ausgrenzung. Ein weiteres Merkmal ist mangelnde
Beteiligung an den Entscheidungsprozessen und am bürgerli-
chen, sozialen und kulturellen Leben.“ 193

Die Regierungen vertraten damals eine breite Armutsdefini-
tion, die sich am Konzept des Wirtschaftsnobelpreisträgers
Amartya Sen orientierte. Nach ihm müsse „Armut als Entbeh-
rung grundlegender Lebenschancen und nicht nur als geringes
Einkommen“ verstanden werden.194

Auch der Entwicklungsausschuss der OECD folgte in seinen
Leitlinien zur Armutsbekämpfung bereits 2001 dem Konzept
von Amartya Sen. Er nennt fünf Dimensionen von Armut und
Wohlbefinden (well-being), von denen lediglich zwei, nämlich
die Dimensionen wirtschaftlicher und menschlicher Lebens-
chancen (capabilities), von den MDGs berücksichtigt werden
(vgl. Grafik 11).195

Wenn aber Armut in erster Linie als Einkommensarmut begrif-
fen wird, konzentrieren sich auch die Rezepte zur Reduzierung
der Armut nicht selten auf die monetäre Ebene. Ökonomen
wie Jeffrey Sachs plädieren aus diesem Grund für eine enorme
Erhöhung des Zuflusses ausländischen Kapitals in die armen
Länder, um dort das Wirtschaftswachstum anzukurbeln. Struk-
turelle Fragen, wie die Ungleichverteilung von Vermögen,
Landbesitz und politischer Macht in diesen Ländern, sowie die
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192 Vgl. dazu auch die Liste zusätzlicher Entwicklungsziele bei Martens (2007),
S. 45ff.

193 Vgl. UN (1995), Pkt. 19.
194 Zitiert nach Social Watch (2005), S. 12 (dt.Ausgabe).
195 Vgl. OECD (2001), S. 39.



weltwirtschaftlichen und geopolitischen Rahmenbedingungen
bleiben bei vielen Protagonisten eines modernisierungstheo-
retischen Ansatzes der Armutsbekämpfung dagegen weitge-
hend ausgeblendet. Eine lückenhafte Problemdiagnose führt
aber zwangsläufig zu den falschen Politikrezepten und behin-
dert eher die dauerhafte Lösung der Probleme.

Die Vereinten Nationen stellen in ihrem Bericht zur sozialen
Lage der Welt 2010 die auf ökonomische Indikatoren reduzier-
te Armutsdefinition grundsätzlich in Frage und fordern einen
wesentlich umfassenderen Ansatz:
„There is more to poverty than just insufficient income. In fact, a
higher proportion of the populations of most countries would be
perceived as living in poverty if other aspects of deprivation
were taken into account. This calls into serious question the use-
fulness of approaches to poverty reduction that focus on ,poor
people’ identified by the dollar-a-day measurement. A more en-
compassing approach should be adopted towards provision of
essential social services such as basic health care and primary
education, safe water and sanitation, and basic social protec-
tion.“ 196

D Methodische Probleme der Armutsmessung
Eine weitere Schwäche der MDGs besteht in den ungelösten
methodischen Problemen der Armutsmessung.197 Der ur-
sprüngliche Indikator für extreme Armut (Prokopfeinkommen
von weniger als einem US-Dollar pro Tag) war zwar hervorra-
gend kommunizierbar, erwies sich aber in seiner Höhe als
Schwellenwert extremer Armut für weite Regionen dieser Welt
als viel zu niedrig. Die Weltbank setzte als Konsequenz in ihren
revidierten Armutsschätzungen vom August 2008 die Schwel-
le extremer Armut mit 1,25 US-Dollar fest.198 Dadurch stieg die
offizielle Zahl der extrem Armen quasi über Nacht um 500 Mil-
lionen auf knapp 1,4 Mrd. Menschen. Die Asiatische Entwick-
lungsbank legt ihren Armutsschätzungen für 16 asiatische
Länder sogar einen durchschnittlichen Schwellenwert von
1,35 US-Dollar zugrunde.199

Grundsätzliche Kritik an dem Armutsmaß der Weltbank kam
von Wissenschaftlern wie Sanjay G. Reddy und Thomas W.
Pogge von der New Yorker Columbia University. Sie kritisierten
unter anderem die Praxis der Weltbank, die Bezugsgröße für
die extreme Armut in Kaufkraftparitäten (Purchasing Power 
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196 UN (2009b), S. 154.

197 Vgl. dazu das Kapitel „The poverty of poverty measurement“ in UN (2009b),
S. 45ff.

198 Vgl. Chen/Ravallion (2008).
199 Vgl.Asian Development Bank (2008).

GRAFIK 11

Dimensionen von Armut und Wohlbefinden

Quelle: OECD (2001), S. 39.

Gender
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Ernährung

Ökonomische 
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Parities, PPP) auszudrücken. Dies soll die Vergleichbarkeit der
nationalen Daten ermöglichen. Mit einem PPP-Dollar kann
man (theoretisch) in jedem Land der Welt die gleiche Menge
an Waren und Dienstleistungen erwerben. Die Definition der
Kaufkraftparitäten beruht jedoch auf internationalen Waren-
körben, die mit dem Konsum der Armen wenig zu tun haben.
Denn die in den Warenkörben berücksichtigten Dienstleis-
tungen, die in Entwicklungsländern oft sehr preiswert sind
(z.B. Haushaltshilfen), werden von Armen wenig nachgefragt.
Sie konzentrieren sich in ihrem Konsum auf Grundnahrungs-
mittel, die weltweit gehandelt werden (Reis, Getreide etc.) und
deren Preise sich zwischen reichen und armen Ländern ver-
gleichsweise wenig unterscheiden. Pogge und Reddy folgern
daraus:
„Wenn wir als ‚extrem Arme’ diejenigen verstehen, die nicht an-
nähernd ausreichenden Zugang zu Gütern des Grundbedarfs
haben, dann müssen wir davon ausgehen, dass die Weltbank
(...) die Zahl der Armen in vielen armen Ländern, in denen Nah-
rungsmittel im Verhältnis zu Dienstleistungen teurer sind als in
den USA, wesentlich zu niedrig angesetzt hat.“ 200

Erschwert wird die Armutsmessung durch das Fehlen exakter
Statistiken. In zahlreichen Ländern gibt es weder verlässliche
Daten über die Zahl der Hungernden, noch über die Mütter-
sterblichkeit, die Ausbreitung von HIV oder die Zahl der Men-
schen, die jedes Jahr an Malaria sterben. Selbst über die Ent-
wicklung der Einkommensarmut gibt es nach Weltbankanga-
ben in 78 von 149 Entwicklungs- und Schwellenländern, und
damit in über 50 Prozent dieser Länder, keine verlässlichen
Statistiken.201

Regierungen und internationale Organisationen sind sich die-
ses Defizits durchaus bewusst. Sie bemühen sich seit einigen
Jahren, die Kapazitäten zur Erfassung ökonomischer und so-
zialer Daten in den Entwicklungsländern zu verbessern. Im
Jahr 2004 verabschiedeten sie zu diesem Zweck den Marra-
kech Action Plan for Statistics (MAPS), in den Folgejahren ent-
standen in über 100 Ländern Nationale Strategien für die Ent-
wicklung von Statistiken (National Strategies for the Develop-
ment of Statistics) – ein positiver Nebeneffekt des MDG-Pro-
zesses.

D Quantität vor Qualität
Die MDGs und ihre Indikatoren konzentrieren sich auf quanti-
tative Zielgrößen und lassen qualitative Aspekte weitgehend
unberücksichtigt. Dadurch spiegeln sie möglicherweise Fort-
schritte vor, die bei genauerem Hinsehen gar keine sind. Das

gilt nicht nur für die Ziele der Reduzierung von Einkommensar-
mut und Hunger.

Auch das MDG 2, bis 2015 universelle Grundschulbildung für
alle Kinder sicherzustellen, ist ein Beispiel dafür. Höhere Ein-
schulungsquoten sind zweifellos erstrebenswert, sie sagen
aber nichts über die Qualität und die Resultate des Unter-
richts. Untersuchungen zeigen, dass zwischen dem Anteil der
Kinder, die eingeschult werden, und dem Anteil der Kinder, die
am Ende der Grundschule tatsächlich lesen und schreiben
können, in vielen Ländern des Südens eine erhebliche Diskre-
panz besteht. Wenn die Zahl gut ausgebildeter Lehrer nicht
mindestens in gleichem Umfang steigt, wie die Zahl der Schü-
ler, führt dies zu überfüllten Klassenräumen, in denen die Kin-
der bestenfalls versorgt, aber nicht nachhaltig ausgebildet
werden. Dies müsste in einem künftigen Set von MDG-Indika-
toren berücksichtigt werden.

Ähnliches gilt für die MDGs 4 und 5 zur Reduzierung der Kin-
der- und Müttersterblichkeit. Quantitative Ziele der Senkung
von Sterblichkeitsraten sind zweifellos sinnvoll, diese Ziele sa-
gen aber nichts über die Lebensqualität der Mütter und Kinder,
ihr Erkrankungsrisiko oder mögliche gesundheitliche Beein-
trächtigungen.

D Blindheit gegenüber Verteilungsfragen
Die Verteilung von Einkommen, Land und Vermögen in einer
Gesellschaft spielt innerhalb des Zielkatalogs der MDGs keine
Rolle. Lediglich unter den Indikatoren von MDG 1 befinden
sich zwei (Armutslückenverhältnis und Anteil des ärmsten
Fünftels am nationalen Konsum), die Verteilungsaspekte be-
treffen.

Die Reduzierung von Armut und Ungleichheit gehen aber kei-
neswegs Hand in Hand. Die Weltbank wies 2008 darauf hin,
dass sich seit den 1980er Jahren die Ungleichverteilung des
Einkommens (gemessen am Gini-Koeffizienten) innerhalb vie-
ler Länder vergrößert hat.202 Von den 59 Ländern, für die Zah-
len vorlagen, verzeichneten 42 eine Zunahme der Ungleich-
verteilung. In lediglich 15 Ländern hatte sich das Wohlstands-
gefälle zwischen Arm und Reich reduziert. Gerade in China
und Indien, in denen der Anteil der Menschen in extremer Ar-
mut deutlich sank, wuchsen die sozialen Disparitäten.

Die Vereinten Nationen betonen in ihrem Bericht zur sozialen
Lage der Welt 2010 die zentrale Bedeutung, die die Verteilung
von Einkommen und Vermögen für die Überwindung von 
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Armut hätte. Je größer das Ausmaß von Ungleichheit und 
Ausgrenzung in einer Gesellschaft sei, umso weniger profitier-
ten die Armen von höheren Wachstumsraten der Wirtschaft.
Die Schlussfolgerung der UN:
„A high premium must be placed on interventions that correct
inequalities in the initial distributions of assets, including human
resources, in an egalitarian manner in order to foster more inclu-
sive growth.“ 203

Der UNDP-Bericht über menschliche Entwicklung kritisierte
2005, dass sich die Politik zur Verwirklichung der MDGs bis-
lang zu wenig mit Fragen der Ungleichverteilung von gesell-
schaftlicher Macht, Einkommen und Vermögen befasst habe.
Die MDG-Agenda müsse künftig über nationale Durchschnitte
hinausblicken und sich mit den strukturellen Ungleichheiten
befassen, die mit Reichtum, Geschlecht, Wohnort und Vermö-
genswerten zusammenhingen. Dies müsse auch Konsequen-
zen für den Zielkatalog der MDGs selbst haben:
„Die Regierungen sollten sich ausdrücklich auf konkrete Ein-
zelziele für geringere Ungleichheit und ausgewogenere Chan-
cen verpflichten, zusätzlich zu den aggregierten Zielen der
MDGs.“ 204

D Keine messbaren Ziele für den Norden 
Eine zentrale Schwäche des MDG-Katalogs liegt in seiner Un-
ausgewogenheit zwischen den Zielen und Verpflichtungen für
die Länder des Südens und des Nordens. Dort, wo die Millenni-
umsziele präzise quantitative und zeitliche Vorgaben enthal-
ten, beziehen sie sich fast ausschließlich auf sektorale Ent-
wicklungsprozesse im Süden (Bildung, Gesundheit etc.). Da-
mit wird auch die Hauptverantwortung für die Verwirklichung
dieser Ziele den Regierungen des Südens zugewiesen. Die spe-
zifische Verantwortung des Nordens kommt dagegen nur vage
im achten Ziel zur Sprache.

So wird beispielsweise die Verpflichtung der Entwicklungslän-
der, den Anteil der Menschen, die Hunger leiden, bis zum Jahr
2015 zu halbieren, klar benannt; eine spiegelbildliche Ver-
pflichtung der Industrieländer, dazu den notwendigen Beitrag
zu leisten (Bereitstellung der erforderlichen Finanzmittel, Ab-
bau von Agrarexportsubventionen etc.) fehlt.

Zwar sind die reicheren Länder im Laufe der letzten Jahre eine
Reihe unilateraler Verpflichtungen eingegangen, die mit mess-
baren Zeitzielen verbunden sind. Das prominenteste Beispiel
ist der Stufenplan der EU von 2005 zur Erhöhung der durch-

schnittlichen ODA seiner Mitglieder auf 0,56 Prozent des BNE
2010 und 0,7 Prozent des BNE 2015. Diese Ziele sind aber bis-
her nicht offizieller Bestandteil der MDGs.

Die Doppelstandards bei der Zuweisung von Verantwortlich-
keiten veranlasst manche Politiker und zivilgesellschaftliche
Vertreter aus dem Süden, die MDGs weiterhin als Projekt der
reichen Geber anzusehen, mit dem diese von ihrer Hauptver-
antwortung für die internationalen Rahmenbedingungen von
Armutsbekämpfung und Entwicklung ablenken.

D Fazit:Verengtes Entwicklungsverständnis 
Die öffentlichkeitswirksame Reduktion des Entwicklungsdis-
kurses auf einige wenige quantitative Ziele, vor allem im Be-
reich der Armutsbekämpfung und sozialen Grundversorgung,
birgt die Gefahr der politischen Abkehr von umfassenderen
Entwicklungsansätzen. Denn strukturelle Rahmenbedingun-
gen werden von den Zielen faktisch ebenso wenig berührt wie
die ökologische Dimension von Entwicklung. MDG 7 hat zwar
das Thema „ökologische Nachhaltigkeit“, die dazugehörigen
Unterziele und Indikatoren wirken jedoch wie ein wahllos zu-
sammengewürfeltes Sammelsurium und spiegeln nicht einen
ganzheitlichen Nachhaltigkeitsansatz wider, wie er beispiels-
weise der Rio-Erklärung von 1992 zugrunde lag. Im Ab-
schlussdokument der UN-Konferenz über Umwelt und Ent-
wicklung betonten die Regierungen damals nicht nur die In-
terdependenz der ökonomischen, ökologischen und sozialen
Dimensionen von Entwicklung, sondern auch die besondere
Verantwortung der Industrieländer und die Notwendigkeit ei-
ner Veränderung der dortigen Konsum- und Produktionswei-
sen. Davon ist in den MDGs nicht mehr die Rede.

Dass aber der Lebensstil der Menschen im Norden mit seinen
Folgen für Klimawandel und biologische Vielfalt gravierende
Auswirkungen für die (Über-)Lebensverhältnisse der Men-
schen im Süden hat, wird in den MDGs nicht berücksichtigt.
Dabei sind vor allem die Menschen, die an der Armutsgrenze
leben, den Folgen des Klimawandels besonders schutzlos aus-
geliefert. Dennoch enthalten die MDGs keine bindenden Ziel-
vorgaben zur Reduktion klimaschädlicher Emissionen, insbe-
sondere CO2, und zur verstärkten Nutzung erneuerbarer Ener-
gien.

Und auch Gender-Aspekte bleiben im MDG-Diskurs unterbe-
lichtet: Zwar lautet das dritte Millenniumsziel „Geschlechter-
gleichstellung fördern“, die daraus abgeleiteten Unterziele
spiegeln die komplexen Probleme von Diskriminierung und so-
zialer Ausgrenzung von Frauen aber nicht adäquat wider –
trotz der nachträglichen Ergänzung der MDG-Liste um das Ziel
des universellen Zugangs zu Leistungen der Reproduktions-
medizin.

Jens Martens und Antje Schultheis  l Armutszeugnis 2010

45

203 UN (2009b), S. 154.
204 UNDP (2005), S. 91 (zitiert nach der deutschen Ausgabe des Berichts).



Die Schwächen der MDGs weisen auf grundsätzlichere Defizi-
te des herrschenden Paradigmas von Entwicklung und gesell-
schaftlichem Fortschritt hin. Nach wie vor dominiert im ent-
wicklungspolitischen Diskurs das Leitbild nachholender Ent-
wicklung, das ökologisch und menschenrechtlich kurzsichtig
ist, das wirtschaftliches Wachstum mit gesellschaftlichem Fort-
schritt verwechselt, und das Armutsbekämpfung primär als
technische Herausforderung begreift, bei der die Kategorie so-
zialer Gerechtigkeit keine Rolle spielt.

Vor diesem Hintergrund mehren sich in der Debatte über 
die Zukunft der MDGs die Stimmen, die dafür plädieren, das
vorherrschende Entwicklungsparadigma und die mit ihm ver-
bundenen Maße von Wohlstand und sozialem Fortschritt
grundsätzlich auf den Prüfstand zu stellen.Auch die Vereinten
Nationen fordern in ihrem Bericht zur sozialen Lage der Welt
2010:
„It is time to open up a discourse on poverty reduction that cen-
ters on inclusive development and the ending of social exclusi-
on. This requires focusing on the development process as one of
structural change and transformation.“ 205

2. Zukunft der MDGs: Neue Indikatoren – 
neue Ziele – neue Modelle

Mit dem MDG-Gipfel 2010 haben die Diskussionen über die
Zukunft der MDGs und die entwicklungspolitische Agenda
nach dem Jahr 2015 an Fahrt gewonnen. Fünf Jahre haben Po-
litik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft nun Zeit, um darüber
zu beraten, ob 2015 nicht erfüllte Ziele fortgeschrieben oder
alternative Ziele definiert werden sollen – und wenn ja, wel-
che. Oder gehört die Phase international vereinbarter Entwick-
lungsziele und Aktionsprogramme bald ebenso der Vergan-
genheit an wie die Ära sozialistischer Fünfjahrespläne?

Grundsätzlich gibt es für die Zukunft der MDGs drei Optionen:

Option 1: Ziele beibehalten – 
Neue Indikatoren einführen

„The future of the MDGs are the MDGs“, sagt Eveline Herfkens,
ehemalige Koordinatorin der UN-Millenniumkampagne.206 Die
Tatsache, dass es bis 2015 möglicherweise nicht gelungen ist,
den Anteil der Hungernden in der Welt zu halbieren oder die
Kinder- und Müttersterblichkeit zu senken, kann kein Grund
sein, sich von diesen Zielen zu verabschieden. Sie bleiben auch

nach dem Jahr 2015 relevant. Für die Regierungen hieße das,
die Ziele beizubehalten und die Frist für ihre Umsetzung um
zehn oder 15 Jahre zu verlängern.

Neue Ziele würden nicht in den MDG-Katalog aufgenommen,
um seine Übersichtlichkeit und die damit verbundene Medien-
tauglichkeit und politische Kommunizierbarkeit nicht zu ge-
fährden. Sinnvoll wäre allerdings, die bislang 60 Indikatoren,
mit denen die Umsetzung der MDGs gemessen wird, durch
aussagekräftigere Indikatoren zu ergänzen. MDG 1 könnte
beispielsweise einen zusätzlichen Indikator erhalten, der die
Einkommensverteilung in einem Land misst (z.B. Gini-Koeffi-
zient). Die Gleichstellung der Geschlechter (MDG 3) könnte
durch ein detailliertes Set von Indikatoren gemessen werden,
wie es zum Beispiel im Social Watch-Index zur Gleichstellung
der Geschlechter (Gender Equity Index) zusammengefasst
wird.207 Für MDG 7 (Sicherung der ökologischen Nachhaltig-
keit) könnten die Regierungen auf die langjährigen Erfahrun-
gen der UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD)
zurückgreifen, dessen Sekretariat 2007 eine Liste von 96
Nachhaltigkeitsindikatoren inkl. einer ausführlichen Methodik
zu ihrer Anwendung veröffentlicht hat.208

Option 2: Ziele beibehalten – neue Ziele einführen

Das Kernset der MDGs im Bereich der Armutsreduzierung und
sozialen Entwicklung bleibt auch nach 2015 relevant. Es wür-
de aber ergänzt durch zusätzliche Ziele bzw. Unterziele, die die
Lücken im bisherigen MDG-Katalog ausfüllen und den Men-
schenrechtsbezug der Ziele konkretisieren.

So könnte MDG 1 um das zusätzliche Unterziel „soziale
Grundsicherung für Alle“ gemäß des ILO-Konzepts der globa-
len sozialen Grundsicherung (Global Social Protection Floor)
ergänzt werden.209 Entsprechend der vier Eckpfeiler dieses
Konzepts, könnte die Verwirklichung dieses Ziels u.a. mit fol-
genden vier Indikatoren gemessen werden:
» Anteil der Menschen, die Zugang zu kostengünstiger öf-

fentlicher Gesundheitsversorgung haben.
» Anteil der Kinder, die eine garantierte staatliche Mindestzu-

wendung erhalten.
» Anteil der alten Menschen und Menschen mit Behinderungen,

die eine existenzsichernde staatliche Grundrente erhalten.
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» Anteil der Arbeitslosen und Unterbeschäftigten, die in Ar-
mut leben, die eine garantierte staatliche Unterstützung er-
halten.

MDG 2 könnte ergänzt werden durch die Ziele der UNESCO-
Kampagne „Bildung für Alle“, von deren sechs Zielen bislang
lediglich zwei im MDG-Katalog enthalten sind (Grundbildung
für alle Kinder und Abbau der Geschlechterdisparitäten). Die
sechs Ziele lauten: 210

» Ziel 1: Die frühkindliche Bildung soll ausgebaut und verbes-
sert werden, insbesondere für benachteiligte Kinder.

» Ziel 2: Bis 2015 sollen alle Kinder – insbesondere Mädchen,
Kinder in schwierigen Lebensumständen und Kinder, die zu
ethnischen Minderheiten gehören – Zugang zu unentgeltli-
cher, obligatorischer und qualitativ hochwertiger Grund-
schulbildung erhalten und diese auch abschließen.

» Ziel 3: Die Lernbedürfnisse von Jugendlichen und Erwach-
senen sollen durch Zugang zu Lernangeboten und Training
von Basisqualifikationen (life skills) abgesichert werden.

» Ziel 4: Die Alphabetisierungsrate unter Erwachsenen, be-
sonders unter Frauen, soll bis 2015 um 50 Prozent erhöht
werden. Der Zugang von Erwachsenen zu Grund- und Wei-
terbildung soll gesichert werden.

» Ziel 5: Bis 2005 soll das Geschlechtergefälle in der Primar-
und Sekundarbildung überwunden werden. Bis 2015 soll
Gleichberechtigung der Geschlechter im gesamten Bil-
dungsbereich erreicht werden, wobei ein Schwerpunkt auf
der Verbesserung der Lernchancen für Mädchen liegen muss.

» Ziel 6: Die Qualität von Bildung muss verbessert werden.

Auch das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter (MDG 3)
könnte als ein erster Schritt um bereits beschlossene Ziele er-
gänzt und ggf. um überprüfbare Indikatoren und Zeitziele er-
weitert werden. Dazu zählen insbesondere folgende beim
Weltgipfel 2005 vereinbarten Ziele:211

» Das freie und gleiche Recht der Frauen garantieren, Eigen-
tum zu besitzen und zu erben, und sicherstellen, dass Frau-
en sichere Grund- und Wohnbesitzrechte haben.

» Den gleichen Zugang von Frauen zu den Arbeitsmärkten,
nachhaltiger Beschäftigung und angemessenem arbeits-
rechtlichem Schutz fördern.

» Den gleichen Zugang von Frauen zu Produktionsmitteln
und -ressourcen, einschließlich Land, Krediten und Techno-
logie, sicherstellen.

» Alle Formen der Diskriminierung und der Gewalt gegen Frau-
en und Mädchen beseitigen, namentlich auch der Straflosig-

keit ein Ende bereiten und den Schutz von Zivilpersonen, ins-
besondere Frauen und Mädchen, in und nach bewaffneten
Konflikten in Übereinstimmung mit den Verpflichtungen der
Staaten nach dem humanitären Völkerrecht und den inter-
nationalen Menschenrechten gewährleisten.

» Die größere Vertretung von Frauen in staatlichen Entschei-
dungsgremien fördern, namentlich auch durch die Gewähr-
leistung ihrer Chancengleichheit bei der vollen Mitwirkung
am politischen Prozess.

Besonderer Ergänzungsbedarf besteht bei den Umweltzielen
unter MDG 7. Völlig fehlen hier bislang Ziele im Bereich des
Klimaschutzes und der Nutzung erneuerbarer Energien. Auf-
genommen werden sollten daher u.a. zeitgebundene Ziele zur
Reduzierung des Prokopfausstoßes von Treibhausgasen, insb.
Kohlendioxid, und zur Erhöhung des Anteils erneuerbarer
Energien am Gesamtenergieverbrauch eines Landes. Die kon-
krete Ausgestaltung dieser Ziele wird vom Ausgang der Klima-
verhandlungen über ein Post-Kyoto-Abkommen und des
Rio+20-Gipfels der UN im Jahr 2012 abhängen. Denn es wäre
unsinnig, abgekoppelt von diesen Prozessen eigene Umwelt-
MDGs zu entwickeln.

Da diese Ziele aber, anders als die MDGs 1–6, sich nicht primär
auf Entwicklungsprozesse im Süden konzentrieren, stellt sich
die Frage, ob sie lediglich den bestehenden MDG-Katalog er-
weitern sollten. Als Alternative könnten die Regierungen par-
allel zu den MDGs ein neues Set globaler Entwicklungsziele
(Global Development Goals, GDGs) vereinbaren, das für alle
Länder gleichermaßen gültig wäre. GDGs könnten das gesam-
te Spektrum der Globalen Öffentliche Güter (Global Public
Goods, GPGs) abdecken. Im Bereich der globalen Gemein-
schaftsgüter (global commons) zählen dazu neben dem
Schutz der Erdatmosphäre und des Klimas auch der Schutz der
Biodiversität, der Wälder und der Meere.

Schließlich könnten die Regierungen bei der Erweiterung des
MDG-Katalogs auch auf die Schwächen von MDG 8 reagieren
und messbare Zeitziele für die reichen Länder und die Verbes-
serung der internationalen Rahmenbedingungen aufnehmen.
Dies betrifft auch nach dem Jahr 2015 vermutlich vor allem die
Ausgestaltung des internationalen Handels- und Finanzsys-
tems, die öffentliche Entwicklungsfinanzierung und die Aus-
landsverschuldung.

Welche konkreten Ziele die Regierungen im Jahr 2015 verein-
baren sollten, wird davon abhängen, inwieweit sie die bis da-
hin eingegangenen Zusagen erfüllt haben – und was dann
noch zu tun bleibt. Denn bis 2015 soll beispielsweise der EU-
Stufenplan zur Erhöhung der ODA auf 0,7 Prozent des BNE er-
füllt sein; bereits bis Ende 2013 wollten die Industrieländer im
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Rahmen der Doha-Handelsrunde ihre Agrarexportsubventio-
nen abgeschafft haben; und bereits bis 2010 sollten die Ziel-
vorgaben der Pariser Erklärung über die Wirksamkeit der Ent-
wicklungszusammenarbeit erfüllt sein.

Option 3: Entwicklungsmodelle und 
Ziele neu definieren

Die MDGs mit ihrem begrenzten Fokus auf extreme Armut und
soziale Grundversorgung sind Spiegelbild des kleinsten ge-
meinsamen entwicklungspolitischen Nenners, der vor zehn
Jahren auf internationaler Ebene möglich war. Sie bedeuteten
einen Rückschritt gegenüber umfassenderen Konzepten nach-
haltiger Entwicklung, die die Gleichwertigkeit ökologischer,
ökonomischer und sozialer Aspekte von Entwicklung ebenso
wie seine menschenrechtliche Fundierung betonten.

Nicht zuletzt infolge der globalen Krisen der vergangenen Jah-
re sind aber die Grenzen eines Entwicklungsmodells deutlich
geworden, das primär auf Wirtschaftswachstum zur Bekämp-
fung von (Einkommens-)Armut setzt und dabei Verteilungs-,
Umwelt- und Menschenrechtsaspekte unterbelichtet.

Zudem erscheint angesichts der Veränderungen in den globa-
len ökonomischen und politischen Kräfteverhältnissen, die
sich im Bedeutungszuwachs Chinas besonders deutlich zei-
gen, die Zweiteilung der Welt in Industrie- und Entwicklungs-
länder bzw. in einen reichen Norden und armen Süden mehr
und mehr anachronistisch. Damit stellt sich aber auch die Fra-
ge nach dem Sinn global formulierter Entwicklungsziele, die
hauptsächlich für eine eng begrenzte Gruppe „armer“ Länder
relevant sind.

Vor diesem Hintergrund würde die bloße Erweiterung der
MDGs um ein paar zusätzliche Ziele und Indikatoren zu kurz
greifen. Notwendig wären vielmehr ein grundsätzliches Über-
denken der vorherrschenden Entwicklungskonzepte und die
Auseinandersetzung mit alternativen Modellen und Indikato-
ren für Entwicklung und gesellschaftlichen Fortschritt. Eine
solche Auseinandersetzung bliebe nicht auf die Veränderungs-
prozesse in den traditionellen Entwicklungsländern be-
schränkt sondern beträfe alle Länder der Erde gleichermaßen.
Sie könnte sich zurückbesinnen auf die Diskurse rund um die
Weltgipfel über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro und
soziale Entwicklung in Kopenhagen, bei denen Nachhaltigkeit,
Armut, Beschäftigung und soziale Integration nicht als Ange-
legenheiten der Entwicklungsländer sondern der gesamten
Weltgemeinschaft angesehen wurden.

Ergebnis einer solchen Auseinandersetzung könnte die Ver-
ständigung über Kernelemente eines neuen Paradigmas von

Entwicklung, Wohlbefinden (well-being) und sozialem Fort-
schritt sein, das universelle Gültigkeit hat, aber zugleich die
spezifischen Rahmenbedingungen der einzelnen Länder be-
rücksichtigt. Auf dieser Grundlage könnten dann ggf. neue,
differenzierte Ziele und Indikatoren formuliert werden, die
nach 2015 an die Stelle der bisherigen MDGs treten.

Ein solcher Prozess des Überdenkens der herkömmlichen Ent-
wicklungsmodelle muss keineswegs bei Null anfangen. Er
kann vielmehr auf den diversen Projekten und Diskursen der
jüngsten Vergangenheit aufbauen, die sich mit alternativen
Wohlstandsmaßen, innovativen Indices für Glück und Wohlbe-
finden sowie ganzheitlichen Konzepten des „guten Lebens“
(Buen Vivir) befassen.

3. Projekte „alternativer“ Wohlstandsmessung 
und Entwicklungskonzepte

„We are all in need of a redefinition of our goals, or new deve-
lopment strategies, or new lifestyles, including more modest
patterns of consumption among the rich.“ 212

Mit diesem Appell wandten sich Sozial-, Natur- und Wirt-
schaftswissenschaftler aus aller Welt bei einem Symposium im
mexikanischen Cocoyoc an die Weltöffentlichkeit – im Okto-
ber 1974. Die Cocoyoc-Erklärung gilt seitdem als Schlüsseldo-
kument alternativer Entwicklungsideen. Sie verknüpfte erst-
mals ökologische und soziale Aspekte gesellschaftlicher Ent-
wicklung und forderte die Neudefinition von Entwicklungszie-
len jenseits der Kategorien wirtschaftlichen Wachstums.

Ähnlich argumentierte ein Jahr später der Dag-Hammarskjöld-
Bericht über Entwicklung und Internationale Zusammenarbeit
unter dem programmatischen Titel „What now: Another De-
velopment.“ Für die mehr als 100 Wissenschaftler und Ent-
wicklungspolitiker, unter ihnen der heutige ILO-Generaldirek-
tor Juan Somavia, ließ sich bereits damals der Entwicklungsbe-
griff nicht auf die Steigerung des Wirtschaftswachstums redu-
zieren:

„Development is a whole; it is an integral, value-loaded, cultu-
ral process; it encompasses the natural environment, social rela-
tions, education, production, consumption and well-being. The
plurality of roads to development answers to the specificity of
cultural or natural situations; no universal formula exists.“ 213
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Diese Überlegungen bildeten die Grundlage für die Konzepte,
die später mit dem Bericht der Brundtland-Kommission 1987
und der Rio-Konferenz 1992 unter dem Schlagwort sustaina-
ble development populär wurden. Im Kern versuchte der An-
satz von Rio den ganzheitlichen Charakter von Entwicklung zu
betonen, indem er die Ziele ökologischer Tragfähigkeit, sozia-
ler Gerechtigkeit, wirtschaftlicher Effizienz sowie gesellschaft-
licher Teilhabe und Demokratie miteinander verband (vgl. Gra-
fik 12). Eine Hauptursache der globalen Probleme wurde in
den nicht nachhaltigen Produktions- und Konsumformen der
reichen Länder gesehen. Daraus folgte das in der Rio-Erklä-
rung verankerte Prinzip der „gemeinsamen aber unterschiedli-
chen Verantwortung“ (common but differentiated responsibi-
lity) für die Erhaltung der Ökosysteme der Erde. Es begründete
erstmals in der Geschichte für die Industrieländer eine völker-
rechtliche Verpflichtung zu Kompensationsleistungen und Res-
sourcentransfer.

In den Auseinandersetzungen über zukünftige Entwicklungs-
ziele und -konzepte jenseits der MDGs muss das Rad also kei-
neswegs neu erfunden werden.Als erster Schritt wäre es wich-
tig, sich auf die – bemerkenswert aktuellen – Ideen und Leit-
bilder umfassender Entwicklung zurückzubesinnen, die in den
vergangenen Dekaden formuliert wurden.

Anhaltspunkte können darüber hinaus auch Definitionen des
Entwicklungsbegriffs liefern, die im Umfeld der Vereinten Na-
tionen vorgenommen wurden. Erwähnenswert ist insbesonde-
re die Erklärung über das Recht auf Entwicklung von 1986, da
sie als zwischenstaatliches Dokument besondere normative
Bedeutung hat. Nach der Definition dieser Erklärung ist 

„(...) Entwicklung ein umfassender wirtschaftlicher, sozialer,
kultureller und politischer Prozess (...), der die ständige Steige-
rung des Wohls der gesamten Bevölkerung und aller Einzelper-
sonen auf der Grundlage ihrer aktiven, freien und sinnvollen
Teilhabe am Entwicklungsprozess und an der gerechten Vertei-
lung der daraus erwachsenden Vorteile zum Ziel hat (...).“ 214

Mit dieser Erklärung stellten die Regierungen bereits vor fast
25 Jahren eine enge Beziehung zwischen den sozioökonomi-
schen Aspekten von Entwicklung und dem Schutz der politi-
schen und bürgerlichen wie der wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Menschenrechte her – und begründeten damit den
rechtsbasierten Entwicklungsansatz.
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KASTEN 4

Der UNDP-Index 
über menschliche Armut (HPI)

GRAFIK 12

Die vier Dimensionen 
nachhaltiger Entwicklung

Institutionelle
Dimension

Wirtschaftliche
Dimension

Soziale
Dimension

Ökologische
Dimension

Die Indikatoren des HPI für Entwicklungsländer (HPI-1):
» Lebenserwartung: Wahrscheinlichkeit,

vor dem 40. Lebensjahr zu sterben.
» Bildung: Prozentsatz der Analphabeten 

an der erwachsenen Bevölkerung.
» Gesundheit: Anteil der unterernährten Kinder 

unter fünf Jahre; Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Die Indikatoren des HPI für OECD-Länder (HPI-2):
» Lebenserwartung: Wahrscheinlichkeit,

vor dem 60. Lebensjahr zu sterben.
» Bildung: Prozentsatz der funktionalen Analphabeten

an der erwachsenen Bevölkerung.
» Relative Einkommensarmut: Prozentsatz 

der Menschen, deren verfügbares Einkommen 
weniger als 50 Prozent des Medians beträgt.

» Soziale Ausgrenzung: Prozentsatz 
der Langzeitarbeitslosen (12 Monate und länger).



Eine Vorreiterfunktion in den Überlegungen über einen erwei-
terten Entwicklungsbegriff hatte der UNDP-Bericht über
menschliche Entwicklung. Er propagiert seit 1990 ein erwei-
tertes Verständnis von „menschlicher“ Entwicklung, das auf
den capability-Ansätzen des Wirtschaftsnobelpreisträgers
Amartya Sen beruht. Anlässlich des zwanzigsten Geburtstags
des Berichts überprüften seine Autoren die bisherige Entwick-
lungsdefinition und einigten sich auf folgende aktualisierte
Version:

„Human Development aims to expand people’s freedoms – the
worthwhile capabilities people value – and to empower people
to engage actively in development processes, on a shared pla-
net. And it seeks to do so in ways that appropriately advance
equity, efficiency, sustainability and other key principles. People
are both the beneficiaries and the agents of long term, equitable
human development, both as individuals and as groups. Hence
Human Development is development by the people of the
people and for the people.“ 215

Kernelemente des Berichts waren bisher der Index über
menschliche Entwicklung (Human Development Index, HDI)
und der seit 1996 veröffentlichte Index über menschliche Ar-
mut (Human Poverty Index, HPI). Der Armutsindex war aus zwei
Gründen ein Novum: Zum einen kam er als Maß der Armut in
den Entwicklungsländern erstmals ohne den Indikator der Ein-
kommensarmut aus, zum anderen präsentierte UNDP mit ihm
erstmals auch einen Armutsindex für die reichen (OECD-)Län-
der (vgl. Kasten 4).

In einer Zeit, in der die Grenzen zwischen armen Entwick-
lungsländern und reichen Industrieländern immer mehr ver-
schwimmen, wird die Anwendung von Doppelstandards für
diese Ländergruppen allerdings zunehmend problematisch.

Der UN-Bericht zur sozialen Lage in der Welt 2010 weist zu-
dem darauf hin, dass trotz aller Bemühungen von UNDP und
Anderen im politischen Diskurs mit Blick auf die Entwicklungs-
länder weiterhin Armut überwiegend als Einkommensarmut
definiert wird. In den Ländern des Nordens hat sich die Ar-
mutsdefinition dagegen mehrfach gewandelt und ist zuneh-
mend differenzierter geworden. Der Bericht stellt fest:

„It is clear that these shifts of focus in discourse and practice–
from absolute poverty to relative poverty, from income poverty to
dimensional analysis, from poverty to well-being, and then to 
social exclusion–have profoundly altered the way deprivation is

conceptualized, defined, measured, analysed, addressed and mo-
nitored. In contrast, in developing countries, the field is still domi-
nated by a definition of absolute poverty in terms of income.“ 216

Diese Feststellung weist darauf hin, dass die Diskurse über Ar-
mut, Entwicklung und sozialen Fortschritt in der nördlichen
und südlichen Hemisphäre bislang zumeist getrennt vonein-
ander und von unterschiedlichen Akteuren geführt werden.
Armut in Nord und Süd werden als separate Phänomene an-
gesehen, die mit unterschiedlichen Indikatoren gemessen und
mit unterschiedlichen Konzepten analysiert werden. Beim
Weltsozialgipfel in Kopenhagen 1995 machten die Regierun-
gen eine Ausnahme, indem sie damals Armut als universelles
Phänomen beschrieben, das in vielfältigen Erscheinungsfor-
men aufträte und Menschen weltweit beträfe.

Der Begriff der Entwicklung wird traditionell nur für gesell-
schaftliche und ökonomische Veränderungsprozesse in Afrika,
Asien und Lateinamerika verwendet und erhielt seinen Sinn
erst durch die „Erfindung“ der Unterentwicklung in den 40er
Jahren des letzten Jahrhunderts.217 Dementsprechend wurden
Entwicklungsziele wie die MDGs auch nur für diese Länder for-
muliert. Die Ausnahme bildete das Konzept der nachhaltigen
Entwicklung. Es wurde auch auf die Gesellschaften im Norden
angewendet, beispielsweise mit dem Report „Zukunftsfähiges
Deutschland“.218

Der Nachhaltigkeitsdiskurs bildete auch den Ausgangspunkt
für die wachsende Kritik an den herkömmlichen Maßen für
Wohlstand und Fortschritt – allen voran dem Wachstum des
Bruttosozialprodukts bzw. (seit 1999) des Bruttonationalein-
kommens. Es setzte sich immer mehr die Einsicht durch, dass
diese Indikatoren keineswegs automatisch ein hinreichendes
Maß gesellschaftlichen Fortschritts darstellten. Im Gegenteil:
Nicht selten bestehen Zielkonflikte zwischen wirtschaftlichem
Wachstum und sozialem Fortschritt bzw. ökologischer Tragfä-
higkeit. Eine Massenkarambolage auf der Autobahn erhöht in
der Folge die Nachfrage nach neuen Autos und damit das Wirt-
schaftswachstum – aber wohl kaum das individuelle Wohlbe-
finden der Betroffenen.
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Obwohl diese Problematik im Zuge der Ökologisierung der
Wirtschaftswissenschaften bereits seit Jahrzehnten diskutiert
wird, hat sie erst in jüngster Vergangenheit den Mainstream-
Diskurs in Politik und Wissenschaft erreicht. Innerhalb weniger
Jahre haben sich eine Vielzahl dynamischer Diskussionspro-
zesse entwickelt, die sich mit alternativen Wohlstandsmodel-
len und Fortschrittsindikatoren befassen. Sie können dazu bei-
tragen, die bisherige Spaltung im Diskurs über Entwicklungs-
konzepte und -indikatoren zwischen Nord und Süd zu über-
winden, und damit möglicherweise auch zu einer neuen Gene-
ration universeller Entwicklungsziele jenseits der MDGs füh-
ren, die nicht allein für die armen Länder des Südens relevant
sind.

Exemplarisch für die Bandbreite dieser Ansätze sind drei „Pro-
jekte“, die sich aus unterschiedlicher Perspektive mit alternati-
ven Wohlstandsmaßen und Entwicklungsmodellen befassen:
» Die Kommission zur Messung wirtschaftlicher Leistung und

sozialen Fortschritts unter Leitung des Wirtschaftsnobel-
preisträgers Joseph Stiglitz.

» Der von der britischen New Economics Foundation entwi-
ckelte Happy Planet Index.

» Das in Lateinamerika entstandene Prinzip des Buen Vivir
(gutes Leben), das mittlerweile als alternatives Entwick-
lungskonzept in den Verfassungen Ecuadors und Boliviens
verankert ist.

Diese Projekte unterscheiden sich in der sozialen Herkunft ih-
rer Protagonisten, in ihrer Zielsetzung und den Resultaten ih-
rer bisherigen Aktivitäten. Und doch ist ihnen bei aller Unter-
schiedlichkeit die Suche nach besseren Maßen und Modellen
für gesellschaftlichen Wandel und individuelles Wohlbefinden
gemein.

Wie Nobelpreisträger sozialen Fortschritt messen:
Der Report der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission

Im Februar 2008 ergriff der französische Staatspräsident Ni-
cholas Sarkozy die Initiative zur Gründung einer internationa-
len Kommission, die sich mit der Messung wirtschaftlicher
Leistung und sozialen Fortschritts befassen sollte. Den Vorsitz
der 25-köpfigen Commission on the Measurement of Economic
Performance and Social Progress übernahm Joseph Stiglitz, als
Chefberater fungierte Amartya Sen, Koordinator der Kommis-
sion wurde Jean-Paul Fitoussi.219 Unter den Mitgliedern der
Kommission waren renommierte Wirtschaftswissenschaftler
und Nobelpreisträger wie Kenneth Arrow, Nick Stern und Ke-
mal Dervis.

Ausgangspunkt für die Arbeit der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kom-
mission war die Unzufriedenheit mit den klassischen Maßen
für wirtschaftliche Leistung und Fortschritt, allen voran dem
Indikator Bruttoinlandsprodukt (BIP). Die Unzufriedenheit war
beim Gründer der Kommission möglicherweise auch politisch
motiviert: Solange wirtschaftspolitische Fortschritte haupt-
sächlich am Wachstum des BIP gemessen werden, können Po-
litiker ihrer Bevölkerung chronisch niedrige Wachstumsraten
immer schwerer als Erfolg „verkaufen“. Das gilt umso mehr
angesichts zweistelliger Wachstumsraten in China.

Vor diesem Hintergrund sollte die Kommission die Grenzen
des BIP als Fortschrittsindikator untersuchen, die Machbarkeit
alternativer Maße prüfen und klären, welche statistischen In-
formationen zur Produktion relevanterer Indikatoren sozialen
Fortschritts benötigt würden.

Die Kommission gliederte ihre Arbeit in drei Themenblöcke:
Klassische BIP-Themen, Lebensqualität sowie nachhaltige Ent-
wicklung und Umwelt. Diese Dreiteilung spiegelt sich auch im
knapp 300-seitigen Abschlussbericht der Kommission wider,
der im September 2009 veröffentlicht wurde.220

Die Autoren machen zu Beginn deutlich, dass der Report sich
zwar an politische Entscheidungsträger richtet, aber keine Vor-
schläge für konkrete politische Maßnahmen enthält:

„The report is about measurement rather than policies (...).“ 221

Dennoch ist die Frage, was gemessen werden soll, eng mit den
Zielen, die eine Gesellschaft definiert, verbunden. Und je nach
dem, welche Ziele definiert werden, ziehen sie unterschiedli-
che politische Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung nach sich.
So gesehen gibt es keine “unpolitischen” Fortschrittsindikato-
ren.

Die zentrale Botschaft des Reports lautet:

„(...) the time is ripe for our measurement system to shift em-
phasis from measuring economic production to measuring
people’s well-being.“ 222

Das BIP sei als Maß des Wohlbefindens völlig ungeeignet. Die
Autoren ziehen daraus jedoch nicht die Konsequenz, konkrete
Vorschläge für alternative Indikatoren zu präsentieren. Ihre
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Empfehlungen skizzieren eher Kriterien, die bei der Formulie-
rung neuer Indikatoren berücksichtigt werden sollten. Stiglitz
und seine Kollegen fassen die Kernaussagen des Reports zu
folgenden zwölf allgemeinen Empfehlungen zusammen:223

1. Bei der Beurteilung materiellen Wohlbefindens sollte man
eher auf Einkommen und Konsum als auf die wirtschaftli-
che Produktion achten.

2. Zur Beurteilung des Lebensstandards sollte sich der Blick
stärker auf das Haushaltseinkommen als auf das BIP richten.

3. Einkommen und Konsum sollten gemeinsam mit dem Ver-
mögen betrachtet werden.

4. Die Verteilung von Einkommen, Konsum und Vermögen
sollte stärker berücksichtigt werden.

5. Einkommensmaße sollten sich auch auf Aktivitäten außer-
halb des Marktes erstrecken.

6. Lebensqualität ist abhängig von objektiven Lebensbedin-
gungen und -chancen (capabilities). Es sollte daher Schrit-
te ergriffen werden, um die Maße für Gesundheit, Bildung,
persönliche Aktivitäten und Umweltbedingungen zu ver-
bessern.Vor allem notwendig sind robuste und zuverlässi-
ge Maße für Sozialbeziehungen, politische Mitsprache und
Unsicherheit.

7. Indikatoren für Lebensqualität sollten Ungleichheit in um-
fassender Weise mitberücksichtigen.

8. Es sollten Umfragen entwickelt werden, die die Wechsel-
beziehungen der unterschiedlichen Bereiche von Lebens-
qualität für einzelne Personen untersuchen.

9. Statistikbehörden sollten die benötigten Informationen
bereitstellen, um hochaggregierte Indices für Lebensquali-
tät (vergleichbar dem Human Development Index) entwi-
ckeln zu können.

10. Sowohl Maße des objektiven als auch des subjektiven
Wohlbefindens liefern Schlüsselinformationen über die 
Lebensqualität der Menschen. Statistikbehörden sollten in
ihren Umfragen beide Bereiche berücksichtigen.

11. Nachhaltigkeitsuntersuchungen erfordern ein wohl-defi-
niertes Set von Indikatoren, die als Varianten von zugrunde
liegenden Bestandsgrößen interpretiert werden können.
Die Kombination von Aspekten des Wohlbefindens und der
Nachhaltigkeit in einem einzigen Indikator kann daher ir-
reführend sein.

12. Die Umweltaspekte von Nachhaltigkeit erfordern die Wei-
terarbeit an einem speziellen Set von Indikatoren. Not-
wendig wäre insbesondere ein klarer Indikator, der die
Entfernung bis zu einem (lebens-)gefährlichen Niveau
ökologischer Schäden misst (z.B. beim Klimawandel oder
dem Raubbau an Fischbeständen).

Diese zum Teil recht allgemeinen Empfehlungen der Stiglitz-
Sen-Fitoussi-Kommission haben eher den Charakter einer Pro-
blemanzeige als einer Problemlösung. Die Kommissionsmit-
glieder machen an verschiedenen Stellen des Berichts deut-
lich, dass sie keineswegs immer einer Meinung waren und
weitere Diskussionen unter ihnen und mit den verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen auf nationaler und internationaler
Ebene notwendig seien. Folgerichtig enden sie mit der be-
scheidenen Feststellung:

„The Commission regards its report as opening a discussion rat-
her than closing it.“ 224

Glück kostet nicht die Welt: Der Happy Planet Index

Bereits im Jahr 2006 präsentierte die New Economics Founda-
tion (NEF), ein regierungsunabhängiger think tank in London,
mit dem Happy Planet Index (HPI) einen radikalen Gegenent-
wurf zum Wohlstandsindikator BIP. Er schließt, nicht nur in sei-
nem Namen, bewusst an ähnliche Initiativen der Messung ge-
sellschaftlichen Wohlergehens an. Das prominenteste Beispiel
ist die Idee des „Bruttonationalglücks“ (Gross National Happi-
ness), die der König von Bhutan bereits in den 1970er Jahren
entwickelt hat.225

Im Jahr 2009 veröffentlichte die NEF in einem zweiten Report
eine überarbeitete „2.0“-Version des Index. Darin umschrei-
ben die Autoren den Zweck des HPI folgendermaßen:

„In an age of uncertainty, society globally needs a new compass
to set it on a path of real progress. The Happy Planet Index (HPI)
provides that compass by measuring what truly matters to us –
our well-being in terms of long, happy and meaningful lives –
and what matters to the planet – our rate of resource consump-
tion.“ 226

Dementsprechend setzt sich der Happy Planet Index aus drei
Elementen zusammen:
» Lebenserwartung, gemessen in der durchschnittlichen

Lebenserwartung bei der Geburt.
» Lebenszufriedenheit, ermittelt überwiegend auf Grund-

lage einer globalen Umfrage des Meinungsforschungsinsti-
tuts Gallup (Gallup World Poll), bei der die Befragten auf ei-
ner Notenskala von 0 bis 10 die Frage beantworten sollten:
„All things considered, how satisfied are you with your life as
a whole these days?“
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» Ökologischer Fußabdruck, d.h. der Ressourcenver-
brauch umgerechnet in Flächenverbrauch pro Kopf, ausge-
drückt in „globalen Hektars“.227

Der Index kombiniert also Indikatoren der Nachhaltigkeit und
der subjektiven Lebensqualität – und macht damit genau das,
was die Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission aus methodischen
Gründen ablehnt. Auf Grundlage der drei Elemente wird der
Index mit folgender Basisgleichung gebildet: 228

HPI =
Lebenserwartung x Lebenszufriedenheit

Ökologischer Fußabdruck

Im Jahr 2009 wurde der HPI für 143 Länder der Erde ermittelt.
Platz 1 belegt Costa Rica, gefolgt von der Dominikanischen
Republik, Jamaika, Guatemala und Vietnam. Schlusslichter
sind Burundi, Namibia, Botswana, Tansania und Simbabwe.
China kam auf Rang 20, Deutschland auf Rang 51 und die
USA auf Rang 114.229 Auffällig ist der hohe Anteil mittelameri-
kanischer und karibischer Staaten in der Spitzengruppe. Unter
den Top 10 sind allein sieben Länder aus dieser Region. Sie
kombinieren eine vergleichsweise hohe Lebenszufriedenheit
mit einem vergleichsweise niedrigen ökologischen Fußab-
druck.

Die Ergebnisse zeigen, dass Länder mit einem hohen materiel-
len Lebensstandard, gemessen am klassischen Pro-Kopf-Ein-
kommen, keineswegs oben auf der Liste landen. Die Botschaft,
die NEF daraus ableitet, lautet: Ein gleichermaßen glückliches
wie umweltgerechtes Leben muss nicht die Welt kosten.

Der Vergleich einzelner Länderpaare zeigt allerdings unmittel-
bar, wo die Schwächen des Index liegen: Der Irak (Rang 79)
liegt vor Norwegen (88); Weißrussland (104) vor Dänemark
(105); und der Sudan (121) vor Luxemburg (122). Dies ist nur
möglich, weil der Index Kategorien wie die Menschenrechte
sowie kulturelle und politische Freiheiten völlig außer Acht
lässt. Auch die Methode, die individuelle Lebenszufriedenheit
mit einer einzigen Frage im Rahmen einer weltweit einheit-
lichen Meinungsumfrage zu ermitteln, ist heftig umstritten.

Schließlich räumen die Erfinder des HPI selbst ein, dass sein
Name irreführend ist. Der Index ist kein Maß des Glücks der
Menschen, sondern misst vielmehr, wie umwelteffizient das
Wohl der Bevölkerung in einem Land verwirklicht wird.

Dennoch hat der HPI eine wichtige Vorreiterrolle gespielt und
politische Denkanstöße gegeben. Er beeinflusste Diskussionen
auf Ebene der OECD, insbesondere ihres globalen Projekts
„Measuring the Progress of Societies“ 230, und die Initiative der
Europäischen Kommission „Beyond GDP“.231 Interessant ist
der Ansatz des HPI auch deswegen, weil er für alle Länder der
Welt anwendbar und aussagekräftig ist – anders als die klassi-
schen Armuts- und Entwicklungsindices.

Die Einfachheit des Index macht ihn leicht gegenüber Politik
und Medien kommunizierbar, birgt aber auch die Gefahr von
Fehlinterpretationen und irreführenden Schlussfolgerungen.
Welche politischen Schlussfolgerungen sollten aus dem Fakt
gezogen werden, dass Deutschland im HPI-Ranking weit hin-
ter Kuba, Saudi Arabien oder Birma liegt? 

Eine differenziertere Alternative bietet möglicherweise der
neue Gross National Happiness Index (GNH-Index), der im Kö-
nigreich Bhutan entwickelt wurde.232 Er setzt sich aus einem
umfassenden Set von Indikatoren aus folgenden neun Berei-
chen zusammen:
1. Psychologisches Wohlbefinden; 2. Zeitnutzung; 3. Leben-
digkeit der Gemeinschaft; 4. Kultur; 5. Gesundheit; 6. Bildung;
7. Umweltvielfalt; 8. Lebensstandard; 9. Regierungsführung.

Das „Bruttonationalglück“ wurde im Juli 2008 als Ziel in der
neuen Verfassung Bhutans verankert – eine Tatsache, die die-
ses Konzept mit den lateinamerikanischen Buen Vivir-Ansät-
zen verbindet.

Buen Vivir für Alle statt Dolce Vita für Wenige

Mit den politischen Umbrüchen in Lateinamerika hat in den
letzten Jahren ein Leitbild von gesellschaftlicher Entwicklung
an Bedeutung gewonnen, das mit dem Begriff des Buen Vivir
(gute Leben) verbunden ist. Dabei handelt es sich weniger um
ein Entwicklungskonzept als vielmehr um eine ganzheitliche
Lebensphilosophie, die ihren Ursprung in der Weltanschauung
der indigenen Völker des Andenraumes hat.
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Das Prinzip des Buen Vivir verfolgt das Ziel der materiellen, so-
zialen und spirituellen Zufriedenheit alle Mitglieder einer Ge-
sellschaft, jedoch nicht auf Kosten der übrigen Mitglieder und
der natürlichen Lebensgrundlagen. Es grenzt sich damit von
einem rein materialistischen Wohlstandsbegriff westlicher
Prägung ab.

Wichtiger Vordenker des Buen Vivir-Prinzips ist der ecuadoria-
nische Ökonom Alberto Acosta. Er war 2007/2008 Energiemi-
nister und Präsident der Verfassunggebenden Versammlung
seines Landes. Acosta stellt klar, dass der Buen Vivir-Ansatz
keineswegs eine Romantisierung indigener Lebensverhältnis-
se oder gar eine Rückkehr in die Steinzeit bedeute.233 Die Mo-
dernisierung der Gesellschaft und der Wert technologischen
Fortschritts würden keineswegs negiert. Das Buen Vivir-Kon-
zept bricht jedoch mit der Vorstellung, dass Entwicklung ein li-
nearer Prozess von einem Ausgangspunkt A zu einem späte-
ren Zustand B sei. Konsequenterweise teilt das Konzept auch
nicht die Vorstellung von „Unterentwicklung“, die überwun-
den werden müsse. Sozialer Fortschritt sei vielmehr ein Pro-
zess, der sich ständig neu konstruiere und reproduziere.

Aus dem Buen Vivir-Ansatz leitet sich unmittelbar ein (Men-
schen-)Rechtsanspruch gegenüber dem Staat ab. Acosta fasst
diesen Anspruch folgendermaßen zusammen:

„Alle haben das gleiche Recht auf ein würdevolles Leben, das
Gesundheit, Nahrung, Unterkunft, eine gesunde Umwelt, Bil-
dung, Arbeit und Freizeit sowie soziale Sicherheit einschließt.“ 

Zugleich begründet das Prinzip von Buen Vivir das Konzept der
Natur als Rechtssubjekt, und befreit sie damit aus der Rolle ei-
nes Eigentumsobjekts.234

Diese Ideen sind keineswegs weltfremde Visionen sondern ha-
ben mittlerweile politische Relevanz erlangt. Das „Regime des
guten Lebens“ wurde 2008 als Staatsziel in die neue Verfas-
sung von Ecuador aufgenommen und wird darin mehr als
zwanzig Mal erwähnt. 2009 wurde das Prinzip in der neuen
Verfassung Boliviens unter der Überschrift „Werte und Ziele
des Staates“ verankert (Art. 8).

Die Tagespolitik Ecuadors und Boliviens zeigt jedoch, dass die
Aufwertung von Buen Vivir zum Verfassungsziel noch nichts
über seine praktische Umsetzung sagt. Das Konzept ist inner-
halb der Gesellschaften nicht unumstritten. Weiterhin besteht
ein Zielkonflikt zwischen dem Leitbild einer solidarischen 

Gesellschaft und der Rechtssubjektivität der Natur auf der ei-
nen Seite und dem Bestreben nach Ausbeutung der heimi-
schen Bodenschätze, insbesondere der Öl- und Gasvorkom-
men, auf der anderen Seite.

Um das Prinzip des Buen Vivir in die Praxis umzusetzen und
operationalisierbar zu machen, müsste es in messbare Ziele
und Indikatoren übersetzt werden, aus denen sich politische
Strategien ableiten lassen. In Ecuador sollen zu diesem Zweck
nun eigene Indikatoren entwickelt werden. Das Dilemma be-
steht allerdings darin, dass Buen Vivir den klassischen linearen
Entwicklungsbegriff ja ausdrücklich ablehnt und es deswegen
inkonsequent wäre, „Entwicklungs“-Ziele und die entspre-
chenden Indikatoren zu definieren. Die Alternative könnte an-
gesichts des starken Rechtsbezugs des Konzepts darin beste-
hen, „Menschenrechts“-Ziele zu formulieren. Dies könnte
auch Vorbildfunktion für die Weiterentwicklung der MDGs ha-
ben. Aus MDGs könnte so HRGs (Human Rights Goals) wer-
den.
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233 Vgl. hierzu und zum Folgenden Acosta (2009) und (2010).
234 Acosta (2010), S. 7.



4. Ausblick

Es ist kein Zufall, dass gerade in den letzten Jahren zahlreiche
Projekte und Initiativen entstanden sind, die sich mit alternati-
ven Entwicklungskonzepten und Wohlstandsmodellen befas-
sen. Sie sind eine Antwort auf die Grenzen und Unzulänglich-
keiten des vorherrschenden Entwicklungsparadigmas, dessen
zentrale Zielgrößen weiterhin die Bekämpfung der Einkom-
mensarmut und das Wachstum der wirtschaftlichen Produk-
tion bilden.

Der Suchprozess über alternative Maße und Modelle gesell-
schaftlichen Fortschritts ist in vollem Gange und entwickelt
sich dynamisch weiter. So veröffentlicht UNDP in seinem Be-
richt über die menschliche Entwicklung im Oktober 2010 erst-
mals einen neuen umfassenden Armutsindex, den Multidi-
mensional Poverty Index, der die Lebenssituation der Men-
schen mit Hilfe einer Kombination sozialer und ökonomischer
Indikatoren besser widerspiegeln soll, als es die bisherigen In-
dizes taten.235

UN-Generalsekretär Ban Ki-moon hat im August 2010 ein
neues High-Level Panel on Global Sustainability unter dem
Vorsitz der finnischen Präsidentin Tarja Halonen und des süd-
afrikanischen Präsidenten Jacob Zuma ins Leben gerufen, das
sich angesichts des drohenden Klimawandels mit Elementen
eines neuen Entwicklungsparadigmas und den daraus abzu-
leitenden institutionellen und finanziellen Schlussfolgerungen
befassen soll.236 Das Panel soll seinen Bericht bis Ende 2011
vorlegen, um auf diese Weise Einfluss auf die Ergebnisse des
UN-Gipfels über nachhaltige Entwicklung 2012 in Rio de
Janeiro nehmen zu können.

Die Zeit zwischen dem MDG-Gipfel 2010 und dem Nachhal-
tigkeitsgipfel 2012 bietet die Chance, den begonnen Per-
spektivwechsel im globalen Entwicklungsdiskurs fortzuset-
zen. Dazu zählt auch, Entwicklung endgültig nicht länger als
Prozess zu betrachten, der sich in den „unterentwickelten“
Regionen der Welt abspielt. Denn angesichts des notwendi-
gen Transformationsprozesses hin zu einer sozial gerechten,
ökologisch tragfähigen und vor allem klimaverträglichen Ent-
wicklung sind praktisch alle Länder der Erde „Entwicklungs-
länder“. Damit wird aber auch die Einteilung der Welt in
Industrie- und Entwicklungsländer immer mehr zum Ana-
chronismus. Welche Zukunft haben vor diesem Hintergrund

Institutionen wie die OECD, die klassische Organisation der
Industrieländer, oder die G77, der Interessenzusammen-
schluss der Entwicklungsländer? 

Der begonnene Perspektivwechsel im Entwicklungsdiskurs be-
deutet nicht, von international vereinbarten Entwicklungszie-
len wie den MDGs Abschied zu nehmen. Die Erfahrungen der
vergangenen zehn Jahre haben gezeigt, wie wichtig messbare
und zeitlich gebundene Zielvereinbarungen der Regierungen
sind. Nur so können allgemeine Staatenpflichten, wie sie sich
zum Beispiel aus den internationalen Menschenrechtspakten
ergeben, in messbare und damit nachprüfbare Verpflichtun-
gen von Regierungen und Parlamenten übersetzt werden.

Die Herausforderung wird in den Jahren bis 2015 darin beste-
hen, globale Entwicklungsziele zu definieren, die einerseits für
alle Länder der Erde Gültigkeit besitzen und andererseits die
ökonomische, ökologische und soziale Situation der einzelnen
Länder berücksichtigen. Die Klimaverhandlungen über die Re-
duktionsziele für Treibhausgase zeigen, wie schwierig aber
auch alternativlos die Vereinbarung derartiger Ziele ist.

Von zentraler Bedeutung wird dabei sein, zwei Schwächen des
bisherigen MDG-Katalogs zu überwinden: Zum einen muss die
Unausgewogenheit zwischen den Zielen und Verpflichtungen
für die armen und denen für die reichen Länder beendet wer-
den. Präzise quantitative und zeitliche Vorgaben sollten in Zu-
kunft für alle Länder gelten, Doppelstandards schwächen die
Glaubwürdigkeit der Ziele insgesamt.

Zum anderen muss die Blindheit der bisherigen MDGs gegen-
über Verteilungsfragen überwunden werden. Wohlergehen
und sozialer Fortschritt sind in hohem Maße von der Verteilung
von Einkommen,Vermögen und damit Lebenschancen sowohl
innerhalb einer Gesellschaft als auch zwischen den Gesell-
schaften abhängig. Armut und Reichtum dürfen nicht als iso-
lierte Phänomene betrachtet werden. Dies muss sich auch in
einem zukünftigen Katalog globaler Entwicklungsziele an zen-
traler Stelle widerspiegeln.

Schließlich darf bei allen Diskussionen über gelegentlich ab-
strakt wirkende Entwicklungskonzepte und Wohlstandsindi-
katoren nicht aus dem Blick geraten, worum es dabei letztend-
lich gehen sollte: Ziel all dieser Auseinandersetzungen muss es
sein, die politischen und ökonomischen Grundlagen dafür zu
schaffen, um das universelle Recht aller Menschen auf ein Le-
ben in Würde zu verwirklichen. Globale Entwicklungsziele sind
dafür ein Mittel zum Zweck – nicht mehr, aber auch nicht we-
niger.
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235 Vgl. dazu die Vorabveröffentlichung in Alkire/Santos (2010).
236 Vgl. www.un.org/wcm/content/site/climatechange/pages/gsp.
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Anhang
Ziele/Zielvorgaben Indikatoren

Ziel 1: Beseitigung der extremen Armut und des Hunger

Zielvorgabe 1.A 1.1. Anteil der Bevölkerung mit weniger als 1 Dollar 
Zwischen 1990 und 2015 den Anteil der Menschen halbieren, (Kaufkraftparität) pro Taga

deren Einkommen weniger als 1 Dollar pro Tag beträgt 1.2. Armutslückenverhältnis (= Armutsinzidenz x Armutstiefe)
1.3. Anteil des ärmsten Fünftels der Bevölkerung am nationalen Konsum

Zielvorgabe1.B 1.4. Wachstum des BIP pro Erwerbstätigen
Produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit 1.5. Verhältnis Beschäftigung – Bevölkerung
für alle, einschließlich Frauen und junger Menschen, verwirklichen 1.6. Anteil der Erwerbstätigen, die mit weniger als 1 Dollar 
[neu seit 2008] (Kaufkraftparität) pro Tag auskommen müssen

1.7. Anteil der Selbständigen ohne Beschäftigte und der 
Familienarbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung

Zielvorgabe1.C 1.8. Anteil der untergewichtigen Kinder unter fünf Jahren
Zwischen 1990 und 2015 den Anteil der Menschen halbieren, 1.9. Anteil der Bevölkerung unter dem Mindestniveau 
die Hunger leiden der Nahrungsenergieaufnahme

Ziel 2: Verwirklichung der allgemeinen Grundschulbildung

Zielvorgabe 2.A 2.1. Nettoeinschulungsquote im Grundschulbereich
Bis zum Jahr 2015 sicherstellen, dass Kinder in der ganzen Welt, 2.2. Anteil der Grundschulanfänger, die die letzte 
Jungen wie Mädchen, eine Grundschulbildung vollständig Klassenstufe der Grundschule erreichen
abschließen können 2.3. Alphabetenquote bei den 15- bis 24-jährigen Frauen und Männern

Ziel 3: Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und Ermächtigung der Frauen

Zielvorgabe 3.A 3.1. Verhältnis Mädchen/Jungen in der Grund- und Sekundar-
Das Geschlechtergefälle in der Grund- und Sekundarschulbildung schulstufe und im tertiären Bildungsbereich
beseitigen, vorzugsweise bis 2005 und auf allen Bildungsebenen 3.2. Anteil der Frauen an den unselbstständig Erwerbstätigen 
bis spätestens 2015 im nichtlandwirtschaftlichen Sektor

3.3. Sitzanteil der Frauen im nationalen Parlament

Ziel 4: Senkung der Kindersterblichkeit 

Zielvorgabe 4.A 4.1 Sterblichkeitsrate von Kindern unter fünf Jahren
Zwischen 1990 und 2015 die Sterblichkeitsrate von Kindern 4.2 Säuglingssterblichkeitsrate
unter fünf Jahren um zwei Drittel senken 4.3 Anteil der Einjährigen, die gegen Masern geimpft wurden

Ziel 5: Verbesserung der Gesundheit von Müttern 

Zielvorgabe 5.A 5.2 Muttersterblichkeitsrate
Zwischen 1990 und 2015 die Müttersterblichkeitsrate um drei Viertel senken. 5.3 Anteil der von medizinischem Fachpersonal betreuten Geburten

Zielvorgabe 5.B 5.3. Verwendungsrate von Verhütungsmitteln
Bis 2015 den allgemeinen Zugang zu Leistungen der 5.4. Geburtenrate bei Jugendlichen
Reproduktionsmedizin verwirklichen 5.5. Zugang zur Schwangerenvorsorge (mindestens 

ein Besuch und mindestens vier Besuche)
5.6. Ungedeckter Bedarf an Familienplanungsdiensten

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen Krankheiten

Zielvorgabe 6.A 6.1 HIV Aufkommen innerhalb der Bevölkerung im Alter von 15-24
Bis 2015 die Ausbreitung von HIV/Aids zum Stillstand bringen 6.2 Kondombenutzung bei risikoreichem Geschlechtsverkehr
und allmählich umkehren 6.3 Prozentsatz der 15- bis 24-Jährigen mit umfassenden

korrekten Kenntnissen über HIV/Aids
6.4 Schulbesuchsquote von Waisen im Verhältnis 

zu Nichtwaisen (10- bis 14-Jährige)

Zielvorgabe 6.B 6.5. Anteil der Bevölkerung mit fortgeschrittener HIV-Infektion,
Bis 2010 allgemeinen Zugang zu HIV/Aids-Behandlung für der Zugang zu antiretroviralen Medikamenten hat
alle Behandlungsbedürftigen sicherstellen

Zielvorgabe 6.C 6.6 Malariainzidenz und Malariasterblichkeit
Bis 2015 die Ausbreitung von Malaria und anderen schweren 6.7 Anteil der Kinder unter 5 Jahren, die unter imprägnierten 
Krankheiten zum Stillstand bringen und allmählich umkehren Moskitonetzen schlafen

6.8 Anteil der Kinder unter fünf 5 Jahren mit Fieber,
die mit geeigneten Malaria-Medikamenten behandelt werden

6.9 Tuberkuloseinzidenz, -prävalenz und -sterblichkeit
6.10 Anteil der diagnostizierten und mit Hilfe der direkt überwachten 

Kurzzeittherapie geheilten Tuberkulosefälle
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Ziel 7: Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit

Zielvorgabe 7.A 7.1 Anteil der Waldflächen
Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung in 7.2 CO2-Emissionen insgesamt, pro Kopf und je 1 Dollar BIP (Kaufkraftparität)
einzelstaatliche Politiken und Programme einbauen und 7.3 Verbrauch ozonabbauender Stoffe
den Verlust von Umweltressourcen umkehren 7.4 Anteil der Fischbestände innerhalb sicherer biologischer Grenzen

Zielvorgabe 7.B 7.5 Anteil der genutzten Wasserressourcen an den gesam.Wasservorkommen
Den Verlust an biologischer Vielfalt reduzieren, mit einer signifikanten 7.6 Anteil der geschützten Land- und Meeresgebiete
Reduzierung der Verlustrate bis 2010 7.7 Anteil der vom Aussterben bedrohten Arten

Zielvorgabe 7.C 7.8 Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu verbesserter Trinkwasserversorgung
Bis 2015 den Anteil der Menschen um die Hälfte senken, die keinen 7.9 Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu verbesserten sanitären Einrichtungen
nachhaltigen Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser haben.

Zielvorgabe 7.D 7.10 Anteil der in Slums lebenden städtischen Bevölkerung b

Bis 2020 eine erhebliche Verbesserung der Lebensbedingungen 
von mindestens 100 Millionen Slumbewohnern herbeiführen.

Ziel 8: Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft 

Zielvorgabe 8.A
Ein offenes, regelgestütztes, berechenbares und nichtdiskriminierendes 
Handels- und Finanzsystem weiterentwickeln
Umfasst die Verpflichtung auf gute Regierungsführung, Entwicklung und 
Armutsreduzierung auf nationaler und internationaler Ebene

Zielvorgabe 8.B
Den besonderen Bedürfnissen der am wenigsten entwickelten Länder 
Rechnung tragen
Umfasst den zoll- und quotenfreien Zugang für die Exporte der am wenigsten 
entwickelten Länder, ein verstärktes Schuldenerleichterungsprogramm 
für die hochverschuldeten armen Länder und die Streichung der bilateralen 
öffentlichen Schulden sowie die Gewährung großzügigerer öffentlicher 
Entwicklungshilfe an Länder, die sich für die Armutsminderung einsetzen

Zielvorgabe 8.C
Den besonderen Bedürfnissen der Binnen- und kleinen Inselentwicklungsländer 
Rechnung tragen (durch das Aktionsprogramm für die nachhaltige Entwicklung 
der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern und die Ergebnisse 
der zweiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung)

Zielvorgabe 8.D
Die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer durch Maßnahmen 
auf nationaler und internationaler Ebene umfassend angehen und so 
die Schulden langfristig tragbar werden lassen

Zielvorgabe 8.E
In Zusammenarbeit mit den Pharmaunternehmen unentbehrliche Arznei-
mittel zu bezahlbaren Kosten in den Entwicklungsländern verfügbar machen

Zielvorgabe 8.F
In Zusammenarbeit mit dem Privatsektor dafür sorgen, dass die Vorteile 
der neuen Technologien, insbesondere der Informations- und Kommunikations-
technologien, genutzt werden können
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Quelle: Deutscher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New York,August 2008.
Abrufbar unter: www.un.org/Depts/german/millennium/mdg-ind-15jan08.pdf (Stand:12.07.2010)
a Zur Überwachung der Armutstrends in den jeweiligen Ländern sollten, soweit vorhanden, Indikatoren auf der Basis der einzelstaatlichen Armutsgrenzen 

herangezogen werden.
b Der tatsächliche Anteil der in Slums lebenden Menschen wird anhand eines indirekten Indikators gemessen, nämlich des Anteils der städtischen Bevölkerung,

der in Haushalten lebt, auf die mindestens eines der folgenden vier Merkmale zutrifft: a) kein Zugang zu verbesserter Wasserversorgung, b) kein Zugang zu 
verbesserten sanitären Einrichtungen, c) Überbelegung (3 oder mehr Personen in einem Raum) und d) aus nicht dauerhaften Materialien gebaute Behausungen.

Einige der nachstehend aufgeführten Indikatoren werden für die 
am wenigsten entwickelten Länder, Afrika, die Binnen- und kleinen 
Inselentwicklungsländer gesondert überwacht.

Öffentliche Entwicklungshilfe
8.1 Öffentliche Entwicklungshilfe, netto (insgesamt und an die am 

wenigsten entwickelten Länder), in Prozent des Bruttonationaleinkommens
der OECD/DAC-Geberländer

8.2 Anteil der gesamten bilateralen, sektoral zuordenbaren öffentlichen 
Entwicklungshilfe der OECD/DAC-Geberländer für soziale Grunddienste 
(Grundbildung, primäre Gesundheitsversorgung, Ernährung, einwandfreies
Wasser und Sanitärversorgung)

8.3 Anteil der ungebundenen bilateralen öffentlichen Entwicklungshilfe 
der OECD/DAC-Geberländer

8.4 Von den Binnenentwicklungsländern erhaltene öffentliche Entwicklungshilfe
in Prozent ihres Bruttonationaleinkommens

8.5 Von den kleinen Inselentwicklungsländern erhaltene öffentliche Entwick-
lungshilfe in Prozent ihres Bruttonationaleinkommens

Marktzugang
8.6 Anteil der zollfreien Einfuhren an den Gesamteinfuhren der entwickelten 

Länder aus den Entwicklungsländern und den am wenigsten entwickelten
Ländern (nach Wert und ohne Rüstungsgüter)

8.7 Durchschnittliche Höhe der von den entwickelten Ländern erhobenen Zölle
auf Agrarprodukte, Textilien und Bekleidung aus den Entwicklungsländern

8.8 Geschätzte Agrarsubventionen in den OECD-Ländern in Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts

8.9 Anteil der für den Aufbau der Handelskapazitäten gewährten öffentlichen
Entwicklungshilfe

Schuldentragfähigkeit
8.10 Gesamtzahl der Länder, die ihren Entscheidungspunkt im Rahmen der 

Initiative für hochverschuldete arme Länder (HIPCs) erreicht haben, und An-
zahl der Länder, die ihren HIPC-Abschlusspunkt erreicht haben (kumulativ)

8.11 Im Rahmen der HIPC-Initiative und der Multilateralen Entschuldungsinitiative
(MDRI) zugesagte Schuldenerleichterungen

8.12 Schuldendienst in Prozent der Exporterlöse (Güter und Dienstleistungen)

8.13 Anteil der Bevölkerung mit dauerhaftem Zugang zu unentbehrlichen 
Arzneimitteln zu bezahlbaren Kosten

8.14 Festnetzanschlüsse je 100 Einwohner
8.15 Mobilfunkteilnehmer je 100 Einwohner
8.16 Internetnutzer je 100 Einwohner
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Zehn Jahre sind vergangen, seit die Staats- und Regierungschefs aus mehr als  
150 Ländern im Jahr 2000 in New York die Millenniumerklärung der Vereinten 
Nationen verabschiedeten. Sie enthält unter anderem ein Set von international 
vereinbarten Entwicklungszielen, die in der Folge als Millenniumsentwicklungs-
ziele (MDGs) zum Leitmotiv der internationalen Entwicklungspolitik avancier-
ten. 

Fünf Jahre vor dem Zieljahr 2015 steht eine letzte große Zwischenbilanz an. Was 
wurde bei der Verwirklichung der Ziele bisher erreicht, wo gab es Fehlschläge und 
Rückschritte? Welche Auswirkungen hat die globale Wirtschafts- und Finanzkrise 
auf die Verwirklichung der MDGs? Was müssen Regierungen und internationale 
Organisationen tun, um den Zielen bis zum Jahr 2015 möglichst nahe zu kom-
men? Und wie geht es nach dem Jahr 2015 mit den MDGs weiter?

Diese Fragen stehen im Zentrum des vorliegenden Reports. Im ersten Teil gibt 
er einen kurzen Überblick über die Geschichte der MDGs und ordnet sie in den 
entwicklungspolitischen Diskurs der vergangenen Jahrzehnte ein. 

Im zweiten Teil zieht der Report auf Grundlage der aktuellsten Zahlen eine 
differenzierte Zwischenbilanz der MDG-Umsetzung und dokumentiert Empfeh-
lungen der Zivilgesellschaft für die entwicklungspolitische Agenda der Jahre bis 
2015. 

Im dritten Teil blickt der Report über die MDGs hinaus. Er diskutiert Optionen 
für die Weiterentwicklung der Ziele und beschreibt aktuelle Vorschläge für alter-
native Entwicklungsmodelle und Wohlstandsindikatoren, die dazu beitragen, 
den engen Fokus der MDGs auf Armutsbekämpfung und soziale Entwicklung zu 
erweitern sowie Umwelt- und Verteilungsaspekte systematischer zu berücksichti-
gen. Die Autoren plädieren schließlich dafür, sich in der Entwicklungspolitik auf 
ganzheitlichere Ansätze nachhaltiger Entwicklung (zurück-) zu besinnen. Der 
Report schlägt damit auch die Brücke zwischen dem MDG-Prozess und dem 
Diskurs über nachhaltige Entwicklung, der im Vorfeld des „Rio+20“-Gipfels 2012 
an neuer Dynamik gewinnen wird.
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